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Die italienifche Bewegung. 


Die Zeiten, in welchen deutſche und italieniſche Zuſtände fich vielfach 
kreuzten oder unlösbar verwebten, jene Zeiten, wo jeder deutſche Kaiſer 
ſich feine Sporen in einem Römerzuge zu verdienen trachtete, jene Zeiten, 
wo auf italiſchen Gefilden die erſten Kämpfe des erwachenden (welfiſchen) 
Bürgerthumes mit dem ritterlich glänzenden (ghibelliniſchen) Feudalismus 
wütheten, ſind längſt verrauſcht und verklungen. Aber dennoch hat Deutſch⸗ 
land, wenn auch die äußeren Verbindungen aufhörten, ſich ſtets lebhaft 
für Italien intereſſirt. Verſchiedene Umſtände trugen dazu bei. Welcher 
Deutſche ſchwärmte nicht in abstracto, in der Theorie für die Freiheit? 
Und wie iſt dieſe Schwärmerei leichter zu befriedigen, als wenn man ſich 
an den Brüſten des klaſſiſchen Alterthums vollſaugt 2. Iſt es nicht viel 
bequemer, mit gemüthvoller Bewunderung, mit ſtiller Seligkeit auf die 
Helden der römiſchen Republik, auf die Cincinnatus, Gracchus, Brutus 
hinzuſchauen, als ſelbſt nach Zuſtänden, die ſolche Männer gebähren, zu 
trachten und zu ringen? Welcher Gebildete in Deutſchland hielt nicht, 
in Ermangelung eines politiſchen und ſtaatlichen Intereſſes, die Bewunde⸗ 
rung der Kunſt für die höchſte Aufgabe des Lebens, für das ſicherſte 
Kennzeichen der Bildung, namentlich ſeit die Winkelmann, Göthe, Heinſe 
die kalten Bildſäulen des klaſſiſchen Kunſtlandes durch ihre tiefe Forſchung, 
durch den glühenden Hauch ihrer Poeſie neu belebten und mit roſigem 
Schimmer verklärten? Welcher Gefühlvolle, Jüngling oder Jungfrau, 
hätte nicht unbeſchadet ſeiner Jahre für Jean Paul und mit ihm für die 
zaubriſchen Gärten von Iſola Bella geſchwärmt? Nicht Nikolai's Sta⸗ 
tiſtik der italieniſchen Flöhe, nicht Hoffmann's von Fallersleben Zorn über 
den ſauern italieniſchen Wein vermochten die Sehnſucht der Deutſchen nach 
den hesperiſchen Gefilden abzukühlen oder ihr Intereſſe für das klaſſiſche 
Land zu vermindern. 

Noch eine andere Quelle der Sympathie iſt nicht außer Acht zu laſ⸗ 
ſen. Dem verzagenden Unglücklichen iſt es ſo tröſtlich, e zu ſehen, 
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der unter einem noch größeren Unglück ſeufzt, als er; der Schwache, der 
Thatſcheue findet vor ſich ſelbſt eine Entſchuldigung, wenn er Andere ſieht, 
die daſſelbe ſich gefallen laſſen, was er ſich gefallen läßt, die, wie er, nicht 
Ausdauer und Thatkraft genug zur Verbeſſerung ihrer Lage haben. Nun 
denn, die politiſchen Zuſtände Deutſchlands konnten mit denen Italiens 
noch immer den Vergleich aushalten; die Zunge der Waage neigte ſich 
vielleicht ſogar auf Deutſchlands Seite. Und genoſſen bis jetzt alle nur 
halbwegs civiliſirten Völker Preßfreiheit, ſo fand doch Deutſchland, welches 
dieſelbe entbehrte, an Italien — und Rußland Leidensgefährten. Es iſt 
ſo angenehm, wenn man nicht allein ſteht in der Welt, es iſt ſo erhebend, 
wenn man wenigſtens nicht von der ganzen Welt Vorwürfe hinzunehmen 
braucht. Aber Italien wird in wenig Tagen vollſtändige Preßfreiheit de 
jure beſitzen, wie es fie jetzt fehon de facto faſt beſitzt. Die Zahl der 
Leidensgefährten hat ſich wieder um einen vermindert: — wie lange wird 
ſich Deutſchland noch mit dem aſiatiſchen, halbbarbariſchen Rußland auf 
eine Stufe ſtellen laſſen? 

Wie die Vulkane des Landes oft die volkreichen Städte, die blühen⸗ 
den Fluren unter Schutt und Aſche begraben, ſo hatte auch die Reaktion 
ihr Leichentuch weit über die hesperiſchen Gärten gebreitet, das Leben der 
Menſchen vergiftet und ihren Willen, faſt auch ihre Hoffnungen erſtickt. 
Beinahe ſpurlos waren die Stürme der neueren Geſchichte über Stalien 
dahin gebrauſ't. Manch' faule Frucht hatten ſie verweht, manch' dürren 
Aſt gebrochen; aber ehe die jungen Sproſſen Zeit hatten, ſich zu kräftigen 
und luſtig empor zu grünen, ließ die Reaktion ſie durch den Fuß fremder 
Söldlinge zerſtampfen. Schwer laſtete das Elend, welches jämmerliche 
Regierungen und ſprichwörtlich gewordene ſchlechte Verwaltungen über die 
Völker bringen, auf Italien, als die Donner der franzöſiſchen Revolution 
die Welt erſchütterten. Mit Begeiſterung wurde. fie von dem gebildeten 
Theile der Bevölkerung, von der Bürgerſchaft und dem Adel, begrüßt, im 
Kirchenſtaat, wie in Neapel. Der Hof von Neapel, die elendeſte aller 
elenden italieniſchen Regierungen, ebenſo feig, als grauſam, wurde trotz 
aller ſeiner Prahlereien 1798 von den franzöſiſchen Republikanern unter 
Championette ſchimpflich aus dem Lande gejagt; er floh nach Sizilien und 
wurde da mit offenen Armen empfangen, wo jetzt zuerſt die Kanonen ge⸗ 
gen ihnen donnerten. Aber ehe er Neapel verließ, bewaffnete er, um ſei⸗ 
ner Wuth gegen die Liberalen Luft zu machen, die Lazzaroni's und reizte 
ſie an, eine große Zahl der erſten Bürger und Adligen zu morden. Die 
Franzoſen errichteten die parthenopeiſche Republik; aber als ſie nach Jah⸗ 
resfriſt ihre Truppen zurückziehen mußten, kehrte der Hof, blutdürſtiger als 
je, mit Englands Hülfe zurück. Es begann eine Reaktion, blutiger, als 
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die blutigſten Blätter der franzöſiſchen Revolution; die Häubter der Pa⸗ 
trioten fielen in zahlloſer Menge auf dem Blutgerüſte; Nelſon trat als 
der rohe und grauſame Helfershelfer des blutgierigen Hofes auf und all' 
ſein verdienter Ruhm als Seeheld wird die Schmach nicht von ihm ab— 
waſchen, die er dort als Scherge der Tyrannei auf ſich geladen hat. 

Noch einmal blinkte Italien ein Hoffnungsſtern, als der milde Eugen 
Beauharnois Vicekönig von Italien wurde, als die Sizilianer unter Eng- 
lands Beiſtande die freilich nie in's Leben getretene Verfaſſung von 1812, 
die jetzt das Banner des Aufſtandes iſt, zu Stande brachten, als Joachim 
Murat den neapolitaniſchen Thron beſtieg und der Welt zeigte, daß er 
die Adminiſtration eines Landes fo gut zu führen verſtand, als feine leich- 
ten Reitergeſchwader im Sturme der Schlacht. Title Hoffnungen! Napo⸗ 
leon ſtürzte und Norditalien kam wieder unter öſterreichiſche Herrſchaft; 
Ferdinand hielt die Verfaſſung von 1812 nicht, die ſein Stellvertreter 
feierlichſt anerkannt hatte; er betrog die Sizilianer um das ihnen feierlichſt 
Zugeſagte. Murat wurde erſchoſſen und unter dem Schutze öſterreichiſcher 
Bajonnette begann in Neapel, wie in Sizilien wieder das alte heilloſe 
Regiment, die frühere nichtswürdige Verwaltung. Wiederum ſchien die 
Militairrevolution von 1820 dem Lande eine beſſere Zukunft zu bereiten; 
der König wurde gezwungen, die ſpaniſche Konſtitution von 1812 auf 
das Evangelium zu beſchwören. Aber er ging zum Fürſtenkongreß nach 
Lapbach und als er zurückkehrte, war von der Verfaſſung und von feinem 
Schwure keine Rede mehr. 

Der Sieg der Reaktion war entſchieden. An eine allgemeine Schild- 
erhebung war nicht mehr zu denken; in den geheimen politiſchen Verbin⸗ 
dungen, im Carbonarismus, in hie und da explodirenden Verſchwörungen 
machten die Patrioten ihrer Verzweiflung über die unglückliche Lage des 
Vaterlandes, ihrem Zorne gegen die heilloſen Regierungen Luft. Bald 
irrten zahlreiche Patrioten als Geächtete, ihr Vaterland verlaſſend, in 
fremden Ländern umher. Und dieſe Geächteten konnten ſich noch glücklich 
preiſen, im Vergleich mit denen, welche von den Schergen der Regierungen 
ergriffen wurden. Wer kennt nicht die furchtbaren Leiden, welche Oeſter⸗ 
reich die Silvio Pellico, die Gonfalonieri und ſo viele andere lombardiſche 
Patrioten in den unterirdiſchen Kerkern des Spielberges erdulden ließ? 
Wer erinnert ſich nicht der zahlreichen politiſchen Hinrichtungen, welche der 
harte und ſtarrſinnige Prieſter Gregor XVI. in den dreißiger Jahren in 
der Romagna vollziehen ließ? Wem tönt nicht noch erſchütternd der ſtolze 
Todesruf der jugendlich ſchönen Brüder Bandiera in den Ohren, welche 
1844 nach dem verunglückten Aufſtande in Kalabrien mit ihren Unglücks⸗ 
gefährten in Koſenza erſchoſſen wurden, wofür das Volk voriges Jahr 
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an einem ihrer Richter eine fo ſchauderhafte Rache übte? Wer Blut und 
Rache ſäet, kann nicht Liebe ernten. So wechſelte ſtets die Ruhe des 
Grabes mit einzelnen blutigen Ausbrüchen; von einer friedlichen Entwicke⸗ 
lung und Geſtaltung des politiſchen Lebens war keine Rede mehr. Die 
einzige Freiheit, welche man den Italienern ließ, war die Karnevalgfrei- 
heit. Wie der Karneval ſtets bei politiſch unfreien Völkern den größten 
Anklang findet, ſo ſchienen auch die Italiener zufrieden mit der Freiheit, 
einmal im Jahre ſich ſelbſt und ihre Herren verſpotten und ihre Ketten 
im bacchantiſchen Jubel vergeſſen zu dürfen. Wenigſtens war keine andere 
Lebensäußerung wahrzunehmen; alle ihre ſonſtigen Hoffnungen verſchloſſen 
ſie, aus Furcht vor der Rache der Tyrannei, tief in ihrer Bruſt. 

Da ſank mit Gregor eine Haubtſtütze der Reaktion in das Grab, 
und trotz aller Anſtrengungen der reaktionären Partei für Lambruschini 
oder einen anderen ihrer Koryphäen beſtieg der Kardinal Feretti als Pius 
IX. den päbſtlichen Stuhl. Die Amneſtie für politiſche Verbrechen, welche 
er bald nach feiner Wahl erließ, welche fo vielen ihrer politiſchen Mei- 
nung wegen unter dem harten und argwöhniſchen Regimente Gregor's 
Eingekerkerten Freiheit und Leben wieder gab, gewann ihm die Herzen des 
leicht beweglichen Volkes. Erſchreckt und indignirt über die ſchmählichen 
Mißbräuche, welche ſich in alle Zweige der Verwaltung eingeſchlichen Hats 
ten, welche die Hülfsquellen des Staates entweder ganz verſtopften oder 
wenigſtens nutzlos vergeudeten, begann er eine Reihe adminiſtrativer Re⸗ 
formen, welche die Römer mit ſüdlichem Enthuſiasmus als die politiſche 
Wiedergeburt Italiens prieſen, welche die Partei des Fortſchritts geſchickt 
zu benutzen und auszudehnen verſtand. Pius wurde das Schild und 
die Standarte der Liberalen in Italien; an ihn klammerte ſich das wieder 
erwachende Bewußtſein der italieniſchen Nationalität; von den Ufern des 
Po bis zu den eiſigen Gipfeln des Aetna wurde Pius als der Befreier 
Italiens, als der Wiederherſteller der italieniſchen Nationalität mit kaum 
glaublicher Begeiſterung begrüßt. — Dieſe ganze Bewegung wuchs fo ur 
plötzlich aus der Erde, kontraſtirte ſo grell mit der ihr vorhergehenden 
Grabesſtille, daß es uns nicht in Verwunderung ſetzen kann, wenn wir 
die verſchiedenſten, weit über das Ziel hinausſchießenden Urtheile von den 
verſchiedenen Parteien über ſie fällen hören. Die Reaktionäre, die „Augsb, 
Allg. Ztg.,“ der „Oeſterr. Beob.,“ der „Rhein. Beob.“ verſchreien in 
ihrem Zorn über die Unterbrechung der wohlhergebrachten faulen Wirth⸗ 
Schaft die Reformen des Pabſtes als eitel kraſſen Radikalismus, der, 
wenn er erſt ſtark genug iſt, die Maske abzuwerfen, wohl gar zum Ko m⸗ 
munismus werden möchte. Der vulgäre Liberalismus, mit dem 
vom Belletriſten zum politiſchen Berichterſtatter gewordenen phraſenreichen 
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Feuilletoniſten der „Köln. Ztg.“ an der Spitze, preiſ't in Pius den Mann, 
der die Ideen des Jahrhunderts auf ſein Banner geſtickt hat und ſie mit 
„weiſer Mäßigung“ in's Leben einführen wird. Die Demokraten ends 
lich, wie der „Deutſche Zuſchauer,“ empört über die religiöſe Engherzigkeit 
des Pabſtes, wenig befriedigt durch feine den Anforderungen der Demo⸗ 
kratie allerdings keineswegs entſprechenden Reformen, wollen nicht viel von 
ihm wiſſen und werfen ihn ohne Weiteres zu den Halben und Flauen, zu 
den „trockenen Pelzwäſchern,“ wenn ſie auch ſeine Ehrlichkeit und ſeine 
perſönliche Liebenswürdigkeit anerkennen. 

Die Demokraten haben Recht in Beziehung auf die Perſon des Pab— 
ſtes. In religiöſen Dingen iſt er ſo rechtgläubig, wie es nur je ein Pabſt 
geweſen iſt, und ſucht fie mit demſelben heiligen Eifer, wie feine Vorgän⸗ 
ger, in ihrer alten Glorie zu erhalten und vor dem Andringen dieſer 
Welt zu ſchützen. Er proklamirt auf's Neue die päbſtliche Unfehlbarkeit; 
er verdammt das Eindringen der Vernunft in die Religion; er ſchleudert 
von Neuem ſein Anathema gegen den Hermeſianismus; er hält ſich mit 
den Jeſuiten in gutem Vernehmen; er beklagt den Sieg der Schweizer 
über den giftigen Jeſuitismus als einen „auf Koſten der Religion erfoch— 
tenen; “ er will eine Unterſuchung einleiten laſſen, weil die Römer dem 
ſchweiz. Konſul durch ein Ständchen ihre Sympathie für den Sieg der 
Tagſatzung, ihre Averſion vor Jeſuiten, Sonderbund und Oeſterreich an 
den Tag legen; er desavouirt „mit tiefem Schmerz“ den berühmten Artikel 
des „Contemporaneo,“ worin dieſer dagegen zu Felde zieht, daß ſich in 
Belgien und der Schweiz die Ultramontanen als „katholiſche Partei“ bes 
zeichnen, und worin er zu beweiſen ſucht, daß der Katholizismus keines⸗ 
wegs für gleichbedeutend zu halten ſei mit Jeſuitismus und Abſolutismus. 
Beweiſe genug, um ihn vor dem Verdacht der Freigeiſterei hier wie dort 
zu ſchützen! Den Pabſt wegen feines Radikalis mus zu loben oder dies 
ſen Vorwurf von ihm abzuwaſchen, wird uns der Leſer hoffentlich erlaſſen. 
Der Pabſt iſt politiſch liberal, wenn man will, d. h. ſein Liberalismus 
geht grade ſo weit, als die Verhältniſſe ihn treiben. Er hat mit admi— 
niſtrativen Reformen begonnen, und Metternich's und Guizot's eifriges 
Beſtreben war es, ihn auf ſolche zu beſchränken. Seine eigenen Wünſche 
ſtimmten höchſt wahrſcheinlich mit dieſer Beſchränkung überein. Wir wol⸗ 
len ihm einzelne Schwankungen nicht zu ſehr zur Laſt legen; wir wollen 
dabei nicht vergeſſen, daß die reaktionäre Partei, die Graſſelini, die Freddi 
ꝛc. im vorigen Sommer mit Oeſterreichs Beihülfe beinahe eine eklatante 
Contrerevolution in Rom zu Stande gebracht hätte, daß ſie es noch heute 
nicht an perfiden Einflüſterungen, an vorgeſpiegelten Verſchwörungen fehlen 
läßt, um den Pabſt einzuſchüchtern und das Volk aus der Bahn der fried⸗ 


120 


lichen Entwickelung zu Gewaltthätigkeiten zu drängen und damit der öſter⸗ 
reichiſchen Intervention einen plauſiblen Vorwand zu geben. Die heraus⸗ 
fordernden militäriſchen Maaßregeln am Neujahrstage, wo das Volk Nichts 
wollte, als ſeinen heiligen Vater beglückwünſchen, hatten keinen anderen 
Zweck. Wollen wir auch die aus dieſer Quelle ſtammenden Maaßregeln 
als unüberlegt entſchuldigen, fo find doch die Worte des Pabſtes bei Er- 
öffnung der Conſulta, „diejenigen würden ſich ſehr täuſchen, welche in der 
Conſulta eine mit der päbſtlichen Souverainetät unvereinbare Einrichtung 
ſehen wollten,“ deutlich genug. Sie beweiſen, daß der Pabſt bei ſeinen 
adminiſtrativen Reformen keineswegs die Abſicht hatte, die konſtitutio⸗ 
nelle Entwickelung zu eröffnen und zu befördern. Aber wer kann 
den Strom hemmen, wenn die Deiche durchſtochen ſind? Pius begann mit 
adminiſtrativen Reformen und der Enthuſiasmus des Volkes, die geſchickte 
und entſchloſſene Haltung der Liberalen trieb ihn, wahrſcheinlich gegen ſei⸗ 
nen Willen, in die Bahn der politiſchen Reformen und machte ihn zum 
Mittelpunkt der liberalen und nationalen Beſtrebungen der Italiener. 

Wichtiger, als der Charakter und die politiſche Richtung dieſes einen 
Mannes, iſt der Charakter und der Inhalt der gegenwärtigen italieniſchen 
Bewegung ſelbſt. Iſt ſie der Beachtung werth? Iſt ſie hiſtoriſch berech⸗ 
tigt? Hat ſie Ausſicht auf Erfolg? Allerdings; wir müſſen alle dieſe 
3 Fragen unbedingt bejahen. Die gegenwärtige italieniſche Bewegung 
führt Italien ein in die Reihe der modernen, der eiviliſirten Staaten; ſie 
iſt der Kampf des Liberalismus, des konſtitutionellen Staates gegen den 
Abſolutismus, gegen die unbedingte Herrſchaft von Gottes Gnaden; ſie 
iſt der erſte Verſuch der Bourgeoiſie, die ihr nach dem ge— 
genwärtigen politiſchen und ſozialen Zuſtande des Landes 
zuſtehenden Rechte und Machtvollkommenheiten zu erin⸗ 
gen und auszuüben. 

Der Pabſt begann, wie geſagt, mit Verbeſſerungen im Finanzweſen, 
in der Verwaltung, in der Juſtiz. Er entließ den größten Theil der 
Schweizerſöldlinge; er beſeitigte die furchtbaren Uebergriffe und Willkühr⸗ 
lichkeiten, welche bis dahin die Polizei im Kirchenſtaate, wie in kaum einem 
anderen Lande, ſich erlaubt hatte; er unterdrückte die ſprichwörtlich ge⸗ 
wordene Beſtechlichkeit der Richter, verbeſſerte die Gerichtsverfaſſung und 
führte einen gewiſſen Grad von Oeffentlichkeit bei den Gerichten ein; er 
verſchloß ſein Ohr nicht vor den Beſchwerden des Volkes, gab vielmehr 
in regelmäßigen Audienzen Jedermann Gelegenheit, ihm Mißbräuche der 
Beamten direkt mitzutheilen. So hoffte er unbeſchadet ſeiner abſoluten 
Herrſchaft von oben herab die Lage des Volkes ſo weit zu verbeſſern, daß 
die Wünſche deſſelben nicht über den patriarchaliſch-bureaukratiſchen Staat 
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des Vertrauens hinausgingen. Das war fein Irrthum; denn jetzt bes 
mächtigte ſich die Bourgeoiſie, die hohe wie die niedere, der Bewegung 
und leitete ſie direkter dem von ihr erſtrebten Ziele zu. Und dieſes Ziel 
iſt, Einrichtungen zu erringen, welche der Bürgerſchaft Antheil an der 
Verwaltung und Geſetzgebung ſichern. Sie errang ſich eine Milderung 
der Cenſur, welche faſt der Preßfreiheit gleich kommt; durch die Preſſe, 
durch die Volksredner, welche nirgends ein hörluſtigeres Publikum finden, 
als in Italien, wo die Nation faſt nur auf der Straße lebt, organiſirte 
ſie die öffentliche Meinung und ſchuf aus ihr eine Macht, welcher der 
Pabſt nicht mehr widerſtehen kann. Sie errang ſich das ſehr wichtige 
Vorrecht, ſich zu bewaffnen und ſelbſt die Ordnung aufrecht zu erhalten; 
der Bürgergarde allein und dem Volkstribun Cicerouacchio iſt das Schei⸗ 
tern des oben erwähnten Verſuches einer Contrerevolution zu danken; ſte⸗ 
hende Truppen oder Söldlinge hätten ſich vielleicht von den ſehr hochſte⸗ 
henden Häubtern der Reaktion fortreißen laſſen. Die Bourgeoiſie errang 
ſich ferner eine Munizipalverfaſſung, bei der die Vertretung auf einen 
hohen Cenſus begründet iſt; fie errang fick die Conſulta, eine Verſamm⸗ 
lung zur Berathung von Regierungs- und Verwaltungsſachen, zur Pris 
fung des Budgets. Werden auch die Mitglieder für jetzt noch vom Pabſte 
ernannt, müſſen auch Präſident und Vicepräſident noch geiſtlichen Standes 
ſein, iſt das Votum auch nur erſt ein berathendes, ſo iſt doch nicht zu 
verkennen, daß hier der Anfang der konſtitutionellen Entwickelung gegeben 
iſt, in der Art, wie dieſe faſt bei allen Völkern begonnen hat. Und auch 
in die althergebrachte, ausſchließliche Beſetzung der höheren Aemter mit 
Geiſtlichen iſt ſchon Breſche geſchoſſen, indem jetzt zum erſtenmal die Er⸗ 
nennung eines Laien zum Chef des Kriegsweſens durchgeſetzt iſt. — 
Dieſe Bewegung verbreitete ſich trotz verzweifelter Verſuche der Reak⸗ 
tion, ſie zu unterdrücken, mit reißender Schnelligkeit durch ganz Italien. 
Der König von Neapel, der wie alle Bourbons Nichts gelernt und Nichts 
vergeſſen hatte, verweigerte halsſtarrig jede Reform; es kam im vorigen 
Sommer in Kalabrien zum Aufſtande und noch einmal gelang es dem 
König, denſelben mit gewohnter Grauſamkeit durch zahlreiche Hinrichtun⸗ 
gen zu erſticken. In Oberitalien zeigten ſich die Fürſten von Toskana und 
Sardinien der Bewegung geneigt oder ſchloſſen ſich ihr wenigſtens an, 
weil ſie ihr nicht widerſtehen konnten. Modena's Wuth gegen ſie will 
nicht viel beſagen. Ueberall dieſelben Forderungen, die mehr oder weniger 
gewährt werden, überall als unvermeidliche Zugabe derſelbe verzückte En⸗ 
thuſiasmus, dieſelbe bombaſtiſche Deklamation, überall derſelbe Uebergang 
von Verbeſſerungen in der Juſtiz und Verwaltung zu eigentlich politiſchen 
Reformen. Selbſt die 100,000 Bajonnette, welche Oeſterreich in der Lom⸗ 
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bardei ſchlagfertig hält, vermochten die Bewegung nicht zu unterdrücken. 
Man verlangte Verminderung der unzähligen deutſchen Beamten, Vermeh⸗ 
rung der Befugniſſe der Central⸗Congregation, einer Art Vertretung des 
Grundbeſitzes. Die Lombarden beſchloſſen, die Regierung durch Schmäle⸗ 
rung ihrer Einkünfte zu Konzeſſionen geneigt zu machen; ſie entſagten 
dem Lottoſpiel und dem Cigarrenrauchen, denn Lotto und 
Tabacksregie liefern dem Fiskus ſehr bedeutende Einnahmen. Es gelang, 
wie ich im vorigen Hefte erzählte, einen Zuſammenſtoß der Bürger mit 
der Soldateska herbeizuführen; Mailand glich mehrere Tage einer erſtürm⸗ 
ten und geplünderten Stadt, über 100 Perſonen wurden niedergemetzelt; 
— aber dieſes Blut wird die Bewegung eher befruchten, als erſticken! 
Oeſterreich's Rolle in Italien naht ſich ſeinem Ende, trotz Metternich's 
verzweifelter Anſtrengungen, ſein Syſtem wenigſtens bis zu ſeinem Tode 
aufrecht zu erhalten. Apres moi le deluge! — 

Die italieniſche Bewegung iſt weit entfernt vom Radikalismus; ſie 
geht von der Bourgeoiſie aus und wird von ihr getragen und fortgeführt; 
dieſe wird die Früchte derſelben pflücken. Obenhin betrachtet hat die Be⸗ 
wegung zwar einen ſehr demokratiſchen Schein, aber eben auch nur den 
Schein. Wenn wir Fürſten und Grafen in den Reihen der Bürgergarde 
erblicken, ſo dürfen wir nicht vergeſſen, daß einmal der lange Druck des 
Abſolutismus, der gleichmäßig auf allen Ständen laſtete, dieſe nivellirt 
hat, daß viele italieniſche Fürſten Handel und Bankgeſchäfte betreiben und 
ſomit die Intereſſen der Bourgeoiſie theilen; auch dürfen wir nicht ver⸗ 
geſſen, daß von der römiſchen Bürgergarde „Handarbeiter, Tagelöhner und 
wer fonft ein verächtliches Gewerbe treibt“ ausgeſchloſſen find; das iſt 
alſo eine neue jeunesse dorée. Wenn wir die hohe Bourgeoiſie und 
Ariſtokratie den Volksmann Cicerouacchio, den weiland Kutſcher, heranzie⸗ 
hen und fetiren ſehen, ſo dürfen wir nicht vergeſſen, daß ſie ſich durch ihn 
des großen Haufens verſichern will, daß Cicerouacchio ſelbſt ein gemäßigter 
liberaler Kleinbürger und keineswegs ein Radikaler iſt. Wenn wir in 
Genua ſtolze Nobili Arm in Arm mit zerlumpten Bettlern gehen ſehen, 
ſo dürfen wir nicht vergeſſen, daß ſie an dem Arme des Volkes einen 
Rückhalt für ihre Forderungen zu finden hofften. Vieles iſt denn auch auf 
Rechnung des betäubenden ſüdlichen Enthuſiasmus zu ſetzen. Das Volk 
hilft begeiſtert der Bourgeoiſie, ihre Forderungen durchzuſetzen; es müßte 
das auch thun, wenn es mit voller Ueberlegung handelte, wenn es weiter 
über ſeine Intereſſen nachdächte. Aber das thut es nicht; es fällt ihm 
nicht im Traume ein, daß es dereinſt einmal ganz andere Forderungen 
geltend zu machen haben würde. Das kann nicht anders ſein. In die⸗ 
ſem Lande ohne politiſche und induſtrielle Entwickelung beſteht der ſchroffe 
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feindliche Gegenſatz noch nicht, der ſich in civiliſirten Ländern zwiſchen 
Bourgeoiſie und Proletariat ausbildet. Da gibt es kein Proletariat, wel⸗ 
ches mit Bewußtſein ſeine Lage und die Mittel zu ihrer Verbeſſerung 
prüfte; da gibt es nur Arme und Bettler, wenig gedrückt von Hunger 
und Kummer, arglos ihrem milden Himmel und der Wohlthätigkeit ihrer 
reicheren Landsleute die Sorge für ihre Exiſtenz anheimgebend. Erſt wenn 
die Bourgeoiſie zur Macht gelangt iſt, wenn ſie Eiſenbahnen, Handel und 
induſtrielle Unternehmungen in's Leben gerufen hat, erſt dann wird auch 
im Schooße der italieniſchen Geſellſchaft an der Stelle des gegenwärtigen 
patriarchaliſchen Schlendrians jener Kontraſt zwiſchen dem dritten und 
vierten Stande ſcharf hervortreten, der überall im Gefolge der Civiliſation 
ſich herausbildet. Bis dahin bleibt Alles nivellirt. — 

So weit entfernt vom Radikalismus, ſo beſcheiden und gemäßigt war 
bis vor Kurzem die Bewegung der italieniſchen Bourgeoiſie. Trat ſie 
auch der Form nach zuweilen etwas ſtürmiſch auf, wie das bei der queck⸗ 
ſilbernen Lebendigkeit des Südländers nicht anders ſein kann, ſo gingen 
doch die Forderungen nicht über Preßfreiheit, Bildung einer Bürgergarde, 
Munizipalverfaſſung und Ernennung einer Conſulta, eines nur berathen⸗ 
den Staatsrathes, hinaus. Jede, auch die kleinſte Konzeſſion wurde mit 
überſtrömender Dankbarkeit, mit einer alle Schleuſen durchbrechenden Be⸗ 
geifterung aufgenommen. Der Donner der Kanonen, welcher von Si 
zilien herüberſchallte, hat aber plötzlich die ganze Sachlage weſentlich ver⸗ 
ändert. 

Der König von Neapel, ſtolz auf den Sieg, den er vorigen Sommer 
über die Inſurgenten in Kalabrien errungen hatte, verſagte hartnäckig 
jede Reform und verfolgte alle derartige Beſtrebungen mit blutiger Strenge. 
Die neapolitaniſche Verwaltung mag leicht die ſchlechteſte aller ſchlechten 
italieniſchen Verwaltungen fein. Namenloſe Summen verſchlang des Kör 
nigs Soldatenſpielerei; das Regiment lag in den Händen feines Beicht- 
vaters, des verſchmitzten Paters Cocle, und des grauſamen Polizeiminiſters 
Del Caretto; die Männer des gemäßigteſten Fortſchrittes Pietracatella, 
Santangelo mußten iverſtummen. Da riß den Sizilianern die Geduld; 
als auch am 12. Januar, dem Geburtstag des Königs, die erwarteten 
Reformen nicht eintraten, da erhoben ſich einmüthig Adel und Lazzaroni, 
Bauern und Bürger. Palermo blieb in der Hand der Inſurgenten; die 
Truppen, welche der wüthende König über die Meerenge ſchickte, wurden 
blutig zurückgeſchlagen, die Verwundeten trotz der von ihnen begangenen 
Grauſamkeiten liebevoll verpflegt. Jetzt erſchrack der König; er bequemte 
ſich zu Konzeſſionen, die etwa den oben genannten Forderungen der nord⸗ 
italieniſchen Bourgeoiſie entſprachen. Es war zu ſpät. Die Sizilianer 
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proklamirten die 1812 unter Englands (Lord Bentink's) Beiſtand zu 
Stande gekommene Charte (Zweikammerſyſtem mit erblicher weltlicher Pais 
rie, Wahlcenſus von 18 Unzen, Preßfreiheit, Jury, Abſchaffung der Feu⸗ 
dalverfaſſung, der Baronialgerichte, der Frohndienſte ohne alle Ent- 
ſchädigung.) Auch die Neapolitaner begnügten ſich mit des Königs 
Zugeſtändniſſen nicht mehr. Sie nahmen eine ſo drohende Haltung an, 
daß er Cocle und Del Caretto (der in Livorno und Genua kaum der 
Wuth des Volkes entging) fortſchicken und eine Verfaſſunng nach den 
Grundlagen der franzöſiſchen Charte verſprechen mußte. Dar⸗ 
auf war wieder Alles Friede, Eintracht und Begeiſterung. Aber auch die 
norditalieniſche Bourgeoiſie ſpannt jetzt ihre Forderungen höher. Als der 
Gemeinderath zu Turin eben den König von Sardinien um Errichtung 
der Bürgergarde bitten wollte, erklärte Graf Roſa, dieſe Petition habe 
jetzt nach den Ereigniſſen in Neapel ihre Bedeutung verloren; jetzt müſſe 
man um Einführung einer Verfaſſung petitioniren, aus welcher dann die 
Errichtung der Bürgergarde von ſelbſt folgen würde. — 

Obgleich die italieniſche Bewegung vor allen Dingen den Zweck hat, 
der Bourgeoiſie den Antheil an der Verwaltung und Geſetzgebung zu ers 
ringen, den ſie anderswo bereits errungen hat, ſo iſt doch auch nicht zu 
verkennen, daß durch ſie die Idee einer einheitlichen Nationalität 
neues Leben und neue Kraft erhalten hat. Sizilien zwar denkt und han⸗ 
delt nur für ſich; in der ſizilianiſchen Revolution iſt kein nationales Ele⸗ 
ment zu entdecken. Deſto kräftiger trat dieſes aber hervor, als Oeſterreich 
im vorigen Sommer zu derſelben Zeit, wo in Rom die Contrerevolution 
losbrechen ſollte, mitten im tiefſten Frieden Ferrara beſetzte; die Italiener 
brannten vor Begierde, ſich mit dem verhaßten Oeſterreich, dem Unter⸗ 
drücker ihrer Nationalität zu meſſen, was ihnen damals freilich übel be- 
kommen fein möchte. Die Sehnſucht nach Wiederherſtellung einer einheit- 
lichen Nationalität diktirte den Zollverein zwiſchen Sardinien, Toskana 
und Rom. Die italieniſchen Radikalen, die Geächteten, an deren Spitze 
Mazzini ſteht, ſtellen als die erſte und wichtigſte ihrer Forderungen die 
Einheit Italiens hin. Unter den italieniſchen Fürſten hat ſich Karl Al⸗ 
bert von Sardinien zum Träger dieſer Idee gemacht; er hat ſich zwar 
auch bequemt, den Forderungen des Liberalismus Gehör zu geben, aber 
er iſt doch vor allen Dingen der Repräſentant der nationalen Beſtrebungen 
Italiens. Er hat tüchtig gerüſtet und laut erklärt, daß er jedem Angriff 
Oeſterreich's auf die italieniſche Nationalität, alſo jeder bewaffneten In⸗ 
tervention mit Waffengewalt begegnen würde. Die ſardiniſchen Fürſten 
ſind dafür bekannt, daß ſie die Verhältniſſe ſchlau zu benutzen wiſſen. Sar⸗ 
dinien iſt nächſt Neapel der mächtigſte Staat Italiens; König Ferdinand 
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von Neapel ift bei allen Parteien fo in Mißkredit, daß er ſchon für jetzt 
Noth und Mühe haben wird, ſeine Krone ſich zu erhalten. Es wäre leicht 
möglich, daß Karl Albert von Sardinien noch eine große Zukunft vorſich hätte. 

Wird die italieniſche Bewegung Erfolg haben? Ohne Zweifel; Ita⸗ 
lien wird ſich in kürzeſter Friſt konſtitutionelle Verfaſſungen erringen. Wie 
zornig Oeſterreich auch auf dieſe Beſtrebungen hinblickt, es kann nicht an 
Intervention denken, ohne Alles auf's Spiel zu ſetzen.“) Es hat genug zu 
thun, um Ungarn, Böhmen, Gallizien, Steyermark zu überwachen, wo 
erſt eben wieder Bauernunruhen ausbrachen. Ganz Italien würde ſich auf 
Karl Albert's Ruf wie ein Mann gegen Oeſterreich's Intervention erhe⸗ 
ben. Und wenn Frankreich d. h. das Miniſterium Guizot ſchwiege, Eng⸗ 
land hat ſchon erklärt, daß es jedes bewaffnete Einſchreiten Oeſterreich's 
gegen die italieniſche Bewegung, namentlich gegen die neapolitaniſche Re⸗ 
volution als Kriegserklärung anſehen würde. Daß England nicht aus 
uneigennütziger Begeiſterung für die Freiheit der Völker, ſondern ſeiner 
Handelsintereſſen wegen als Schirmer der italieniſchen Bewegung auftritt, 
daß es nur feinen Einfluß an die Stelle des öſterreichiſchen Einfluſſes 
ſetzen will, brauche ich wohl nicht hinzuzufügen; das ändert aber an der 
Sache Nichts. L. 


Weber Verbrechen und Strafe. 


Die Frage, was iſt das Weſen und der Zweck der Strafe? 
hat ſeit Plato und Ariſtoteles die hervorragendſten Geiſter aller gebildeten 
Nationen beſchäftigt; weit find wir noch von der theoretiſchen Löſung dies 
ſes Problems, aber noch unendlich weiter von dem Eindringen der wahren 
und richtigen Anſicht in's wirkliche Leben entfernt. Wir wollen einen 
Blick auf den Entwickelungsgang des menſchlichen Geiſtes werfen, und 
ſehen, auf welche Grundlagen der Staat ſein Strafſyſtem und ſein Recht 
zu ſtrafen gebaut hät. Die natürlichfte Folge eines wirklichen oder vers 
meintlichen Eingriffes in meine Rechte iſt das Erwachen der Rach ſucht; 
da, wo der Staat noch nicht als Vermittler und Garant des Rechtszu— 
ſtandes Aller ſich geltend gemacht hat, ſuche ich in lebhafter Empfindung 
des mir von einem Andern zugefügten Uebels demſelben ein wo möglich 
noch größeres Uebel zuzufügen, oder doch wenigſtens eine Wiedervergeltung 
auszuüben. Aus dieſem rohen Triebe, den der Menſch mit den Thie— 
ren gemein hat, entwickelte ſich das Wiedervergeltungsſyſtem, wie 

*) Unſere Vorausſage hat ſich ſchon beſtätigt. Kaum hatten wir dieſen Aufſtand 


zum Druck gegeben, als Neapel, Sardinien und Toskana Verfaſſungen prokla⸗ 
mirten, als Oeſterreich erklärte, es werde nicht interveniren. 
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wir es in einigen Theilen des moſaiſchen Rechts in ſchönſter Bläthe fin⸗ 
den: „Auge um Auge, Zahn um Zahn“ heißt es dort; auch im Mittel⸗ 
alter fand es vielfache Anwendung; als nun das „Jahrhundert der Auf- 
klärung“ mit ſeinen Fackeln auch die dunkeln Rumpelkammern der Gerech⸗ 
tigkeitsmänner erleuchtete, da fanden dieſe, das alte, rohe Syſtem laſſe ſich 
ſo nicht mehr halten, ſie ſchmückten daher daſſelbe mit allerlei philoſophiſchen 
Floskeln, um es weniger anſtößig zu machen, und nannten den fo aus- 
ſtaffirten Wechſelbalg das „Syſtem der moraliſchen Vergeltung;“ das 
Verbrechen müſſe geſühnt werden; der Verbrecher habe durch ſeine rechts⸗ 
widrige Handlung das Gleichgewicht unter den Menſchen verletzt, dieſes 
ſei nur dadurch wieder herzuſtellen, daß ihm daſſelbe oder ein ähnliches 
Uebel, welches er einem Andern bereitet habe, zugefügt werde; der Ver⸗ 
brecher könne nicht ſagen, ihm ſei zu nahe geſchehen, wenn man ihn be— 
handle, wie er ſelbſt Andre behandelt habe. Daß dieſe „Vergeltung“ wei⸗ 
ter nichts ſei als eine in gewiſſe Gränzen eingeſchränkte Rache, die kei⸗ 
nen Rechtsgrund für die Strafe abgebe, da die Rache ſelbſt keinen Rechts⸗ 
grund habe, — das war ſelbſt dem alten, ehrlichen Prof. Geſterding in 
Greifswald klar, der Schreiber dieſes in die Vorhallen des Gerechtigkeits⸗ 
tempels einführen half. — 

Eine zweite noch fruchtbarere Quelle für Aufſtellung von Strafen und 
Straftheorien iſt die Furcht. Beeinträchtigt im rohen Naturzuſtande ein 
Anderer meine Perſon oder meinen Beſitz, ſo muß ich fürchten, die Rechts⸗ 
verletzung könne ſich wiederholen; ich ſuche daher entweder den Beleidiger 
unſchädlich zu machen, oder ihm ein ſo empfindliches Uebel zuzufügen, daß 
die Erinnerung daran ihn oder Andre von der Wiederholung der Belei— 
digung abhalte. Wenn wir dieſe Verhältniſſe auf den Staat übertragen, 
ſo haben wir die Quelle der „Abſchreckungstheorien,“ die in den 
Strafgeſetzbüchern aller Zeiten, von Drako bis auf Feuerbach, eine ſo große 
und ſo unmoraliſche Rolle ſpielten. Unſchädlich machen, ja, das dürfen 
wir den Verbrecher, die Geſellſchaft fol ſich gegen Rechtsverletzungen ſicher 
ſtellen dürfen; aber wir verlangen, daß dieß auf die menſchlichſte, ſcho⸗ 
nendſte Weiſe geſchehe, und daß weiter nichts gethan werde, als was zur 
Erreichung dieſes Zweckes unumgänglich nothwendig iſt. Von dieſem 
Standpunkte aus könnte ſelbſt die Todesſtrafe unter gewiſſen Umſtänden 
und Verhältniſſen vertheidigt und wiſſenſchaftlich gerechtfertigt werben. *) 
Ganz anders verhält es ſich aber mit Zufügung der Strafe zu dem Zweck, 


*) Jedenfalls eine kurioſe Manier, ſich „auf die ſchonendſte Weiſe ſicher zu ſtel⸗ 
len!“ Die ſchlechteſte Art, einen Menſchen zu verwenden, iſt die, ihn zu hän⸗ 
gen, ſagt der weiſe Auguſtus Tomlinſon, wenn ich nicht irre. Die Red. 
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daß die Verbrecher von der Wiederholung des Verbrechens (Syſtem der 
Prävention oder der Sicherung) oder Andre von der Begehung 
des Verbrechens aus Furcht vor der gleichen Strafe „abgeſchreckt“ werden. 
Zu dem Erſten wie zu dem Zweiten ift kein Rechtsgrund vorhanden; zur 
Begründung des Präventivſyſtems wird angeführt, der Zweck der Strafe 
ſei kein anderer, als daß man ſich vor künftigen Verletzungen ſicher ſtellen 
wolle: jeder einzelne Menſch und ſo auch der Staat als moraliſche Per— 
ſon, habe das Recht ſich zu vertheidigen; durch dieſes Vertheidigungsrecht 
erhalte er nicht bloß die Befugniß, eine wirkliche und gegenwärtige Belei— 
digung abzuwehren, ſondern auch einer zukünftigen und wahrſcheinlichen 
zuvorzukommen — kurz das Präventionsrecht. Nun begründe aber 
eine Beleidigung eine Furcht vor ähnlichen künftigen Beleidigungen; 
ein Verbrechen, ſei es nun vollendet oder verſucht, enthalte eine ſtill⸗ 
ſchweigende Drohung mit künftigen Verbrechen. Der Staat und jeder 
Einzelne im Naturzuſtande habe daher das Recht, die Nothwehr vollkom— 
men auszuüben, und mithin den Verbrecher von künftigen Attentaten ab⸗ 
zuſchrecken, oder ihm dieſe ganz unmöglich zu machen. Das Raiſonnement 
iſt richtig, es folgt aus dem natürlichen Vertheidigungsrecht, daß wir uns 
gegen wahrſcheinliche künftige Verletzungen zu ſichern ſuchen; aber dieſe 
Sicherſtellung iſt eben Prävention und keine Strafe. 

Vollends unmoraliſch iſt die eigentliche „Abſchreckungs theorie,“ 
nach welcher dem Verbrecher ein Uebel zugefügt wird, damit Andere, bei 
dem innern Antrieb das gleiche Verbrechen zu begehen, durch die größere 
Furcht vor dieſem Uebel davon abgehalten werden; das Individuum wird 
alſo rein als Mittel zu einem außer ihm liegenden Zwecke gemißbraucht, 
und das widerſpricht ſowohl der Idee der Sittlichkeit als der Würde der 
Menſchheit. Deſſen ungeachtet erfreute ſich dieſes Syſtem von jeher der 
meiſten Anhänger; bewußt oder unbewußt waren faſt alle Strafgeſetzgeber 
Anhänger der Abſchreckungstheorie; und geht man von der Richtig⸗ 
keit dieſes Prinzips aus, fo iſt es ganz konſequent, möglichſt hohe Stra= 
fen beſonders auf die häufigeren Verbrechen zu ſetzen, damit der innere 
Reiz zur Begehung derſelben deſto wirkſamer bekämpft werden könne. Wie 
hat ſich aber in der Wirklichkeit die Richtigkeit dieſes Kalkuls bewährt? 
Die erſte und älteſte Antwort geben uns die Drakoniſchen, mit Blut 
geſchriebenen Geſetze, deren Härte ihre Nichtanwendbarkeit 
bedingte; außerdem lehren Erfahrung und Geſchichte zur Genüge, daß 
hohe Strafen durchaus nicht geeignet ſind, die Zahl der Verbrechen zu 
mindern, wie häufig noch geglaubt wird. Hören wir, welche Gründe 
Mittermaier in einer 1819 erſchienenen Broſchüre „über die Grund⸗ 
fehler der Behandlung des Kriminalrechts“ gegen die Meinung, man könne 
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durch hohe Strafe von Begehung des Verbrechens abſchrecken, anführt; er 
ſagt,“ man habe vergeſſen, daß den menſchlichen Handlungen nur in ſelte⸗ 
nen Fällen ein ſorgfältiges Prüfen der Gründe dafür und dawider zu 
Grunde liege, die gegenwärtige Luſt an der Befriedigung der Begierde, die 
zum Verbrechen antreibe, überſteige alle auch noch fo großen Vorſtellungen 
von einem künftig möglicher Weiſe zu fürchtenden, durch Klugheit aber 
vermeidlichen Strafübel; Geſchichte, Erfahrung und die Kenntniß der menſch⸗ 
lichen Natur widerſprächen der Anſicht, daß nur harte Strafen von Ver- 
brechen abſchreckten; Niemand glaubte an die Vollziehung derſelben in die 
Länge, theils durch den Wiederſpruch, in welchem die öffentliche Stim⸗ 
mung mit dem zu harten Strafgeſetze ſtehe, theils durch die Aufforderung 
zum Verbrechen, welche der Verbrecher zu empfinden glaube, wenn er den 
Ausſpruch ſeines Gewiſſens mit dem Geſetze vergleiche; ſo könne dann der 
Dieb leicht dahin gerathen, die Beſtrafung des Diebſtahls nicht als die 
angemeſſene Folge ſeines Verbrechens, ſondern als eine mit ſeinem Ge⸗ 
werbe einmal verbundene Chance zu betrachten.“ Wir erinnern dabei an 
die noch an vielen Orten beſtehenden, zum Theil ganz barbariſchen 
Wilddiebgeſetze, deren Reviſion die Zeit doch wohl dringend fordert; 
wenn irgend die Härte eines Geſetzes mit der öffentlichen Meinung im 
Widerſpruch ſteht, ſo iſt es dort der Fall. Mittermaier äußert dann wei⸗ 
ter, „die Härte der im Anfang wirklich vollzogenen Strafe fordere um ſo 
mehr zur Klugheit auf, das Verbrechen ſo zu verüben, daß keine Entdeckung 
zu fürchten ſei, jeder Bürger halte es für ſeine Pflicht, den Unglücklichen, 
den eine ſo harte Strafe treffen ſolle, zu retten; an eine Anzeige ſei nicht 
zu denken aus Scheu vor der grauſamen Juſtiz, ſelbſt der Beleidigte werde 
häufig lieber die erlittene Unbill ruhig ertragen, als durch eine Handlung 
der Ungerechtigkeit Hülfe ſuchen; im Falle eines Zeugniſſes ſuche Jeder fo 
gut wie möglich für den Angeklagten auszuſagen; die Richter erſännen jene 
viele Milderungsgründe u. ſ. w.; Folge davon ſei Mangel an Achtung 
vor dem Geſetze; ja der Staat vermehre ſogar durch zu harte Strafen 
die Häufigkeit und die Schwere der Verbrechen; Jeder, der einmal wiſſe, 
daß die Strafe ſchwer ausfalle, wage lieber mehr, und befriedige ſeine 
Luſt durch ein größeres Verbrechen, das auch die Mühe lohne. Der 
Glaube an die Kraft harter Strafen habe unſern neuern Strafgeſetzbü⸗ 
chern einen Charakter der Härte verliehen, den derjenige am Beſten bes 
merke, der ein neues Geſetzbuch in ſeiner Anwendung beobachte! Habe man 
auf jeden Holzdiebſtahl, auch wenn der Werth nur 6 Groſchen betrug, 
oder auf eine Obſtentwendung zur Nachtzeit, auch vom Werthe zu einem 
Groſchen, ein dreijähriges Gefängniß geſetzt, ſo ſei nach der Publikation 
des Geſetzes eben ſo viel Holz und Obſt geſtohlen, als es früher der Fall 
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war, bis die Geſetzgebung ſelbſt zur Aufhebung ihres Geſetzes gendthigt 
wurde. Endlich ſei es auch die gepriefene Allmacht der harten Strafge- 
ſetze geweſen, welche die Ausdehnung des kriminellen Gebiets 
und die Anſicht hervorbrachte, daß man nur durch den Strafzwang 
alle feindſeligen Kräfte, die ſich der rechtlichen Ordnung 
widerſetzten, bekämpfen könne.“ Gut geſagt, wir unterſchreiben 
von ganzem Herzen dieſe Proteſtation gegen die Allmacht des Strafzwan⸗ 
ges; aber fragen möchten wir denn doch: find nicht die Gründe M's ge 
gen zu harte Strafen ſämmtlich, faſt ohne Ausnahme, auch gegen die 
Strafen überhaupt, wie ſie aus der Abſchreckungstheorie gefolgert werden, 
gerichtet? Wo ſoll da die Gränze zwiſchen der adäquaten und der zu 
harten Strafe gezogen werden? Ihr ſagt vielleicht, das öffentliche Bemußt- 
fein entſcheide darüber. Nun gut, proviſoriſch wollen wir uns dabei bes 
ruhigen, wenn wir nur dabei uns beſtreben, allmählig mildere Anſichten 
über die Natur der Verbrechen und der Strafen im Volke zu verbreiten. 
Allein wenn ihr auch noch ſo ſehr mildert, unſer Ideal werdet ihr nie 
erreichen, denn das liegt an einem ganz andern Wege. Nach ſucht und 
Furcht, das iſt die Doppelquelle, der eure Straftheorien entfließen, und 
wahrlich die Frucht entſpricht dem Stamme. Ihr wollt vom Verbrechen 
abſchrecken, und der Verbrecher, der eurer Obhut übergeben war, geht vers 
härtet und verſchlechtert aus euren Abſchreckungsanſtalten hervor. Ihr ſagt 
wohl gar ganz naiv, der Staat ſei keine Erziehungsanſtalt, die Strafe 
tauge nicht zur moraliſchen Beſſerung, vielmehr lehre die tägliche Erfah- 
rung, „daß Strafe eher die entgegengeſetzte Wirkung her— 
vorbringe.“ Alſo im vollen Bewußtſein, daß Ihr durch euere Strafen 
den Verbrecher nur noch ſchlechter macht, ſtraft ihr ihn dennoch, um Andere 
von der Begehung der Verbrechen abzuſchrecken! Wahrlich, dieſe Frucht 
entſpricht dem trüben Quell, aus dem ſie ſtammt, vollkommen! Rachſucht 
und Furcht find euere Triebfedern, ihr wollt durch Strafen abſchrecken, 
und vermehrt nur die Zahl der Verbrechen, und macht den Verbrecher noch 
ſchlechter als er ſchon iſt. 

Unſer Syſtem iſt ein anderes: wir bauen unſer Gebäude nicht auf 
das morſche Fundament von zwei rohen, verwerflichen Naturtrieben, weder 
auf die Rache, noch auf die Furcht; uns leitet in unſerer Anſchauungs⸗ 
weiſe das Erhabenſte, welches in der Bruſt des Menſchen lebt, die 
Idee der Liebe, der Humanität. Wir wollen nicht uns oder das 
verletzte Geſetz rächen, wir wollen nicht durch rohe, brutale Gewalt abs 
ſchrecken, und ſei es auch auf Koſten der Moralität eines Mitmenſchen, 
die vielleicht noch zu retten wäre; unſer Ziel iſt ein höheres als das, 
durch Furcht vor dem angedrohten Uebel den Antrieb zur verbrecheriſchen 
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That in dem Verbrecher zu bekämpfen; wir wollen in die Bruft 
des Verbrechers die Kraft und die Fähigkeit pflanzen, 
von ſich aus den zu Rechtsverletzungen verlockenden finne 
lichen Trieben widerſtehen zu können, wir wollen ihn nicht 
ſtrafen, wir wollen ihn beſſern. Als im vorigen Jahrhundert 
Aufklärung und Humanität mit einander im Bunde anfingen, den Wuſt 
verfloſſener Zeiten zu ſichten und zu beleuchten, da konnte es nicht fehlen, 
daß auch die Kriminaljuſtiz mit ihren barbariſchen Martern und Strafen 
von einigen Strahlen des neuen Lichtes erleuchtet wurde: Thomaſius 
in Deutſchland eiferte gegen Folter und Hexenprozeſſe, Beccaria in Ita⸗ 
lien ſchrieb fein weltberühmtes Buch „dei delitti e delle pene;“ die Tors 
tur verſchwand, die Strafen wurden weniger unmenſchlich, hie und da, 
ward eine Stimme laut, Beſſerung ſolle der Zweck der Strafe ſein. 
Doch nur ſehr langſam und allmählig konnte ſich das Beſſerungs ſy⸗ 
ſtem entwickeln, die Anſicht, der Verbrecher ſei ein moraliſch Kranker, 
der nicht durch Strafen wo möglich noch zu verhärten, ſondern der durch 
geeignete, der menſchlichen Würde entſprechende Mittel der ſittlichen Stär⸗ 
kung und Geneſung entgegenzuführen ſei, brach ſich nur mühſam Bahn, 
und fie iſt gegenwärtig noch weit davon entfernt, auch nur in der Theo⸗ 
rie, in der Wiſſenſchaft die herrſchende zu ſein, geſchweige denn ſchon 
volle und genügende Geltung in der Praxis, im Leben erlangt zu haben. 

Wir gehen von der Anſicht aus, der Menſch läßt ſich zu Verbrechen 
verleiten, wenn das Gleichgewicht zwiſchen ſeiner moraliſchen Kraft und 
ſeinen ſinnlichen Trieben geſtört iſt, wenn die erſtere zu ſchwach iſt, um 
dem ſinnlichen Anreiz gehörigen Widerſtand leiſten zu können. Wir ha⸗ 
ben es alſo mit einer Krankheit zu thun, und es iſt die Pflicht der 
Geſellſchaft, für Hebung derſelben beſorgt zu ſein, zumal wenn wir beden⸗ 
ken, daß in bei weitem den meiſten Fällen der Verbrecher durch die mo⸗ 
raliſche Mitſchuld der Geſellſchaft, durch die Einrichtungen derſelben in 
ſeine elende Lage gerathen iſt. Wir können annehmen, daß unter 100 
Verbrechen immer 99 ſind, die ihre Quelle in der Noth, in mangelhaften 
äußern Verhältniſſen haben; kann dieſe Quelle verſtopft, kann die Idee 
realiſirt werden, welche die ganze Menſchheit zum Genuß der Güter dieſer 
Welt mitberufen glaubt — und wir haben keinen Grund, daran zu zwei⸗ 
feln —, ſo ſehen wir urplötzlich die ungeheure Zahl von Verbrechen auf 
ein Minimum herabgeſetzt. Dazu bedenke man, daß es faſt kein Verbre⸗ 
chen gibt, welches nicht mit dem Eigenthum zuſammenhängt. Bedenken 
wir ferner, daß dieſe noch übrig bleibenden Verbrechen in übelgeleiteten 
ſinnlichen Trieben ihren Grund haben, bedenken wir, daß alle unſre Mit- 
menſchen nicht nur zum Mitgenuß der materiellen, ſondern auch der 
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geiftigen Güter berufen find, und daß in dem Staate, wie er uns 
als Ideal vorſchwebt, jeder Menſch die Mittel erhalte, ſich nach ſeiner In⸗ 
dividualität frei und menſchlich auszubilden, wohin namentlich die Mäßi⸗ 
gung uud Leitung zu heftiger oder eine verkehrte Richtung einſchlagender 
natürlicher Triebe zu rechnen iſt, — ſo müſſen wir uns geſtehen, daß es 
möglich iſt, die Zahl der Verbrechen ins Unendliche zu verringern; finden 
ſich dann einzelne, nicht zu bewältigende Naturen, gegen welche Schutz und 
Sicherheit zu verlangen die Geſellſchaft allerdings berechtigt iſt, ſo müſſen 
dieſelben ohne Bedenken unſchädlich gemacht werden, nur auf eine Weiſe, 
die der Idee der Humanität nicht widerſpricht, und namentlich ſollen keine 
ſchärferen Maßregeln angewandt werden, als diejenigen, welche die allge⸗ 
meine Sicherheit unbedingt erheiſcht. Es leidet keinen Zweifel, daß bei 
den gegenwärtigen Verhältniſſen, wo Hunderttauſende ohne Erziehung, oder 
gar unter Umſtänden, die ſchlimmer ſind als gar keine Erziehung, auf— 
wachſen, — daß da ſich eine Maſſe von Verbrechern bildet, welche aller 
Heilverſuche zu ſpotten ſcheint; indeſſen ſollte man nur nicht den Muth 
verlieren, gewiß findet ſich auch noch bei dem verhärtetſten Böſewicht eine 
menſchliche Saite; für den pſpchiſchen Heilkünſtler wäre es nur die Auf⸗ 
gabe, dieſe Saite erklingen zu laſſen, um ſo von dieſem Punkte aus den 
verödeten Tempel wieder aufzubauen. Die Hauptſache muß freilich durch 
Hebung der materiellen Noth einerſeits, durch Erziehung der geſammten 
Jugend andererſeits nach vernünftigen, menſchlichen Prinzipien geſchehen, 
nicht indem man die Seele des Kindes wie eine unbeſchriebene Tafel be— 
trachtet, ſondern indem man ſeine Kräfte und Fähigkeiten 
zu wecken, zu leiten, zu mäßigen verſteht. So greift man von 
zwei Seiten die Quelle des Verbrechens an, und iſt der Angriff nur ener⸗ 
giſch und nicht zu ermüden, ſo kann der endliche Sieg keinen Augenblick 
zweifelhaft ſein. — 

Während ſich nun dieſe Anſicht vom Weſen des Verbrechens und der 
Strafe allmählig und mühſam durchkämpfen muß, gibt es eine nicht ges 
ringe Anzahl von Leuten, welche beide Syſteme, das der Abſchreckung und 
das der Beſſerung mit einander verbinden möchten: das Strafübel, womit 
das Geſetz die Rechtsverletzung bedroht, ſoll groß genug ſein, um von dem 
Verbrechen abzuhalten, zugleich aber ſoll das Strafübel ſelbſt auch noch 
als Beſſerungsmittel für den Verbrecher benutzt werden. Dieſe Anſicht 
als ſolche iſt allerdings ein Fortſchritt gegen die früher herrſchende Inhu⸗ 
manität, die ſich wenig um die moraliſche Beſſerung der verurtheilten 
Verbrecher kümmerte; man achtet auch im Verbrecher noch den Menſchen, 
und ſtellt Verſuche an, denſelben wieder zu einem brauchbaren und geſun⸗ 


den Gliede der Geſellſchaft zu machen; aber die Art und Weiſe, wie die⸗ 
Das Weſtphäl. Dampfb. 48. ll. 9 
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ſes geſchieht, ift fo widerſinnig und zum Theil in der Ausführung fo uns 
menſchlich, daß man ſich nicht genug über die menſchliche Verkehrtheit wun⸗ 
dern kann, die es dießmal vielleicht gut meinte, der aber Alles unter 
den Händen ſo ganz anders ausſchlug, als man es ſich, ohne hinlängliche 
Einſicht in die Natur des menſchlichen Geiſtes, vorgeſtellt hatte. Ich rede 
nämlich von dem koloſſalſten Unſinn, den unſer daran ſonſt ziemlich rei⸗ 
ches Jahrhundert ausgebrütet hat, — vom Pönitentiarſyſtem. Die 
Abſicht dabei war allerdings gut: die Strafzeit, welche der Staat zur 
Abſchreckung Anderer und zur Sühne des Verbrechens auferlegt hatte, ſollte 
zur Beſſerung des Verbrechers benutzt werden! Konnte man ſich auch noch 
nicht entfchließen, das alte Syſtem völlig über Bord zu werfen, und das 
Verbrechen als den Ausfluß einer moraliſchen Krankheit zu betrachten, ſo 
meinte man es doch aufrichtig mit dem Verſuche, die Verbrecher zu beſſern; 
wie war nun aber die Ausführung des Planes? Im Jahre 1790 baute 
man im nordamerikaniſchen Staate Pennſylvanien das erſte Zellen ge⸗ 
fängniß; man ging von der Idee aus, um den Sträfling zu beſſern, 
müſſe vorerſt der alte Adam in ihm durch Hoffnungsloſigkeit und Langes 
weile völlig ausgerottet werden, dann ſei es Zeit, neuen Samen in ſeine 
Bruſt zu ſtreuen, um einen neuen Menſchen in ihm zu entwickeln. Wir 
brauchen nicht erſt zu erinnern, wie falſch dieſes Prinzip iſt, der Menſch 
iſt keine Maſchine, die man beliebig in Ruhe verſetzen, repariren nnd wies 
der in Gang bringen kann; feine Kräfte und Triebe, die ein- 
mal vorhanden ſind, müſſen geregelt werden, für ſie iſt 
das erforderliche Feld der Thätigkeit aufzuſuchen, — das 
iſt das wahre Prinzip, welches man hätte befolgen ſollen. Statt deſſen 
wollte man den Sträfling durch abſolute Unthätigkeit zur Einkehr in ſein 
Inneres, zur Geiſteszerknirſchung zwingen; man ſperrte ihn daher in eine 
einſame Zelle, wohin Niemand kam als die Beamten der Anſtalt, man 
erlegte ihn abſolutes Schweigen auf, man entzog ihm alle und jede Ar⸗ 
beit, und geſtattete als einzige und ausſchließliche Beſchäftigung nur das 
Leſen der Bibel. Was war die Folge dieſer unmenſchlichen Behandlung? 
Die Sterblichkeit nahm auf eine fo überraſchende Weiſe überhand, Geir 
ſteskrankheiten ſtellten ſich in ſo erſchreckender Anzahl ein, daß dieſes 
Syſtem, das alte pennſylvaniſche genannt, ſchleunigſt wieder aufge⸗ 
geben werden mußte. Allein „Bruder Jonathan“ iſt zäh, hat er einmal 
eine Idee erfaßt, ſo läßt er ſie nicht ſo bald wieder fahren; er glaubte, 
nur die ſtarre Konſequenz des frühern Verfahrens habe ſo unglückliche Re⸗ 
ſultate herbeigeführt, und er ſuchte demnach die gröbſten Mängel deſſelben 
zu beſeitigen; ſeinem Lieblingsgedanken, der abſoluten Iſolirung und Ein⸗ 
ſamkeit, die er nun einmal zum Brechen des verbrecheriſchen Trotzes für 
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unbedingt erforderlich hielt, vermochte er nicht zu entſagen; doch wurde 
dem Sträfling jetzt Arbeit geſtattet, die Beamten des Gefängniſſes, der 
Arzt, der Geiſtliche kamen öfter zu ihm, die Mitglieder der Gefängnißge⸗ 
ſellſchaften hatten Zutritt, man verordnete fogar halb- bis einſtündige 
Bewegung in freier Luft. Das nannte man das verbefſerte penn— 
ſylvaniſche Syſten; es taugte aber nicht viel mehr als das alte, die 
Geiſteskrankheiten minderten ſich nicht, doch war die Sterblichkeit etwas 
geringer. Unbegreiflich iſt es, wie dieſes Syſtem auch in Europa Eingang 
finden konnte; nur eine gänzlich verkehrte Anſicht von der Natur des menſch⸗ 
lichen Geiſtes konnte ſolche Anſtalten heilſam finden. Als Muſtergefäng⸗ 
niß dieſer Art iſt Pentonville bei London bekannt; doch auch dort ſind die 
Refuttate wenig einladend; Hautwaſſerſucht, Hypertrophie des rechten Herz 
zens, Stockungen im Pfortaderſyſten find an der Tagesordnung, die unbes 
ſchäftigte Phantaſie ſucht die widrigſten und empörendſten Auswege zu ih— 
rer Befriedigung, bei längerer Dauer der Einzelſchaft ſtellt ſich unfehlbar 
Blödſinn oder Verrücktheit ein, und findet ſich einmal Einer, der ſich an 
die ſtete Einſamkeit gewöhnt, fo iſt der fo „Zerknirſchte“ und „Wiederges 
borne“ bei ſeinem Austritt allenfalls für ein Kloſter gut, für dieſe Welt 
aber iſt er gewiß verloren. Pentonsille zeichnet ſich übrigens durch eine 
höchſt wohlthätige Ausnahme vor andern Anſtalten dieſer Art aus, ſie be⸗ 
ſteht darin, daß der Sträfling bei guter Aufführung nach 18 Monaten 
nach Vandiemensland transportirt wird, wo man ihm Mittel zum ferneren 
Fortkommen verſchafft. Solche Auswege haben aber andre Staaten nicht, 
und da die allzuhäufigen Geiſteskrankheiten ſich nun einmal nicht wegdis⸗ 
putiren ließen, ſo verſuchte man es auf einem andern Wege: im Jahre 
1816 wurde zu Auburn im Staate New⸗Rork eine Anſtalt nach einem 
neuen, dem davon benannten Auburnſchen oder New-Norkſchen 
Syſtem errichtet; man gab die abfolute Ifolirung endlich auf, und bes 
hielt ſie bloß noch Nachts bei, am Tage arbeiteten die Sträflinge gemein⸗ 
fam in beſondern Räumen, jedoch unter dem harten Gebot unverbrüchli⸗ 
chen Schweigens. Abgeſehen von den nachtheiligen Folgen für die Ge⸗ 
ſundheit, namentlich für die des Reſpirationsſyſtems, welche dieſes Verbot 
mit ſich führen muß, iſt daſſelbe aber ſo unendlich ſchwer von den Aufſe⸗ 
hern durchzuführen, die Sträflinge wiſſen es auf ſo mannichfache Weiſe zu 
umgehen, daß man zu den härteſten, barbariſchſten Disziplinarſtrafen grei⸗ 
fen muß, um es in ſeiner ganzen Strenge aufrecht zu erhalten; und in 
größeren Anſtalten iſt es ſchon dieſes Umſtandes wegen faſt unausführbar. 
Die Sterblichkeit iſt auch bei dieſem Syſtem unverhältnißmäßig groß, 
Wahnſinn findet ſich weniger. Das iſt auch der Hauptunterſchied in den 
Reſultaten beider Syſteme: das Auburnſche zeigt uns nur den Tod als 
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Erlöſer von fo vielen Leiden, das Pennſylvaniſche läßt uns troſtreich die 
Wahl zwiſchen Tod und Wahnſinn. Verführt von den großartigen Ver⸗ 
ſprechungen der Pönitentiarreformer ließ man nun überall es ſich angeles 
gen ſein, bald nach dem einen, bald nach dem andern Syſtem ähnliche 
Anſtalten zu errichten; ja, in der Anſtalt zu la Rougette in Frankreich 
trieb man den Unſinn auf die Spitze, indem man ſogar Kinder daſelbſt 
in iſolirte Zellen einſperrte. Zur Schadloshaltung dafür ſtellte Frankreich 
jedoch ein paar Muſter auf, wie Ackerbaukolonieen für verwahrloſ'te ju⸗ 
gendliche Subjekte einzurichten ſeien, und zwar mit ausgezeichnetem Erfolg 
zu Mettray bei Tours und Quevilly bei Rouen.) — 

Die Nachtheile, welche dieſe ſ. g. „Pönitentiarreform“ aber überall im 
Gefolge hatte, waren zu einleuchtend, als daß ſie lange hätten verborgen bleiben 
können, und man verſiel daher in Frankreich, Deutſchland und der Schweiz 
auf allerlei Veränderungen, um die ſchreiendſten Uebelſtände zu beſeitigen. 
So entſtand nach und nach ein eignes Syſtem, das ſ. g. europäiſche oder 
Klaſſifikationsſyſtem: die Verbrecher werden für den Anfang bei 
Tag und bei Nacht iſolirt; nach einiger Zeit theilt man ſie je nach dem 
Grad ihrer Verderbtheit in 3—4 Klaſſen von je 30—40 Individuen, die 
ſich durch Koſt, Bekleidung, geſtatteten Verkehr unter ſich und Ausſicht auf 
Begnadigung weſentlich von einander unterſcheiden; alle Klaſſen jedoch has 
ben nächtliche Einzelhaft, und bei Tage gemeinſchaftliche Arbeit mit unver⸗ 
brüchlichem Schweigen. Das ſind allerdings einige Verbeſſerungen; allein 
im Weſentlichen hat man doch das ganze „Pönitentiarſyſtem,“ und ſomit 
auch die meiſten der damit verbundenen, oben aufgezählten Uebelſtände bei⸗ 
behalten. 

Doch wir wollen billig fein. So lange freilich die Abſchreckungs— 
theorie und das Beſſerungsſyſtem blind durcheinander geworfen wird, wie 
es in dem Pönitentiarfpftem geſchieht, fo lange find wir himmelweit von 
unſerm Ideale entfernt, welches das Verbrechen als moraliſche Krankheit 
betrachtet wiſſen will, und deßhalb den Verbrecher nicht züchtigt, auch nicht 
durch ſeine Züchtigung Andre abzuſchrecken ſucht, ſondern lediglich ihn zu 
beſſern ſich bemüht. Dieſes Ideal können wir unter den gegebenen Ver⸗ 
hältniſſen nicht erreichen. Die Menge der Verbrecher würde den zu beſſern 
fi) Beſtrebenden über den Kopf wachſen; es muß alſo vorher die Haupt⸗ 
quelle der Verbrechen verſtopft werden, und das iſt die materielle Noth; 
in Verbindung damit ſoll die Geſammtheit der Jugend auf eine naturges 
mäßere Weiſe erzogen werden, damit nicht andre ungeregelte Triebe zu 


*) Siehe Maiheſt des „wäſtphäliſchen Dampfbootes“ 1846 in einem Aufſatz über 
„Pönitentiarreform.“ 
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Eingriffen in die Rechte Dritter auffordern. Die kleine Anzahl von Ver⸗ 
brechern, welche nach dieſen Maaßregeln noch übrigbliebe, wäre als mora— 
liſch krank zu betrachten, und nicht dem Henker oder Kerkermeiſter, ſondern 
dem pſpchiſchen Arzt zu überliefern, wobei es ſich jedoch von ſelbſt verſteht, 
daß die Geſellſchaft gegen Wiederholung von Rechtsverletzungen von Seiten 
dieſer Verbrecher möglichſt ſicher geſtellt werden muß. Sollen wir nun 
aber die Hände in den Schooß legen, bis dieſe gar Manchen noch un⸗ 
glaublich erſcheinenden Einrichtungen in's Leben getreten ſind? Nein, wir 
können auch unter den gegenwärtigen Verhältniſſen manches Gute bewir⸗ 
ken, manche Mißbräuche ausrotten, und grade deßhalb haben wir uns bes 
müht, die Mißſtände des Pönitentiarſyſtems ſo deutlich wie möglich dar⸗ 
zulegen. Dringen wir z. B. auf möglichſt kurze Dauer des Zellengefäng⸗ 
niſſes, ſorgen wir dafür, daß die nicht Unverbeſſerlichen jedenfalls in eine 
eigne Klaſſe kommen, damit ſie nicht ſchlechter aus der Anſtalt gehen als 
ſie hineingekommen, geben wir das Syſtem des ſtrengen, unverbrüchlichen 
Schweigens bei gemeinſamer Arbeit auf, indem wir nur alle und jede 
frivolen Geſpräche unterſagen, beſchäftigen wir die Gefangenen auf eine 
möglichſt zweckmäßige Weiſe, wobei beſonders auch auf ihr ferneres Fort⸗ 
kommen nach ihrem Austritt aus der Anſtalt Rückſicht genommen wird, — 
ſo haben wir, wenn uns unſere Beſtrebungen gelingen, einige der dring— 
lichſten Uebelſtände beſeitigen helfen; und wenn ſo ein Jeder auf ſeinem 
Platze handelt, fo werden wir eine große Summe menſchlicher Leiden wer 
nigſtens vermindern, bis die volle glänzende Sonne der Wahrheit den 
Nebel verſcheucht hat, und hoch und hell am Firmamente ſtrahlt. — 
Dr. Aug. Lüning. 


Korrespondenzen. 


ti (Aus Weſtphalen im Februar.) „In Deutſchland gibt 
es binnen Kurzem für den wichtigſten Theil des Verkehrs zu Lande nur 
noch einige Dutzend Fuhrleute, die, Herren ihrer eigenen Straße, durch 
kein Geſetz gehindert ſind, Coalitionen zu ſchließen, um innerhalb des wei⸗ 
ten, ihnen durch die Konzeſſion angewieſenen Spielraumes die Bedin- 
dungen für das Handel treibende Publikum zu diktiren.“ 
Mit dieſen Worten macht die kölniſche Handelskammer in ihrem Jahres⸗ 
bericht für 1847 auf das Transport-Monopol aufmerkſam, welches 
die Eiſenbahngeſellſchaften faktiſch errungen haben. So wie die Eiſenbah⸗ 
nen die einzelnen Fuhrleute brach gelegt haben, ſo werden auch die ein⸗ 
zelnen Schiffer von mächtigen Schiffahrts⸗Geſellſchaften verdrängt. 
Der Leſer fürchte nicht, daß wir den ſpießbürgerlichen Jammer über die 
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vielen brodlos gewordenen Leute wieder aufwärmen und daraus einen 
Grund herleiten wollen, die herrlichſte Erfindung der neuen Zeit zu ver⸗ 
dammen und das Lob des Althergebrachten zu ſingen. Jeder Fortſchritt 
im Maſchinenweſen, in der Induſtrie, in den Kommunikationsmitteln macht 
allerdings eine Maſſe von Leuten brodlos; ſie müſſen ihr früheres Ge⸗ 
werbe aufgeben und leiden oft bitter, ehe ſie ein neues finden, das ſie 
ernährt. Aber ſoll man darum den Fortſchritt aufgeben? O ja, es gibt 
ihrer viele, und mächtige Männer im Staate ſind es oft, welche den Ge⸗ 
brauch verbieten und verdammen, weil der Mißbrauch möglich iſt. 
Hr. v. Bodelſchwingh argumentirte noch ganz kürzlich in den Ver. Aus⸗ 
ſchüſſen alſo: „Die Aſſoziationen haben, das iſt nicht zu verkennen, am 
meiſten dazu beigetragen, die neuere Zeit heraufzuführen, die ungeheueren, 
unſer ganzes Leben umgeſtaltenden Erfindungen in der Mechanik zu ma⸗ 
chen, zu verbreiten und auszubeuten; aber die Aſſoziationen können auch 
mißbraucht werden; folglich müſſen ſie verboten werden.“ Ein würdi⸗ 
ger Poſtmeiſter beſtritt auch einmal den Nutzen der Chauſſeen, weil ſein 
Nachbar, der früher wegen eines tiefen Loches im Wege 20 Pferde auf 
Vorſpann gehalten habe, nun nach Beſſerung des Weges brodlos ſei. Wir 
aber wollen die Fortſchritte des Menſchengeiſtes nicht verdammen, weil fie 
Unglück und Erwerbsloſigkeit für Viele nothwendig herbeiführen; das wäre 
thöricht und kindiſch. Wir wollen vielmehr die Verhältniſſe ſo geſtalten, 
daß dieſe traurigen Folgen nicht mehr nothwendig ſind, daß dieſe glän⸗ 
zenden Erfindungen nicht nur Einzelnen, ſondern vielmehr Allen zum Vor⸗ 
theil gereichen. | 

Wir heben die oben angeführte wichtige Thatſache nur hervor, um 
daran zu zeigen, wie unter den gegenwärtigen Verhältniſſen des Verkehrs 
und des Erwerbes trotz aller Gewerbefreiheit, trotz aller von allen Schran⸗ 
ken befreiten Thätigkeit immer wieder das Monopol dem Stärkſten als 
Beute zufällt. Das kann gegenwärtig nicht anders ſein; das iſt ein Ue⸗ 
bel, welches ſein Gegengewicht bei ſich trägt, indem es ſich am Ende ſelbſt 
überſtürzt. Aber dieſes Transport-Monopol, welches die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften unter unſeren Augen erringen, iſt eines der wichtigſten und 
gefährlichſten Monopole; die Handeltreibenden mögen es wohl beachten 
und alle Kräfte aufbieten, um ſich durch geſetzliche Beſtimmungen davor zu 
ſchützen, daß ſie ihm nicht auf Gnade und Ungnade ſich ergeben müſſen. 
Früher, wo ein Kaufmann eine Menge von Fuhrleuten beſchäftigte, wäh⸗ 
rend jetzt tauſend Kaufleute eine Transport- Unternehmung nicht befriedi⸗ 
gen können, da konnte allerdings der Waarenverſender mit dem Waaren⸗ 
führer über die Bedingungen eine „freie Uebereinkunft“ ſchließen, d. h. 
was man unter den Geſetzen der freien Konkurrenz ſo nennt. Von die⸗ 
ſem Geſichtspunkte aus ſind die geſetzlichen Beſtimmungen über die Fracht⸗ 
verträge erlaſſen. Aber jetzt iſt das ganze Transportweſen monopoliſirt, es 
gibt keine Konkurrenz mehr, die Geſellſchaft, der die Straße gehört, ſchreibt 
die Bedingungen vor, das Publikum muß ſich blind unterwerfen. Und 
dieſes Monopol erſtreckt ſich nicht bloß auf eine Bahn, nein, auf die ganze 
civiliſrte Welt; denn wie lange wird es noch dauern, daß alle Geſell⸗ 
ſchaften unter ſich Verträge ſchließen zur gegenſeitigen Beförderung der 
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Guter? Soll das Publikum dad Alles ftinjchweigend, widerſtandslos über 
ſich ergehen laſſen? — 

Die Sache gewinnt um ſo mehr an Wichtigkeit und praktiſcher Be— 
deutung, als unverkennbar die Eiſenbahnverwaltungen ein hochfahrendes, 
herriſches Weſen angenommen haben, welches ihnen früher fremd war; ſie 
ſind bureaukratiſcher geworden, als die Regierungen. Früher, als ſie die 
Macht noch nicht in Händen hielten, da waren ſie höflich und human, ſo 
wohl gegen das Publikum, deſſen Intereſſen ja die ihrigen wären, wie ſie 
ſtets hervorhoben, als gegen ihre Beamten, weil ſie dieſelben nicht miſſen 
konnten. Jetzt, wo Beamte für ſie in Maſſe da ſind, iſt eine oft klein⸗ 
liche, oft brutale Subordination eingeführt; jetzt, wo ſie das Monopol in 
Händen haben, wird auf das Publikum mit ſeinen Wünſchen und Be⸗ 
ſchwerden viel weniger, als auf die Bequemlichkeit und Einträglichkeit der 
Verwaltung Rückſicht genommen; die Beſcheide find meiſt in einem ſchnö— 
den, hochfahrenden Tone gehalten; es iſt als ob ſich die Anſicht vom „bes 
ſchränkten Unterthanenverſtande“ in die Eiſenbahnverwaltungen als ſeine 
letzte Burg zurückgezogen hätte, nachdem er aus den Köpfen der Staats⸗ 
beamten vertrieben war. Man ſage nicht, die Eiſenbahnverwaltungen hät⸗ 
ten ganz Recht, zuerſt für ſich zu ſorgen und brauchten erſt dann, wenn 
es mit ihrem Intereſſe ſtimmte, Rückſicht auf das Publikum zu nehmen. 
Mit nichten! die Eiſenbahnen find des Publikums wegen da, nicht umges 
kehrt; der Staat hat nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, die 
Beziehungen der Eiſenbahngeſellſchaften zum Publikum zu reguliren, um 
gefährlichen Monopoliſirungen vorzubeugen, ſelbſt wenn er keine Zinſen⸗ 
Garantien übernommen hätte. — 

Die Eiſenbahngeſellſchaften legen dem Publikum, welches ſich der 
Schienenwege für ſich und ſeine Güter bedient, eine ganze Menge Verbind⸗ 
lichkeiten und Verpflichtungen auf, ohne daß ſie ſelbſt genügende und ſicher⸗ 
ſtellende Verpflichtungen übernehmen. Sie übernehmen nur eine höchſt un⸗ 
genügende Garantie für Beſchädigung und für Verluſt anvertrauter Güter, 
ſie laſſen ſich nicht einmal auf eine beſtimmte Lieferungszeit ein. In 
welche Verlegenheiten, welche Nachtheile kann der Kaufmann geſtürzt wer⸗ 
den, dem Waaren, die er zu liefern verſprach, ausblieben. Es iſt vorge⸗ 
kommen, daß Waaren, die als Eilfracht aufgegeben waren, 3 Tage von 
Minden bis Bielefeld unterweges blieben. So hat das Publikum in ſehr 
vielen Dingen der Geſellſchaft gegenüber gar keine Garantie und iſt doch 
gezwungen, ſich dem Transport⸗Monopol zu unterwerfen. Als die Punkte, 
bei denen die Geſetze einer Ergänzung bedürfen möchten, bezeichnet die 
Kölniſche Handelskammer die Bedingungen des Frachtvertrages, der Ver⸗ 
antwortlichkeit der Frachtführer für Gewicht, Inhalt, Beſchaffenheit und 
Verluſt der Waaren, hinſichtlich der Lieferungsfriſten, der Oeffentlichkeit 
der Anmeldungsliſten, der Verhütung von Bevorzugungen, hinſichtlich der 
Zuläſſigkeit oder des Verbotes unbeſtimmter Koſtenrechnungen, beſonders 
aber hinſichtlich der Annahmepflicht von Waaren auf Zwiſchenſtationen. 

Alle dieſe Beziehungen ſind wichtiger und greifen tiefer in den gan⸗ 
zen Verkehr ein, als es Manchem auf den erſten Blick ſcheinen möchte. 
Mögen die Bürger, möge der Staat ſie ernſtlich beachten und ſich vor 
Schaden hüten! Unſere periodiſche Preffe hat fie bisher bei weitem nicht 
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genug berückſichtigt. Iſt das Verkennung ihrer Wichtigkeit — oder Folge 
der Macht und des Einfluſſes der Eiſenbahngeſellſchaften? — 


(Aus dem Lippiſchen, im Februar.) (Zur Charakteri⸗ 
ſtik des bei uns herrſchenden Syſtems.) Es iſt bekannt, wie die 
deutſchen Fürſten am Ende des vorigen Jahrhunderts ihre Feindſchaft ges 
gen die franzöſiſche Revolution und revolutionäre Sinnes- und Handlungs⸗ 
weiſe auch auf die neuen Moden ausdehnten. So verbot unter a. der 
Landgraf von Heſſen⸗Caſſel, der „in Gott ruhende“ Großvater des jetzigen 
heſſiſchen Landesvaters, das Tragen eines runden ſchwarzen Hutes, langer 
Beinkleider ꝛc., als ein Zeichen revolutionärer Geſinnung! — Wunderliche 
Maaßregel, die nur auf chriſtlich-germaniſchem Boden paſſiren kann! — 
Aber wenn man glaubt, die Aufwärmung ſolcher Sonderbarkeiten ſei in 
unſrer Zeit, als der Zeit der Humanität und Aufklärung nicht gut mög⸗ 
lich, in unſerer Zeit könne ſich jeder tragen, wie ihm beliebte, ſo iſt man in 
einem beklagenswerthen Irrthume befangen. Denn wenigſtens, was unſere 
Regierung oder ſpezieller geſprochen, was unſer Conſiſtorium betrifft, fo 
ſcheint es, als wolle es hinter jener kurioſen Zeit mit ihren merkwürdigen 
Verboten nicht zurückbleiben. Letzteres hat nämlich der Kleidung der Volks⸗ 
ſchullehrer ſeine Aufmerkſamkeit zugewandt und denſelben das Tragen der 
bekannten grauen Filzhüte unterſagt. In einem Reſkripte ſagt daſ⸗ 
ſelbe: „Sollte es einem Lehrer in der Gemeinde an der Einſicht fehlen, 
daß es ſich für feinen Stand nicht zieme, in einem weißen, breitran— 
digen ſog. Communiſtenhute ꝛc. umherzugehen, ſo hat ihn der Pa⸗ 
ſtor K. X. gehörig zurechtzuweiſen“ und „bleibt dieſe Erinnerung fruchtlos, 
ſo iſt dem Superintendenten der Klaſſe davon Anzeige zu machen.“ — 
Daß alte Weiber, mit und ohne Hoſen, ſchon vor Jahr und Tag ihr 
Anathema gegen das Tragen der ſo praktiſchen, grauen Hüte geſchleudert 
haben, wiſſen wir zum Ueberfluß, aber zu hören, daß ein Conſiſtorium, 
daß die höchſte Kirchenbehörde unſeres Landes dieſelben mit einem Inter⸗ 
dikt belegt und den Volksſchullehrern das Tragen derſelben verboten hat, 
war uns noch vorbehalten. Man ſollte zwar meinen, unſer Conſiſtorium 
hätte ſich um wichtigere Dinge als „weiße, breiträndige fog. Com⸗ 
muniſtenhüte“ zu bekümmern, zumal wenn man bedenkt, daß das Volks⸗ 
ſchulweſen noch viel zu wünſchen übrig läßt; aber man täuſcht ſich. Das 
Conſiſtorium hält die „weißen Filzhüte“ für wichtig genug, um vor dieſem 
1 Eingriff in den Geſchmack der Schullehrer nicht zurückzu⸗ 
weichen. 

Seit einiger Zeit iſt auch bei uns ein „Gensdarm⸗Korps“ errichtet, 
welches jährlich 3800 Thlr. koſtet und ſowohl von der Regierung als auch 
von den Ständen als ein ſehr nützliches Inſtitut bezeichnet wird. 
Mag ſein; aber es wäre zu wünſchen, daß daſſelbe ſtets ſeinen urſprüng⸗ 
lichen Zweck, die öffentliche Sicherheit, im Auge behielte, und nicht zu frem⸗ 
den Zwecken verwandt würde. Es iſt vorgekommen, daß auf höherem Be⸗ 
fehl ein ſolcher Sicherheitswächter in eines unbeſcholtenen Bürgers Haus 
eingedrungen iſt, um zu ſehen und zu hören, was dort vorginge. Ich 
weiß nicht, ob die dieſem Inſtitute verliehene Organiſation und Inſtruk⸗ 
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tion eine ſolche Spionage -erlaubt oder gar vorſchreibt; ob fie einem 
Bürgermeiſter oder ſonſtigen Beamten derlei Freiheiten über Verwendung 
der Gensdarmerie geſtattet. Denn es gilt bei uns das Wort des Eng— 
länders nicht: „Mein Haus iſt mein Schloß.“ Ich meine aber, daß der 
in Rede ſtehende Bürger berechtigt ſein müßte, den Sicherheitswächter zum 
Hauſe hinauszuwerfen, trotz Uniform und Befehl. — Hoffentlich werden 
die Landſtände dieſem Uebelſtande ihre Aufmerkſamkeit zu wenden und da⸗ 
für Sorge tragen, daß das Haus des Bürgers geſichert werde vor den 
läſtigen Beſuchen der Sicherheitswächter. — 

Bor Kurzem wollten einige Männer des Glaubens mehrere von aus⸗ 
gewanderten „ ridern” erhaltene Briefe drucken laſſen, um die hieſigen 
Gläubigen mit den Verhältniſſen des freien Amerika bekannt zu machen. 
Der Cenſor in Lemgo beſorgt, daß durch dieſe Darſtellung Mancher zur 
Auswanderung würde beſtimmt werden; er iſt ein Gegner der Auswande⸗ 
rung, folglich — widerlegt er die Darſtellung? Nicht wahr? O nein, das 
wäre weitläufig; die Büreaukratie hat einfachere Mittel. Er ertheilt das 
Imprimatur nicht und die Regierung, an die er ſich wendet, ſtimmt ihm 
bei, obſchon andere lippiſche Blätter öfter dergl. Briefe gebracht haben. 
Der Zweck heiligt die Mittel und Cenſor wie Regierung find ganz beru- 
higt, da fie ihre gute Abſicht, die Auswanderungsſucht zu ſtillen, durch die⸗ 
ſes einfache Mittelchen zu erreichen hoffen! — 

Da wir nun einmal bei der Büreaukratie ſind, ſo wollen wir noch 
ein Stück von dem kleinen Büreaukraten⸗Paſcha, Liebich, Amtsrath zu Va⸗ 
renholz, der ſchon durch die „Trierſche Zeitung“ in Rennomeé gekommen 
iſt, erzählen. — Dieſer Büreaukrat vom reinſten Waſſer hält jüngſt zu 
Erder im Gafthofe der Wittwe Brinkmann einen Termin zur Berathung 
über die Todtenhofs⸗Anlage mit Zuziehung ſämmtlicher ſtimmfähigen Ge 
meinde⸗ Mitglieder. Stimmfähig find geſetzlich alle eigene Colonats-Be⸗ 
ſitzer; das Stimmrecht für die Colonate, welche Wittwen gehören, ruht 
zwar, doch ſind ſie von den Berathungen nicht ausgeſchloſſen. Der groß⸗ 
jährige Sohn der Wittwe Brinkmann, welche 3 Colonate in Erder beſitzt, 
erlaubt ſich aus Auftrag derſelben gegen den Beſchluß der großen Colonats— 
Beſitzer Einwendungen zu machen. Der Amtsrath kann natürlich keinen 
Widerſpruch vertragen, er, der Herr Amtsrath! — er verweiſ't ihn daher 
mit Strenge zur Ruhe. Der junge Brinkmann, welcher Vorſtand des Ge⸗ 
ſchäfts und der Wirthſchaft ſeiner Mutter iſt, übrigens ein beſcheidener, 
gebildeter und untadelhafter Mann leiſtet Folge und ſchweigt. Nachdem 
der geſtrenge Herr Amtsrath ein Protokoll diktirt hat, fordert er den 
Brinkmann auf, die Stube zu verlaſſen und droht, ihn hinauswerfen 
zu laffen, wenn er ſich nicht entfernte. — Eine ächtbüreaukratiſche Bes 
handlung, die eine ernſtliche Züchtigung verdient. — 

Das find fo einige wenige „Ausläufer“ des büreaukratiſch⸗patriar⸗ 
chaliſch⸗abſolutiſtiſchen Syſtems, was bei uns herrſcht. Unſer Landtag, der 
der Regierung gegenüber allerdings den Fortſchritt vertritt, wird ſich ein 
großes Verdienſt erwerben, wenn er zum Sturz dieſes „naturwüchſigen“ 
Syſtems beitragen wird. Da wir vorderhand mit ihnen ein Intereſſe ha⸗ 
ben, fo werden wir die Beſtrebungen unſerer Bourgeois gegen das beſte⸗ 
hende Syſtem, ſowie wir immer gethan, mit allen unſern Kräften unter⸗ 
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ſtützen. Der Polizei⸗ und Feudalſtaat muß fallen, — wenn der „Vierte 
Stand“ feine Forderungen durchſetzen will. (X) 


(Dresden, im Februar) „Ein Jaspis, der nicht geſchliffen 
iſt, giebt kein vollkommenes Gefäß, ein Menſch, der nicht unterrichtet iſt, 
kennt nicht die Gerechtigkeit!“ Die Wahrheit dieſes chineſiſchen Ausſpruchs, 
durch hunderttauſend Beiſpiele auch dieſſeit der chineſiſchen Mauer beſtätigt, 
dürfte wohl überall von Privaten wie von Regierungen zugeſtanden wer⸗ 
den, aber wie viel fehlt in der Regel an der Verwirklichung und Einfüh⸗ 
rung ſelbſt deſſen, was als gut und nützlich anerkannt wird! Die Krimi⸗ 
nalſtatiſtik ſagt uns, wie ſehr ſich in letzter Zeit die Verbrechen gehäuft 
haben, der Staatshaushalt, wie groß die für Handhabung der Gerechtig⸗ 
keit verwendeten Summen, und der menſchliche Erfindungsgeiſt ſucht noch 
immer nach Mitteln zur Abſchreckung von Verbrechen und erbaut Gefäng⸗ 
niſſe und Strafanſtalten, die — aller Menſchlichkeit Hohn ſprechen; ja 
ſelbſt die Geſetzgebung kehrt hie und da zu Drakoniſcher Weisheit zurück. 
Als ob nicht die Volksſchule die beßte Beſſerungsanſtalt wäre, nicht das 
Geld, welches der Staat hingiebt, die Geſellſchaft von Verbrechern zu 
befreien, zu einem guten Theile hinreichen würde, die Verbrechen ſelbſt 
zu verhindern! Wohl wahr, es wird viel gethan für Erziehung der Ju⸗ 
gend — aber der Bemittelten, nicht der Klaſſen der Staatsgeſellſchaft, die 
vorzugsweiſe die Bewohner der Strafanſtalten liefern, der Armen. Auch 
für ſie freilich ſind Schulen gegründet und Lehrer angeſtellt, wer wollte 
das leugnen, aber wie gering ſind die Mittel des Unterrichts, wie kurz 
geſteckt das Ziel deſſelben! Leſen, etwas Schreiben und Rechnen, vor Al⸗ 
lem aber die Lehre, daß für den auf Erden Gedrückten dort im Jenſeits 
ſchönere Tage kommen werden und daß es das Zeichen des Chriſten, zu 
dulden ohne zu murren — das ſind die weſentlichſten Dinge, die der 
Schuljugend eingeprägt werden. Was das Leben, der Staat für Anſprü⸗ 
che macht, wie fie ihnen genügen werden, das wird ſich finden, und unter- 
liegen ſie hier, werden ſie hier hülflos in ihrem Geſchäftszweige, zwingt 
die Sorge und Noth ſie zu Uebertretungen der Staatsgeſetze oder erliegen 
fie willensſchwach, ja ſelbſt unbewußt der Verführung dazu, ſo vollſtreckt 
die Gerechtigkeit an ihnen ein warnendes Exempel. Der kärgliche Unter⸗ 
richt, den ſie genoſſen, wird ihnen hoch angerechnet, ihre Armuth oder Un⸗ 
wiſſenheit wird ihre Schuld, denn daß ſie nicht die Mittel erſchwingen 
konnten, behäbig und geſetzlich zu leben, rechnet der Staat nicht ſich, ſon⸗ 
dern den einzelnen Individuen zur Laſt. Freilich ſind die Stimmen jetzt 
ſchüchtern geworden, die einſt laut aus ſprachen, der Maſſe des Volkes ge⸗ 
bühre kein beſſerer Unterricht, aber man ſagt doch noch, es ſei bereits genug 
geſchehen, oder wenn man ſelbſt dieß nicht zugiebt, das werde dem Staate 
enorme Summen koſten, die kaum zu beſchaffen ſeien. Leider herrſcht dieſe 
Anſicht auch noch in Sachſen vor, leider hat man auch bei uns ſich noch 
nicht überzeugt, daß das für die Bildung des Volkes verwendete Geld die 
ſicherſten und mehrſten Zinſen trägt. Wir haben in Sachſen 1910 Volks⸗ 
ſchulen mit 2954 Lehrern, für welche das Budget eine Staatszulage von 
37,025 Thlrn. anweiſ't. Davon kommen 16,500 Thlr. für die Lehrer, 
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3000 Thlr. Zuſchuß zum Schullehrerwittwen-Penſionsfonds, und 7000 
Thlr. Bauunterſtützungen. Von jenen 16,500 Thlrn. find 2600 Thlr. 
von den Ständen bewilligt, um die 392 Lehrerſtellen im Lande, die uns 
ter 120 Thlr. Jahrgehalt beziehen, nach 6 jähriger Dienſtzeit auf 130 
Thlr. zu erhöhen, nach 15 jähriger aber auf 140 Thlr., wozu ebenfalls 
2400 Thlr. angewieſen ſind; der Antrag des Abgeordneten Joſeph, ſo— 
fort die Gehalte aller auf 130, in 5 Jahren auf 140, in 15 Jahren 
auf 200 Thlr. zu erhöhen, ward gegen 24 Stimmen abgelehnt, denn der 
Kultminiſter rief der Kammer zu: Maß zu halten ſei gut! Und ſie hielt 
wirklich Maß, wo es am unangemeſſenſten war; ſie bewilligte nach alter 
Ordnung 13,250 Thlr. für die ſämmtlichen 9 Schullehrerſeminarien des 
Landes, und 21,079 Thlr. für die einzige Militairbildungs⸗Anſtalt, 16,500 
Thlr. für Verbeſſerung der Schullehrergehalte und 19,000 Thlr. für Ver⸗ 
edelung der Pferdezucht und war mit ihren Gebahren zufrieden. 

Sehen wir nach der bereits angedeuteten Kehrſeite eines ſchlechten 
Schulweſens, fo finden wir fie in einem wohl geordneten Straf- und Ges 
fängnißſyſtem; der vernachläßigte Schulbeſuch rächt ſich durch ſtarke Bevöl⸗ 
kerung des Zuchthauſes. Wie viel aber dazu Geld erfordert wird, will 
ich verſuchsweiſe an 2 Anſtalten Sachſens nachweiſen, das ſich bis heut 
von jenen Gefängniß⸗Vervollkommnungen à la Auburn fern gehalten hat 
und deſſen Strafanſtalten im Budget doch mit hohen Summen figuriren. 
Es erfordern dieſe 4 Anſtalten zuſammen 87,000 Thlr. jährlich an Zu⸗ 
ſchüſſen aus der Staatskaſſe, doch iſt hier bei Hubertusburg, das zugleich 
„ iſt, die Summe nicht geſchieden; im Einzelnen befinden 
ich in 
Hubertusburg 190 detinirte, deren Bedürfniſſe auf 79 Thlr. 5 nar. 6 Pf. 
Waldheim 680 = 2 2 - 63 27 5 
2 68 - 22 =5 = 
2 55 =: 5 


Bräuensdorf 314 
Zwickau 729 ⸗ 
veranſchlagt ſind. 


Ich gebe Ihnen über die beiden letzteren Anſtalten einige nähere 
Nachweiſe aus verbürgter Quelle. In Bräuensdorf, einer Korrektionsan⸗ 
ſtalt für Knaben und Mädchen, ſind 8 Beamte und 6 Aufſeher angeſtellt, 
von welchen letzteren jeder 180 Thlr. inel. Wohnung und Nahrung er⸗ 
hält; die Koſt der Sträflinge iſt nahrhaftes Gemüſe und ſechs Mal des 
Jahres Fleiſch. Zwickau zählt 35 Angeſtellte mit 9555 Thlrn. Gehalt, 
darunter der Direktor mit 1175 Thlr. 10 ngr., I Aufſeher J. Klaſſe mit 
220 und 226 Thlr. und 15 Aufſeher II. Klaſſe mit 195 Thlr. 15 ngr., 
ein Hausarzt mit 496 Thlr. 20 ngr., ein Hausgeiſtlicher mit 586 Thlr. 
20 ngr. und der Rechnungsführer mit 506 Thlr. 20 ngr. Die Koſt iſt 
täglich im Sommer 2 Pfund Brod, im Winter 1¾ Pfund, dafür früh und 
Abends Mehlſuppe, die im Sommer nur früh gereicht wird, Mittags Ge⸗ 
müſe, aber kein Fleiſch. Wir wollen hier die Koſt einer der letzten Wo⸗ 
chen d. J. herſetzen: Kohl mit Kartoffeln; Linſen; Möhren; Sauerkraut 
mit Aepfeln; Graupen; Erbſen; Hirſe. Die Arbeitszeit dauert mit halb 
ſtündiger Unterbrechung von 6— 11 / Uhr des Morgens, die halbe Stunde 
nach Tiſch wird zum Spazierengehen verwendet, und dann wieder von 
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1—8 Uhr, ebenfalls mit einer halbſtündigen Pauſe gearbeitet. Um 9 Uhr 
gehts zu Bett. Sehen wir nun den Bildner der Jugend mühſelig mit 
120 Thlrn. fein Leben friſten und den Schwinger des Zuchtſtockes, obs 
wohl ſeine Beſchäftigung nicht beneidenswerth, mit 200 Thlr. angeſtellt, 
bedenken wir, daß während für den Sträfling 55 Thlr. ausgeſetzt ſind, 
eine Tagelöhnerfamilie Süddeutſchlands zu 4½ Köpfen, nach Staus Be⸗ 
rechnung, jährlich mindeſtens 86—91 Thlr. bedarf, fo wird uns erklärlich 
werden, wie der Volkslehrer ſeufzend ſein Amt verrichtet, wie der arme 
Arbeiter mit leerem Magen neidiſch nach der Koſt der Strafgefangenen 
blickt. Wir werden es erklärlich finden das anklagende Wort der Hungri⸗ 
gen: „o die im Zuchthauſe leben beſſer als wir!“ und uns nicht mehr 
wundern, wenn wir von Diebſtählen leſen, verübt nur mit der Abſicht des 
Thäters, in ein Strafhaus zu kommen und der Sorge für ſeinen Lebens⸗ 
unterhalt überhoben zu ſein. Aber leider finden wir dieſes Mißverhältniß 
überall, für die Erziehung geſchieht weniger, als für die Beſtrafung des 
Menſchen dafür, — daß er nichts gelernt hat. So koſtet in Frankreich der 
Galeerenſträfling dem Staate 85, der Lehrer nur 77 Thlr.; in der Ein⸗ 
zelhaft zu Pentonville der Gefangene 36 Pfd. 12 Schill., alſo pr. Woche 
12—14 Schill., während der ehrliche Feldarbeiter mit kaum ſoviel Geld 
Weib und Kinder zu erhalten hat. Wann wird die Zeit kommen, wo 
man, nicht etwa die Gefangenen noch härter behandelt, ſondern durch ſorg⸗ 
fältige Erziehung und durch Sorge für die Mittel zum menſchlichen Leben 
den Armen in Stand ſetzt, das Armenhaus ebenſo zu meiden wie das Zucht⸗ 
haus, wo wir, mit Douglas Jerrold zu reden, nicht mehr rufen, Gott 
behüte die Kinder! und die Männer hängen, wo die Geſellſchaft erkennt, 
daß die vermehrten Verbrechen und das Ueberhandnehmen der Armuth nur 
die Folge ihres gehätſchelten Egoismus iſt! 


(Hamburg, im Februar.) Das Reffript des däniſchen Königs 
vom 28. Januar hat die ſchleswig-holſtein-däniſchen Wirren ihrer Ent⸗ 
ſcheidung um ein Bedeutendes näher gerückt. Schleswig⸗Holſtein hat zu 
entſcheiden, ob ihm eine mäßige Freiheit, die es ſich erringen kann, 
lieber iſt, als ein aller politiſchen Entwicklung und allen davon abhängen⸗ 
den materiellen Verbeſſerungen hinderliches und die beſten Kräfte nutzlos 
aufreibendes Gezänk über die Nationalität.“) Die nach Kopenhagen aus⸗ 
geſchriebene Verſammlung von Notablen beider Reichstheile wird jedenfalls 
von den Schleswig⸗-Holſteinern beſchickt werden. Denn wie wenig auch 


*) So einfach ſcheint die Sache uns doch nicht zu liegen. Erſtens weiß man noch 
nicht, wie die Konſtitution ausfallen wird; die Ernennungen von Deputirten, 
welche ſich der König vorbehalten hat, machen das Uebergewicht der liberalen 
Partei ſehr zweifelhaft. Und dann könnten den Herzogthümern durch die Ver⸗ 
einigung trotz aller liberalen Beſtimmungen der Konſtitution ſchwere materielle 
Nachtheile zugefügt werden. An gutem Willen dazu fehlt es keiner der ver⸗ 
ſchiedenen däniſchen Parteien; darüber ſind ſie alle einig — und das däniſche 
Element wird bei der Stimmung Flensburgs und Nordſchleswigs immer die 
Majorität in der Kammer haben. Können dieſe Uebelſtände vermieden werden, 
ſo ſind wir einverſtanden. Anm. d. Red. 
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der allergrößte Theil mit der Geſammtſtaats-Abſicht zufrieden ift, welche 
jener Berufung zu Grunde liegt, ſo gebietet doch ſchon die Klugheit — 
aller höheren politiſchen Anſichten, die hier geltend gemacht werden müſſen, 
zu geſchweigen — die Vornahme der angeordneten Wahlen, damit nicht 
die Däniſch⸗Geſinnten in Nordſchleswig und Flensburg und die um jeden 
Preis Gehorſamen, welche gar keine politiſche Meinung haben, und von 
denen ſich viele unter der Geiſtlichkeit Schleswigs ſowohl als Holſteins bes 
finden mögen, Minoritätswahlen machen, die ohne Zweifel in Kopenhagen 
als gültig würden angeſehen werden. So ſprach ſich unter Anderen Hr. 
Theodor Olshauſen, Redakteur des „Kieler Korrespondenzblattes,“ einer 
der angeſehenſten Parteiführer des Landes, in einer Verſammlung des Als 
tonaer Bürgervereins aus. Allerdings iſt es unſtreitbar, daß die Provins 
zialſtände-Deputirten Schleswig⸗Holſteins von ihren Wählern durchaus nicht 
in der Abſicht und mit dem Auftrage gewählt worden, um aus ihrer Mitte 
eine Kopenhagner Notablen-Verſammlung zu beſchicken, daß ſie alſo nach 
der Seite ihrer Wähler hin duraus inkompetent ſind; aber daraus folgt 
nur, daß die Wähler in keiner Weiſe rechtlich an das gebunden ſind, was 
etwa die nach Kopenhagen Geſchickten mit der Krone vereinbaren; es folgt 
nicht daraus, daß die Provinzialſtände-Deputirten auf den Wunſch des 
Königs nicht eingehen ſollten, welcher „einſichtsvolle und erfahrene Männer, 
welche die Achtung und das Vertrauen ihrer Mitbürger genießen,“ zu ſich 
entbietet, um eine Verfaſſungsurkunde „ihrer gemeinſchaftlichen ſorgfältigen 
Erwägung vorzulegen.“ Iſt Schleswig⸗Holſtein mit dem nicht zufrieden, 
was ſeine Notablen in Kopenhagen angenommen haben, oder was die 
Krone auf Grund ihrer Rathſchläge in eigner Machtvollkommenheit einzu⸗ 
führen, für gut findet, ſo bleibt es ihm unbenommen, dieß durch ſeine 
Provinzialſtände oder durch andere Organe, die es ſich ueu ſchafft, 
der Krone auszuſprechen. Auch iſt von den Abgeſandten zu erwarten, daß 
ſie in Kopenhagen offen und freimüthig über das Vorgelegte ihre Meinung 
äußern und nicht anders als abwährend in Vorſchläge eingehen werden, 
von denen fie wiſſen, daß fie der öffentlichen Meinung des Landes wider- 
ſtreben. Werden ihre Proteſte und ihre aufrichtigen Rathſchläge nicht an⸗ 
genommen, ſagt man ihnen, daß ſie nur dazu gerufen ſeien, um Ja zu 
ſagen, ſo ſteht es ihnen, wie im Bürgerverein richtig bemerkt wurde, ge⸗ 
wiß frei, wieder nach Hauſe zu gehen. Auf jeden Fall aber ſollen ſie die 
Gelegenheit nicht verabſäumen, vor dem König und dem in vielfachen Irr⸗ 
thümern über die ſchleswig⸗holſteiniſchen Verhältniſſe befangenen däniſchen 
Volke das von „Fädrelandet“ ſo oft übel unterrichtet wurde, die Zuſtände 
des Landes rückhaltlos darzulegen und für Schleswig- Holftein fo viel 
Freiheit zu erringen as irgend möglich. Es wäre höchſt trau= 
rig, wenn nationale Aufreizungen es ſoweit gebracht hätten, daß zwei ver⸗ 
wandte Völker von gleicher Bildungsſtufe nicht zuſammen den Weg der 
Freiheit gehn und ſich eine konſtitutionelle Verfaſſung ſchaffen könnten. Da 
Alles, was ſich jetzt in Europa von politiſchen Formen bildet, nur interi⸗ 
miſtiſch ift, wie ſollte nicht Schleswig⸗Holſtein, das vom deutſchen Bunde 
für jetzt keine freie Verfaſſung erlangt, die von Dänemark gereichte Hand 
annehmen um im Verein mit ihm beſſere politiſche Zuſtände ſich zu berei⸗ 
ten! Später, unter anders gewordenen Verhältniſſen, mag es dem deut⸗ 
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ſchen politiſchen Körper fich anſchließen, wie Dänemark dann, wenn es 
nicht unterdeſſen von Deutſchland aſſimilirt worden, dem jetzt noch ihm ver⸗ 
wandteren, ſkandinaviſchen Staatenkomplexe zufallen wird. — 

Der Hamburger Senat hat ein wichtiges Dekret publizirt, durch wel⸗ 
ches dem Grundeigenthümerverein ernſtliches Bedauern darüber zu erkennen 
gegeben wird, daß er ſich auf den an ſich ſchon geſetzwidrigen Druck von 
Bürgerſchaftsverhandlungen eingelaſſen habe, worin noch dazu einzelne Perſo⸗ 
nen wegen ihrer Vota hämiſch angezapft, ihre Aeußerungen entſtellt wiederge⸗ 
geben und politiſche Corporationen (die Oberalten) geſchmäht worden; worin 
ferner demſelben eröffnet wird, daß die bei jenem Drucke am meiſten Be⸗ 
theiligten in Strafe genommen worden; *) endlich derſelbe nachdrücklich 
ermahnt wird, die ſeit einiger Zeit angenommene Richtung, vermöge wel— 
cher er ein „politiſcher Conventikel“ geworden ſei, fallen zu laſſen, wofern 
der Senat ſich nicht genöthigt ſehen ſollte, ihn, gleich wie andere derartige 
Vereine, welche ſich eine Umgeſtaltung der Staatsformen zur Aufgabe 
ſtellten, *) aufzulöſen. Der Senat belehrt hei dieſer Gelegenheit die 
Grundeigenthümer auch darüber, daß ſie in großem Irrthume ſeien, 
wenn ſie durch Verfaſſungsreformen ihren materiellen Uebelſtänden glaub⸗ 
ten abhelfen zu können. Der Ton des Dekrets iſt bei aller Beſtimmtheit 
ſehr fein und höflich; aber es iſt ein eigenthümlicher, den türkiſchen Cha⸗ 
rakter unſrer Zuſtände bezeichnender Prozeß, welcher durch dieſen Erlaß 
und durch jene Geldſtrafen beendigt wird. Keine Anklage, kein Staats⸗ 
anwalt, keine Gerichtsſitzung, kein gerichtliches Urtel; ſondern nur polizei⸗ 
liche Verhöre und vom Senat kraft väterlicher Gewalt diktirte Strafen, 
trotzdem, daß die zum Verhöre Gezogenen einen fiskaliſchen Pro⸗ 
zeß verlangt und ſich in einer öffentlichen Erklärung mit den beſtimmteſten 
Worten das Recht vindicirt hatten, Mittheilungen über die Bürgerſchafts⸗ 
verhandlungen, und zwar auf dem gewählten Wege (durch Druck „als 
Manuſcript“) zu machen. Dem Senct ſcheint der fisfalifche Prozeß zu 
weitläufig geweſen zu fein; er hat ein kürzeres Verfahren gewählt, durch 
welches freilich unſrer beſcheidenen Anſicht nach weder der Gerechtigkeit 
genügt, noch das unkundige Publikum zur Einſicht darüber gebracht iſt, ob 
es erlaubt ſei, die Verhandlungen erbgeſeſſener Bürgerſchaft zu veröffent⸗ 
lichen, oder nicht. Denn der Autorität des Senats ſtehen Autoritäten des 
Juriſtenvereins gegenüber, welche die Rechtmäßigkeit des Druckes behaup⸗ 
ten. Sollte man es glauben, daß anno 1848 in einer Republik ernſtlich 
über dieſen Punkt geſtritten werden könnte? Ach, in Deutſchland iſt Alles 
möglich! Das in dem Reglement für Rath und Bürgerſchaft enthaltene 
Verbot, Vota erbgeſeſſener Bürger „zu irgend Jemandes Gefährlichkeit aus⸗ 
zutragen,“ verhindert eigentlich alle Veröffentlichung ſolcher Vota; denn 
wer will dafür ſtehen, daß die Bekanntmachung auch des anſcheinend gleich⸗ 
gültigſten Votum's dem, welcher es abgegeben, nicht irgend eine Gefahr 
bringt? Aber da nun einmal die polizeilich Verhörten und nach ihnen 
faſt ſämmtliche Mitglieder des Grundeigenthümervereins ihr vermeintliches 


*) Dem Drucker ſind 100 Thlr. Strafe, einem Grundeigenthümer (Wex) 50 Thlr., 
mehreren Anderen geringere Summen auferlegt worden. 
**) Hier kann nur der Juriſtenverein gemeint ſein. 
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Recht behaupteten und den Staatsprozeß verlangten, fo hätte dieſem 
beſcheidenen Verlangen Seitens des Senats ſollen gewillfahrtet und dem 
potitiſchen Gewiſſen des Publikums, von dem ein großer Theil für jene Pub⸗ 
likation lebhaft ſich intereſſirt hat, Genüge geleiſtet werden. Die Publi⸗ 
kation der Bürgerſchaftsverhandlungen, die wegen des Getheiltſeins der 
Bürgerſchaft in fünf Kirchſpiele und weil den Abfaſſenden kein Protokoll 
zu Gebote ſteht, mit nicht geringen Schwierigkeiten verknüpft iſt, geht von 
der auf Umwandlung unſrer Verfaſſuug in eine repräſentative hin⸗ 
arbeitende Reformpartei aus, welche gegenwärtig den Grundeigenthümer⸗ 
verein beherrſcht. Die Thätigkeit der letzteren hat ſeit Kurzem bei den 
Conſervativen größere Furcht als je erregt, fo daß dieſe jetzt Alles aufbie⸗ 
ten, um die Wirkſamkeit des Vereins zu lähmen. Nachdem es nicht ges 
lungen, durch eignes Eintreten in denſelben ihm eine andere Richtung zu 
geben, hat man einen ſelbſtſtändigen konſervativen Clubb gebildet, 
der in der Tonhalle ſeine geheimen Sitzungen (daran erkenn' ich meine 
Pappenheimer! D. Red.) hält, und zu dem vorzüglich Mitglieder des 
Hundertundachtzigercollegiums gehören. Trotz aller Anſtrengungen wird es 
ihm nicht gelingen, die beſtehenden politiſchen Zuſtände Hamburgs zu kon⸗ 
ſerviren. Das Inſtitut der erbgeſeſſenen Bürgerſchaft und die Form ihrer 
Convente haben zu ſehr die geſunde Vernunft gegen ſich und ſind zu ſehr 
aller ſophiſtiſchen Vertheidigung unfähig, als daß fie nicht einem erwach⸗ 
ten politiſchen Bewußtſein weichen müßten, hätte dieſes auch gegen größere 
Intelligenz zu kämpfen, als gegen die der Hamburger Conſervativen. — 


Den Böſen ſind ſie los, die Böſen ſind geblieben. 

+++ (Zürich, den 15. Febr.) Ja ja! Die Jeſuiten haben 
ſie verjagt und ihre Spuren mit Pulverdampf ausgeräuchert; die Schwy⸗ 
zer haben die prächtige Jeſuitenburg, die ſie vor zehn Jahren im Schweiße 
ihres Angeſichtes den ehrwürdigen Vätern erbaut haben, ſelber gräulich zer⸗ 
ſchlagen und verwüſtet —, umgekehrt, wie die Braunſchweiger, die ein 
Fürſtenſchloß erſt niederbrennen, um ſogleich ein neues zu erbauen, aber mit 
eben fo viel Erfolg. Die Jeſuiten find fort, aber das verſtockende, vers 
dummende, oder um es deutſch auszudrücken, das konſervirende Element iſt 
zurückgeblieben; ein Volk, das die Jeſuiten einmal geritten haben, hebt den 
Nacken nicht ſogleich wieder auf. Ich meine nicht grade, daß die Jeſuiten 
in ſo kurzer Zeit ein Volk ſo verdummen könnten, ſondern daß ein ſolches 
Volk, welches die Jeſuiten hereinruft, ſchon von Haus ſo dumm iſt, daß 
den Jeſuiten nicht viel mehr zu thun übrig bleibt. Ich habe ſchon im 
Januarheft darauf hingedeutet, wie vermorſcht und entſittlicht alle Ver⸗ 
hältniſſe der Urſchweiz waren. Allerdings kann auch ein ſonſt tüchtiges 
Volk ohne andere Schuld, als Unachtſamkeit und Schläfrigkeit, unter ein 
Pfaffen⸗ und Junkerregiment gerathen und dadurch demoraliſirt werden; 
war dieſes der Fall mit der Bevölkerung der Urſchweiz, ſo mußten die 
Kanonenſchüſſe, welche in die ſtillen Thälrr hineindonnerten, und das lei⸗ 
ſere aber viel eindringlichere Geräuſch der präſentirten Rechnungen hinrei⸗ 
chen, ſie aus dem Schlafe zu wecken und ihr die Augen zu öffnen. Und 
im erſten Augenblick ſchien es auch fo. Nicht bloß die Jeſuiten wurden 
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perjagt, und deren Schildknappen verdrängt, es wurden „liberale“ Männer 
in die Regierungen und zu Tagſatzungsgeſandten gewählt, es wurden Ver- 
faſſungsräthe niedergeſetzt, worin die „Liberalen“ die Majorität hatten, 
kurz das ganze Regiment war auf einmal „liberal“ beſtellt. — Wenn nun 
Jemand, der die Urkantone grade nicht näher kannte, aber ſich doch we— 
nigſtens ſchon der abgeſtandenen idylliſchen Vorſtellung, als ſei dort der 
uralte granitfeſte Sitz der ächten Freiheit zu finden, entſchlagen hatte, 
ſolches las, ſo mochte er wohl bei ſich denken: „Ei nun! das geht ja mit 
dieſem wackern Völkchen recht rüſtig vorwärts; man ſieht's, daß nur ein 
äußerer Druck es bisher niedergehalten hat; zwar kann ich mir wohl den— 
ken, daß die „Liberalen“ in dieſen Bauernkantonen nicht theoretiſch konſe⸗ 
quente Republikaner ſind, wie Armand Carrel und James Fazy, nicht 
chevaleresk todesmuthig, wie die Republikaner von St. Mery und der kom⸗ 
muniſtiſche Barbé, nicht philoſophiſch radikal, wie A. Ruge, nicht politi 
ſche Enthuſiaſten, wie K. Heinzen; das iſt Alles von ihnen nicht zu er⸗ 
wakten, würde auch wohl für ihre Verhältniſſe gar nicht paſſen; ſie wer⸗ 
den, zwar langſam und bedächtig, aber doch vorwärts ſchreiten, durch Her 
bung der Volksſchulen für die Bildung des Volkes ſorgen, die bisherige 
willkührliche und barbariſche Juſtiz zu verbeſſern ſuchen, den maßloſen Ein⸗ 
fluß der Geiſtlichkeit beſchränken, freies Niederlaſſungsrecht, freie Religions⸗ 
übung, überhaupt Aufhebung der konfeſſionellen Scheidewand, in die neuen 
Verfaſſungen aufnehmen, und dadurch die roſtigen Schranken, welche bis⸗ 
her die Jeſuitenkantone von der übrigen Schweiz trennten, aufheben; denn 
wozu hießen ſie ſonſt „Liberale?“ — Ich will den Mann, der es offenbar 
gut mit der Schweiz meint, gar nicht weiter denken laſſen, denn er würde 
ſich nur noch mehr blamiren. Wenn es ſchon in manchen größeren und ge⸗ 
bildeteren Kantonen, deren Verhältniſſe eine größere Analogie mit denen ande⸗ 
rer Staaten darbieten, oft schwer iſt, die Liberalen und Konſervativen nach 
den hergebrachten Begriffen zu klaſſifiziren, ſo iſt dieſes in den Urkantonen 
noch viel mehr der Fall. In Uri und Unterwalden waren die „Libera⸗ 
len“ Männer, welche — einzelne tiefer blickende Männer, die ſowohl die 
Zuſtände ihrer Kantone wie auch die Bedeutung der die Gegenwart bewe⸗ 
genden Prinzipienkämpfe vollkommen durchſchauen und zu würdigen wiſ⸗ 
ſen, natürlich hier wie überall abgerechnet — gegen den Sonderbund ſich 
ausſprachen, die ſich zwar das altpatriarchaliſche Regiment mit ſeinem gan⸗ 
zen Wuſt gefallen ließen, aber doch ſich dafür nicht den Gefahren eines 
Krieges ausſetzen mochten; höchſtens daß fie ſich noch, um ſelber ans Re- 
giment zu kommen, gegen die Lebenslänglichkeit der Beamten und die aus⸗ 
ſchließliche Herrſchaft weniger Geſchlechter erklärten. In dieſem Sinne 
wurden denn auch einige Verfaſſungsverbeſſerungen vorgenommen, welche in 
Uri, da die neuen Beſtimmungen aufgezeichnet wurden und eine ge⸗ 
ſchriebene Verfaſſung bisher gar nicht exiſtirt hatte, eigent⸗ 
lich eine neue Verfaſſung bildeten. Es kamen einige neue Perſonen an's 
Regiment — im Uebrigen blieb Alles beim Alten. Gleich die erſte Land⸗ 
rathsſitzung in Uri wurde, trotz der durch die neue Verfaſſung beſtimmten 
Oeffentlichkeit, nach wie vor bei verſchloſſenen Thüren gehalten. Von Ver⸗ 
beſſerungen im eidgenöſſiſchen Sinne, von freiem Niederlaſſungsrechte, To⸗ 
leranz in religiöſen Dingen — kein Proteſtant kann in den Ur⸗ 
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kantonen Grundbeſitz oder Bürgerrecht erwerben; der 
Kantonsbürger, welcher zur proteſtantiſchen Religion 
übertritt, verliert das Bürgerrecht — war gar keine Rede. 
Die Urner Liberalen vergaßen nicht einmal, ſofort eine Cenſurkommiſſion 
niederzuſetzen, welche ſeit unvordenklichen Zeiten in dieſem uralten Freiheits- 
ſitze beſteht, zum deutlichen Beweiſe, daß die Cenſur eine ächte urgermanis 
ſche Einrichtung iſt. Mußt aber bei einer Cenſurkommiſſion nicht an ei⸗ 
nen rothſtift-bewaffneten, ſtreichenden Cenſor denken; ein ſolcher würde 
ſeinen Rothſtift umſonſt wetzen, da in Uri Nichts gedruckt wird, als ein 
Wochenblättchen unverfänglichen Inhalts, wie wenn Ihr Eure Amts- und 
Kreisblätter zuſammenſchlüget. Die Cenſurkommiſſion hat nur die aus⸗ 
wärts gedruckten Bücher und Zeitſchriften zu unterſuchen und zu approbi— 
ren, ehe ſie deren Verſchluß im Innern geſtattet. Die neue alſo „liberrale,“ 
Cenſurkommiſſion hat unlängſt einen Buchbinder, wenn ich nicht irre, ge— 
büßt, weil er eine Bibel verkauft hatte, ohne fie zuvor der Cenſurkomiſ— 
ſion zur Approbation vorzulegen. Daraus magſt Du Dir den Umſtand ers 
klären, daß das Dampfboot nach Uri hin ſo ſchlecht geht, und dabei Gott 
danken, daß Du in einem civiliſirten Lande lebſt. 

Dieſer Urner Liberalismus gilt nun auch im Kanton Schwyz, wo 
aber noch andere Elemente hinzukommen; vor Allem der Kampf des äuße⸗ 
ren Landes gegen das alte, innere Land, der äußeren Bezirke gegen den 
Bezirk Innerſchwyz, der durch ſeine unverhältnißmäßige Größe bei Kan⸗ 
tonsangelegenbeiten ſaſt ſtets den Ausſchlag gibt “) und die regierenden 
Magnaten liefert. Beides verſchnupft natürlich die Außerſchwyzer, und auf 
der Baſis dieſer Oppoſition machen ſich die verſchiedenen Beſtrebungen gel⸗ 
tend, die man in Schwyz unter dem Namen Liberalismus zuſammenfaßt. 
Außer den ſchon angedeuteten Punkten ſind es einestheils hunderttauſend 
verſchiedene perſönliche Zwecke und Vortheile; Viele haben aber auch dabei, 
weil ſie mit andern Kantonen, namentlich mit Zürich, mehr in Berührung 
kommen, wirklich ähnliche liberale Veſtrebungen, wie die Liberalen in an⸗ 
dern Kantonen, im Sinne und wünſchen Abſchaffung mancher roſtigen 
Mißbräuche, beſſere Schulen, beſſere Juſtiz und freieren Verkehr mit der 
übrigen Schweiz. Aehnlich verhält es ſich in Zug. Dieſer Liberalismus 
hat nun in den Verfaſſungsräthen in Zug und Schwyz die Majorität ge⸗ 
habt; die neuen Verfaſſungen ſind ſein Werk. Nach dieſen fällt die Lands⸗ 
gemeinde weg, der Organismus der Behörden wird vereinfacht; das mag 
recht gut ſein. Für den Kanton Schwyz proponirt die neue Verfaſſung 
eine andere Bezirkseintheilung, daß hat die Verwerfung der Verfaſſung 
zur Folge. Aber von wirklich liberalen Beſtimmungen, von freiem Nie⸗ 
derlaſſungsrecht, von Zulaſſung der Proteſtanten zu Grundbeſitz, und drgl. 
iſt gar leine Rede, weder in Zug, noch in Schwyz; die Schwyzer Li⸗ 
beralen wagten gar nicht einmal, ſolche Punkte in Vorſchlag zu bringen, 
in Vorausſetzung, daß die ganze Verfaſſung dann um ſo ſicherer verwor⸗ 
fen würde; und darin hatten fie ganz Recht, denn die Altſchwpzer find 


*) Namentlich bei Prügeleien auf der Landsgemeinde; in der Prügelei auf der 
Landsgemeinde vom Jahre 1838 waren es die zu Innerſchwyz gehörenden 
Muctathaler, welche den glorreichen Sieg der Hörner (Konſervativen) über die 
Klacken (Liberalen) entſchieden. RR 
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unter den Urkantönlern weitaus die bigotteſten und verſtockteſten, und von 
einer freundeidgenöſſiſchen Annäherung an die übrigen Kantone am weite- 
ſten entfernt. Wenn man nun denjenigen Männern, deren Anſichten allen⸗ 
falls für liberal gelten können, vorhält, daß ihr Werk, die Verfaſſung, ja 
gar nichts Liberales enthalte, ſo ſagen ſie mit achſelzuckend kluger Miene: 
„Ja mein lieber Theoretiker, daß verſtehſt du nicht, du kennſt unſer Volk 
nicht; im Grunde unſeres Herzens ſind wir eigentlich ganz wüthig liberal, 
aber wir dürfen uns das nicht ſo merken laſſen; wir müſſen uns, um der 


guten Sache willen, mäßigen und dürfen das Volk nicht vor den Kopf. 


ſtoßen, abgeſehen davon, daß es auch unter uns ſelber Viele gibt, die zwar 
ziemlich liberal ſind, aber von liberalen Inſtitutionen Nichts wiſſen wollen. 
Die gute Sache iſt die, daß Schwyz nur eine liberale Regierung und einen 
liberalen Gr. Rath hat, und das iſt die Hauptſache und iſt auch eine 
ſchöne Sache; unſere Mäßigung aber beſteht darin, daß wir unſeren Li 
beralismus an uns halten und — eben ſo regieren, wie unſere konſerva— 
tiven Vorgänger.“ Das iſt der Liberalismus der praktiſch klugen Leute, 
die Wunders meinen, wie klug ſie die ſchwierige Frage, in Schwyz ein 
liberales Regiment zu halten, gelöſ't hätten. „Aber meine Herren, es kann 
Jemand noch fo gutmüthig ausſehen und dennoch ein boshaftes Herz ha— 
ben,“ ſagte uns einſt der Cicerone in einem Wachsfigurenkabinette, als 
wir dem nichtsſagenden ſchafsmäßigen Ausdruck eines Judaskopfes tadelten. 
Und der Mann hat Recht. — 

In Luzern und Freiburg ſieht es mit der großen Maſſe des Volkes 
nicht beſſer aus, obwohl eine gewiſſe politiſche Bildung hin und wieder et⸗ 


was tiefer unter das Volk hinab gedrungen ſein mag. Die Häupter der 


Liberalen in beiden Kantonen ſtehen natürlich auf gleicher Bildungsſtufe 
und haben im Ganzen dieſelben politiſchen Anſichten, wie die der übrigen 
Kantone, aber ſie müſſen auf die Vorurtheile des Volkes beſtändig Rück⸗ 
ſicht nehmen und danach ebenfalls ihre Anſichten akkommodiren. Und was 
für ein Volk! Was Thiers von den Oberwalliſern ſagt, daß die Vendeer 
Bauern (und Eure Münſterländer) Philoſophen gegen ſie ſeien, das gilt 
auch von einem guten Theil der Freiburger Bauern und trat im Sonder⸗ 


bundskriege grell genug hervor. Sie haben freilich nicht Gelegenheit ges. 


habt, ihre Wundermedaillen, “) die hieb- und ſchußfeſt machen ſollten, zu 
erproben; daß aber das verheißene Wunder ausblieb, daß die Jungfrau 
Maria ſich nicht gegen Düfour mit ſeinen 60 Kanonen ins Mittel ſchlug, 
macht fie in ihrem Glauben gar nicht irre; die Pfaffen haben ihnen ers 
klärt, die Jungfrau Maria hätte leider grade in Mexiko, wo der Kampf 
gegen die gottloſen Nankee's ihre ganze Zeit in Anſpruch nähme, zu thun 
gehabt und deßhalb den Sonderbund nicht unterſtützen können; dieſe Er- 
klärung genügt ihnen vollkommen. Die Luzerner ſind zum Theil eben ſo 


bigott, andererſeits im hohen Grade demoraliſirt, indolent, energie- und 


charakterlos, heute dieſem, morgen jenem Eindruck willenlos hingegeben. 
Was ſoll man von einem ſolchen Volke erwarten? Die neue Verfaſſung, 


*) Sie wurden Stück für Stück um 6 Krenzer an die Landſtürmer verkauft und 
ſind ſehr zierlich aus Meſſing, wie Spielmarken, geprägt. Ich habe deren 
viele geſehen bei heimkehrenden Soldaten, die ſie als Kurioſttät mitbrachten. 
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in welcher der Gr. Rath den Schwächen des Volkes mehr Rechnung trug, 
als billig, zeigt keine erheblichen Fortſchritte im Gegenſatz zu der früheren, 
welche im Jahre 1841 dem heil. Vater zur Sanktion vorgelegt wurde. 
Bürgerrecht kann kein Proteſtant erwerben; Glaubensfreiheit ausdrücklich zu 
garantiren hielten die Herren Geſetzgeber ſür bedenklich und ſchützten vor, 
das verſtehe ſich ja von ſelbſt; auf das Erziehungsweſen wird der Kirche 
der erforderliche (2) Einfluß in einem eigenen . zugeſichert; die Preßfrei⸗ 
heit wird „immer den Schranken der Wahrheit, Religion und Sittlichkeit“ 
garantirt. Ich gebe zwar nicht gar zu viel auf ſolche Verfaſſungsbeſtim— 
mungen, denn es kömmt doch immer darauf an, wie man ſie auslegt und 
anwendet, und ein wahrhaft liberales Negiment könnte auch unter den 
oben berührten Beſtimmungen noch wohlthätig genug wirken, aber dieſe 
ſind in ihrer ſchwankenden Unbeſtimmtheit und ängſtlichen Rückſicht auf die 
Bigotterie des Volkes wichtig, weil fie den jetzt in Luzern herrſchenden Lis 
beralismus vollſtändig charakteriſiren; und wenn der Wind einmal aus 
einer andern Ecke bläſ't und ein konſervatives Regiment aufbringt, ſo hat 
dieſes dann gar zu leichtes Spiel und kann Alles unterdrücken, ohne gra— 
dezu die Verfaſſung zu verletzen. Und was das Schlimmſte iſt, die Lu— 
zerner Liberalen glauben meiſtens ſelbſt nicht recht an eine Dauer ihres 
Regiments, daher Manche, wie z. B. Kaſimir, Pfiffer, Schumacher, Ut⸗ 
tenberg, ſich unter allerlei Vorwänden zurückziehen. Schwierig genug iſt 
allerdings die Stellung der neuen Regierungen in Freiburg und Luzern, 
wenn ſie anſtatt ſich entſchieden und rückſichtslos auf die eine Seite zu 
ſtellen, es beiden Parteien recht machen wollen; daher denn in Luzern die 
neue Verfaſſung von beiden Seiten angefeindet wird. Geſtern, am 13. 
hat das Volk darüber abgeſtimmt; im Augenblick, wo ich dieſes ſchreibe, 
iſt mir das Reſultat der Abſtimmung noch nicht bekannt. Zu dieſer ſchwie⸗ 
rigen Stellung zwiſchen den Parteien kömmt noch die gränzenloſe finans 
zielle Zerrüttung der beiden Kantone. Luzern hat dem Jeſuitenregiment 
eine Schuldenlaſt von 4 Mill. Frs. zu danken; das iſt für Luzern, was 
für Frankreich z. B. eine Milliarde iſt; dabei iſt durch die Begebenheiten 
der letzten Jahre der Wohlſtand vieler Einzelnen zerrüttet, der Kredit uns 
glaublich geſunken. Wie ſoll dem abgeholfen werden? Die Tagſatzung 
mahnt wegen der Kriegskoſten; dieſe müſſen gezahlt werden, wenn die Ok⸗ 
kupation aufhören ſoll. Will die Regierung ſich nun an die Urheber des 
Sonderbundes halten und dieſe zahlen laſſen, wie in Freiburg und Luzern, 
ſo werden ſie ſelbſt von ihren liberalen Freunden bitter getadelt, daß ſie 
ſolches ohne richterliches Urtheil thun; aber welche zahlloſe Schwierigkeiten 
würden ſich einem förmlichen Prozeſſe erſt entgegenſtellen, abgeſehen davon, 
daß dieſer lange Zeit dauern würde, und das Geld ſogleich gezahlt wer— 
ven ſoll. Wenn aber die Tagſatzung die Koſten nicht nachlaſſen kann, ſo 
ſoll ſie die betreffenden Kantone auch nicht tadeln, daß ſie das Geld neh— 
men, da wo es einzig und allein zu bekommen iſt. Das mag die Bethei⸗ 
ligten hart genug treffen, aber unbillig iſt es doch grade nicht. Oder ſoll 
man dem Volke, das ohnehin durch die Kriegsereigniſſe ſchon genug gelit⸗ 
ten und ſeine Verblendung und Leichtgläubigkeit ſchwer genug gebüßt hat, 
noch ſeinen letzten Heller abpreſſen? Glauben jene Tadler, daß dadurch die 
Ruhe in jenen Kantonen ſchneller und dauernder hergeſtellt werden wird? 
10* 
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Aber ich wiederhole, was ich zu Anfang meines Schreibens gefagt 
habe, es ſieht trotz der Entfernung der Jeſuiten noch immer troſtlos und 
konfus genug in den weiland Sonderbundkantonen aus und iſt auch kaum 
abzuſehen wie es anders und beſſer werden ſoll. Ob die Schuld mehr 
am Volle, oder an den früheren Verhältniſſen, oder an den jetzigen Lei— 
tern des Volkes liegt, mag ich nicht entſcheiden; werden wohl alle drei 
Schuld genug haben. Das aber weiß ich, daß bis jetzt überall ein wahr— 
haft liberaler und eidgenöſſiſcher Sinn ſich höchſt unmächtig erwieſen hat, 
gegen die Verſtocktheit, Impotenz und Bigotterie. Da gibt es nur ein 
Mittel, welches helfen, oder wenigſtens eine Abhülfe vorbereiten kann, und 
dieſes Mittel iſt das freie Niederlaſſungsrecht, d. h. das unbe— 
dingt freie, eine Aufhebung aller konfeſſionellen Beſchränkungen. Dieſes iſt 
freilich nur auf dem Wege der Bundesreviſion zu erlangen, da die kleinen 
Kantone und zum Theil auch Luzern ſich aus eigenem Antriebe nicht dazu 
entſchließen konnten. Die Bedeutung dieſes freien Niederlaſſungsrechts, 
welches der wichtigſte von allen Punkten iſt, die bei der Bundesreviſion 
zur Sprache kommen können, wird gewöhnlich im Auslande viel zu gering 
angeſchlagen. Man denkt dabei etwa an einen regeren Verkehr, gegenſei— 
tigen Austauſch von Ideen, an ein Vordringen der Bildung in die Ur— 
kantone und dadurch vorzubereitende freundeidgenöſſiſche Annäherung der 
Bürger verſchiedener Kantone gegen einander — aber das iſt Alles nichts; 
der Ideenaustauſch beſchränkt ſich auf Käſe, Seide und Baumwolle, und 
eine freundſchaftliche Annäherung findet unter Schweizern nur beim Do⸗ 
mino oder beim „Jaſſen“ (einem Kartenſpiele) ſtatt. Die Hauptſache iſt, 
daß, ſobald die Niederlaſſung frei gegeben iſt, ſich die Induſtrie mit al⸗ 
ler Macht in die Thäler der Urſchweiz werfen wird, wo alle Verhältniſſe 
höchſt günſtig ſind, Waſſerkräfte und wohlfeile Arbeitskräfte in Hülle und 
Fülle. Ueber dieſen Punkt beobachten die Schweizer ſelbſt ein vorſichtiges 
Stillſchweigen, aus Furcht — dieſen Plan zu früh zu verrathen und da— 
durch zu vereiteln, eine Furcht, die für den Schweizer ganz charakteriſtiſch 
iſt. Richtig aber iſt's, daß die Induſtrie ſchon längſt auf dem Sprunge 
ſteht. Welche durchgreifenden Veränderungen aber die Induſtrie in allen 
Verhältniſſen der Urkantone hervorbringen wird, das brauche ich Dir nicht 
erſt zu ſagen. Mögen empfindſame Seelen nach Herzensluſt darüber jam⸗ 
mern, daß die Induſtrie mit ihren Segnungen und ihrem Fluche nun auch 
in dieſe idylliſchen Hirtenthäler eindringt; es iſt nun einmal nicht anders, 
die Induſtrie iſt ein Durchgangspunkt, welchen kein Volk, das vorwärts 
will oder vorwärts ſoll, umgehen kann. Was die ſchlimmen Folgen der 
Induſtrie betrifft, das furchtbare materielle Elend der Fabrikarbeiter, ſo 
können dieſe ſich in der Schweiz, vor der Hand wenigſtens, viel weniger 
entwickeln; zuerſt weil hier nirgends die Bevölkerung ausſchließlich auf Fas 
brikarbeit angewieſen ift, ſondern nebenher noch ländliche Arbeit, Acker-, 
Garten- oder Weinbau treibt, ſodann wegen der vortrefflichen Gemeinde: 
Verfaſſungen. Wenn daher die Induſtrie in die Urſchweiz eindringt, ſo 
werden die Folgen, die nächſten wenigſtens ganz gewiß, nur wohlthätig 
ſein. Die Geſammtproduktion der Schweiz wird zunehmen, die inneren 
Kantone werden aus ihrer Abgeſchiedenheit in einen gemeinſchaftlichen Kreis 
materieller Intereſſen mit den äußeren Kantonen hineingezogen 
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und dadurch auch ihre „Weltanſchauung der der übrigen Schweizer nä 
her gebracht.“ Das wird eine ſolidere Baſis für eine engere Vereinigung 
der Kantone. Durch die Induſtrie wird in den Urfantonen mit dem 
Wohlſtand und der Bevölkerung auch die Bildung zunehmen; das iſt nas 
türlich. Ferner: in den Urkantonen, namentlich in Schwyz, nehmen die 
Gemeindeländereien, die Allmenden, einen großen Theil des geſamm— 
ten nutzbaren Landes ein. Die Nutznießung derſelben kömmt faſt nur den 
Magnaten und größeren Bauern zu Gute. Daß der Ertrag derſelben viel 
geringer iſt, als er bei einer Theilung dieſer Ländereien ſein würde, iſt 
klar; aber der ſchon öfters laut gewordene Wunſch nach einer folchen Theis 
lung ſcheiterte bisher an dem Widerſtande der Bauernariſtokratie, die grade 
in dieſen Allmenden eine Hauptſtütze ihrer Macht ſieht. Wird aber die 
Bevölkerung durch die Induſtrie zahlreicher, regſamer und beweglicher, ſo 
werden die Allmenden ſchwerlich einer Theilung entgehen. Das muß aber 
alle bisherigen Verhältniſſe von Grund aus umgeſtalten; dann erſt iſt die 
Macht der Bauernariſtokratie, die vielleicht ſchlimmer iſt, als Adels- und 
Geldariſtokratie zuſammen, von Grund aus gebrochen. Das ift fo unge⸗ 
fähr die große Bedeutung, welche das freie Niederlaſſungsrecht für die 
Schweiz und namentlich für die inneren Kantone hat. — 


3 (Karlsruhe, im Februar. ) Ich ſchreibe Ihnen ſpät. Das 
hat ſeine eigenthümlichen Gründe. Wir in dem konſtitutionellen Lande 
Baden, die wir uns eines bürgerlichen Miniſteriums und einer gemäßigten 
Kammer erfreuen, haben in dieſen Tagen ſchnelle Schritte in der Ents 
wickelung wenn ich ſo ſagen darf, des öffentlichen ſozialen Lebens 
gethan. Hatten wir bisher hauptſächlich politiſche Kämpfe geſehen, ſo be— 
ginnen jetzt auch die ſozialen Gegenſätze ſich zu reiben. Die Frage über 
die drei großen, durch den Sturz des Hauſes Haber, bedrohten Fabriken 
zu Karlsruhe, Ettlingen und Waghäuſel bringt allmälig dieſe Gegenſätze 
in eine immer ſchärfere Spannung. Ich habe mit meinem Briefe gewar⸗ 
tet, bis in dieſer Fabrikangelegenheit die erſte Klärung eingetreten ſein 
würde, und theile Ihnen nun den Stand der Sache mit. 

Bei den drei Fabriken ſind Perſonen der hohen Ariſtokratie, der 
hohen Büreaukratie und der hohen Bourgeoiſie mit ihrem Vermögen bes 
theiligt. Der Herr Markgraf Mar felbft iſt weſentlich an der Mac 
ſchinenfabrik zu Karlsruhe intereſſirt. Dieß hauptſächlich veranlaßte die 
Regierung, der „nationalen Induſtrie“ ihre warme Theilnahme zuzuwen⸗ 
den und mit allen Kräften dem Ruin der „deutſchen Gewerbſamkeit“ zu 
ſteuern. Sie machte in heimlicher Sitzung mit einem Eifer, der doch gar 
zu raſch ſchien, den Ständen eine Vorlage, gemäß welcher durch Kreirung 
von Partialobligationen und Zinſengarantie von Staatswegen der „bedroh⸗ 
ten deutſchen Induſtrie“ aufgeholfen werden ſollte. Die Vorlage war mit 
einer auffallenden Nebelhaftigkeit der Zahlenverhältniſſe, mit einer gewiſſen 
Finanzphantaſie ausgefertigt, welche ſich bemühte, den Stand der Fabriken 


*) Der Brief kam für das Februarheft leider zu ſpät; wir in 175 aber doch 
Red. 


nachträglich unſern Leſern mit. 
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als einen ausnehmend glänzenden darzuſtellen. Nur paſſirte es leider die⸗ 
fer Finanzphantgſie, daß fie mittelbar dadurch die Verwerfung ihrer eigenen 
Vorlage befürwortete, weil eine Induſtrie, die ſo günſtig ſteht, der Hülfe 
— gar nicht bedarf. Als einen glänzenden ſtellte die Regierung den 
Stand der Fabriken dar, weil man den Anſchein erwecken wollte, als ſei 
es mit dem Riſiko von 2½ Millionen, das bei der Zinſengarantie zu 
befürchten iſt, gar Nichts. Als hülfsbedürftig ſtellte man die Fabriken dar, 
weil man eben haben wollte, daß — die „deutſche Induſtrie“ gerettet werde. 
Und trotzdem, daß ſie für den Fall des Riſiko's Geld, offenbares Geld, 
zwei und eine halbe Million Geld, bewilligt haben wollte, erklärte 
die Finanzphantaſie dennoch, daß bloß eine — „moraliſche Garantie“ ver⸗ 
langt werde. — Sela. 

Um es in kurzen Worten zu ſagen: es handelte ſich darum, ob die 
Gläubiger, die reichen Herren der hohen Ariſtokratie, Bureaukratie und 
Bourgeoiſie, welche an den Fabriken betheiligt ſind, einſtweilen einen Theil 
ihres Vermögens anwenden ſollten, um den Fortbetrieb der Großgewerbe 
möglich zu machen; oder ob der Staat, d. h. der Volksbeutel, eintreten 
ſolle, um es jenen reichen Herren möglich zu machen, ihr Geld noch 
anderweitig auf eine für fie erſprießliche Weiſe um zu⸗ 
treiben. Das war die Frage! Keinesweges handelte es ſich aber dar— 
um, ob die Fabriken untergehen würden oder nicht. Denn das iſt ſonnen⸗ 
klar bewieſen, daß die Gläubiger in der jetzigen geldklemmen Zeit bei einer 
Veräußerung und Zerſchlagung der Fabriken unendlich mehr verlieren 
mußten, als ſie je auch bei dem ſchlimmſten Erfolge des Fortbetriebes 
der Gewerbe verlieren könnten. ; 

Am 27. Januar wurde die öffentliche Verhandlung über die Regie⸗ 
rungsvorlage begonnen, und am 28. Abends 8 Uhr geſchloſſen. Die bei⸗ 
den Sitzungen waren denkwürdig. Bei drückend vollen Tribünen, unter 
Eröffnung der Kammerſchranken für das Publikum, und unter Aufſtellung 
einer zahlreichen militairiſchen Wachmannſchaft wurden die Sitzungen ges 
halten. Ich will nicht die Reden ſchildern, ſondern nur die Hauptrichtung 
der vorragendſten Abgeordneten mittheilen. Die ganze Regierungsſeite, 
die Rechte, war „durch die Bank“ arrangirt für die Unterſtützung der Fa⸗ 
briken. Bloß der Hort des alten blittersdorf'ſchen Regiments, der ultra- 
montane Junghanns, wollte nur Unterſtützung der keſſler'ſchen Maſchi⸗ 
nenfabrik. Er mag ſeine Gründe gehabt haben; er ſoll mit Bekk etwas 
pikirt ſtehen, und war eben vielleicht nur an der Maſchinenfabrik betheiligt. 
Außerdem erlaubte ſich noch Ein Regierungsdiener, Namens „Schmitt,“ 
gegen die Vorſchläge ſeiner Brodherrſchaft zu ſtimmen. Man vermuthet, 
daß er zum Opponiren aufgeſtellt war. In der Rechten herrſchte ſomit 
die gebührende Disziplin. Das gewerbtreibende Juſtemilieu betrug ſich 
natürlich induſtriell; es ſind weſentliche Aktionäre darunter, voran der 
Geldbroz, Millionär Dennig. Zittel, das Haupt der rechten Mitte, für 
das Miniſterium. Ein paar Juſtemilianer ſtimmten gegen; vielleicht um 
die bekk'ſche Organiſation der politiſchen Arbeit etwas mit dem Mantel 
der Unſchuld zu bekleiden. Die Linke ſpaltete ſich bedeutend. Mathy, 
welcher zur Linken gezählt wird, nach meiner Anſicht jedoch bald entſchie⸗ 
den gemäßigt, bald gemäßigt entſchieden iſt, je nachdem er Hoffnung auf 
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einen Platz im Finanzminiſterium hat, — Mathy war in dieſer Sache 
Berichterſtatter und bildete den Eckſtein und die Grundſäule derer, welche 
den miniſteriellen Finanzphantaſieen beiſtimmten, aber nicht im Stande 
waren, mit national⸗ökonomiſchen Sophismen ſich zu rechtfertigen. Mas 
thy's Bruder (Mathy und Fecht in Mannheim) iſt bei der Zuckerfabrik 
in Waghäuſel betheiligt, die eine Ueberſchuldung von einer halben Million 
hat, wegen des Zuckerzolles auf Kolontalzucker unſrer Staatskaſſe ein bes 
dtutendes Loch macht, aber dennoch unterſtützt werden muß, weil die 
Regierung wohl weiß, welchen Gegner ſie an Mathy hätte, wenn ſie ein⸗ 
ſeitig bloß den andern Fabriken unter die Arme greifen wollte. Manus 
manum — d. h.: Eine Hand wäſcht die andere. 

Mit Mathy ſprachen für die Staatsgarantie Kapp und Welcker. 
Kapp, zwar kein Freund der Geldmächte, jener „ſtrangulirenden und ſchin⸗ 
denden Tyrannei,“ wie er ſich in ſeiner wüthenden Sprache ausdrückt — 
Kapp war dafür, weil er einen nationalen Zopf der kraſſeſten Sorte hat.“) 
Welcker desgleichen. Nur daß dieſer Bewunderer Englands noch aus— 
drücklich erklärte: das Loos von 4000 Arbeitern, die durch den Sturz der 
Fabriken brodlos würden, beſtimmte ihn keineswegs zur Hebung der 
Fabriken; ſonſt könne morgen jeder Proletarier ſich auf einen ähnlichen 
Anſpruch ſteifen. Welcker wollte bloß die „Blüthe der nationalen Indus 
ſtrie.“ — — Baſſermann hielt, was Zahlen betrifft, die Hauptrede 
gegen die Regierungsvorlage. Seine Motive kenne ich nicht.““) In 
feiner Rede jedoch bezeichnete er das Eingreifen des Staates in die In- 
duſtrie als den Anfang einer „kommuniſtiſchen Aera.“ Er warnte 
die Regierung. Denn morgen könne der Landmann Garantie gegen die 
Mißernte verlangen, der ſtädtiſche Proletarier auf Nahrung und Kleidung 
Anſpruch machen; das ſei die Konſequenz. Weller und Soiron trak⸗ 
tirten die Regierungsvorlage mit juriſtiſchen Püffen und Kniffen. Itz⸗ 
ſtein, der „Parteichef,“ hielt ſich im Hintergrund, ſtimmte oppoſitionell. — 
Hecker endlich bildete den Glanzpunkt in dieſer ganzen Verhandlung. Er 
hielt eine zweiſtündige prächtige Rede, in welcher er „aus induſtriellen, po⸗ 
litiſchen und ſozialen Gründen“ ſich für Verwerfung der Vorlage erklärte. 
Er allein verfocht ſozialiſtiſche Grundſätze. 

Nach zweitägiger Verhandlung, bei welcher viele Fremde, unter An⸗ 
dern der betheiligte Bankier Oppenheim aus Köln und der Prinz von 
Preußen zugegen waren, wurde mit 37 gegen 20 Stimmen die Uebernahme 
der Zinſengarantie von Staatswegen beſchloſſen. Die Erſte Kammer, in 
welcher der Herr Markgraf Max ſitzt, ſetzt dieſem Beſchluß wohl keinen 
Widerſtand entgegen. ” 

Bei der Verhandlung übergab Hecker eine Petition von 170 Män⸗ 


*) Soviel wir uns erinnern, ſtimmte Kapp für die Unterſtützung, weil er in dieſer 
Uebernahme der Induſtrie durch den Staat eine ſozialiſtiſche Maaßregel ſah, 
die er allgemein eingeführt wünſchte. D. Red. 

**) Das Motiv ſcheint mir einfach das zu ſein, daß Baſſermann als ganzer und 
entſchiedener Bourgeois wohl ſieht, wie bedenklich es iſt, wenn die Bourgeoiſie 
in der Induſtrie, dem Mittel und der Stütze ihrer Macht, von der Regterung 
abhängig wird. D. Red. 
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nern aus Durlach und verlas einen Brief von 63 Arbeitern aus 
Karlsruhe. Die Petition geht unmittelbar auf Verwerfung der Regie- 
rungsvorlage. Der Brief an Hecker enthält die Anſichten von Sozialiſten. 
Die dreiundſechszig Arbeiter (je Ein Arbeiter auf Einen Abgeordneten) 
ſagen, daß ſie nicht als Schienen für das Intereſſe der hohen Beſitzer 
vorgeſchoben ſein wollten. Sie wüßten ihre Lage wohl zu beurtheilen. 
In manchen Ländern hätten ſie ſich herumtreiben müſſen und gefunden, daß 
freilich eine Regierung, die auf das Wohl der Minderzahl gerichtet ſei, 
den vierten Stand ausſauge; daß aber auch die freieſte Verfaſſung bis 
jetzt nicht gehörig für die arbeitenden Klaſſen geſorgt habe. Sie wüßten, 
daß nur das Intereſſe die Regierung zur „Unterſtützung der nationalen 
Induſtrie“ gebracht habe. Und fie ſagen, ihr Intereſſe, daß die Regie- 
rung vorgeblich ſchützen wolle, werde am Beſten dann gewahrt, wenn 
man Arbeiteraſſoziationen gründe, welche mit Staatsmitteln aus⸗ 
geſtattet, gegen die großen Kapitaliſten Konkurrenz halten können. Das 
ſei ein Anfang, aus dem noch Manches werden könne. 

Dieſer Brief nebſt der Durlacher Petition hat eine ungeheure Sen— 
ſation erregt. Die Arbeiter der Maſchinenfabrik wurden zuſammenberufen, 
der Sachverhalt ihnen entſtellt vorgetragen und eine Kommiſſion ernannt, 
welche die Namen der Petitions- und Adreſſeunterzeichner ausfindig machen 
fol. Iſt dies binnen acht Tagen nicht gelungen, fo werden ſämmt⸗ 
liche Arbeiter von Durlach aus der Fabrik entlaffen Eine 
Maſſe dieſer Arbeiter iſt nun ſo bethört und verhetzt, daß ſie die Anreger, 
Betreiber und Unterzeichner „kalt machen“ wollen, wenn ſie dieſelben er⸗ 
wiſchen. Gegen die Sozialiftifchgefinnten herrſcht ein wahrer Terroismus. 
Ganz Durlach iſt durch den vierten Stand in Aufregung verſetzt; es 


weht eine gewiſſe Mord» und Todſchlagsluft. Gensdarmen eilen auf und 


ab. Im Namen von 800 Arbeitern, die nicht um ihre Zuſtim⸗ 
mung gefragt wurden, übergab heute der Abg. Chriſt zwei Petitio⸗ 
nen von 20 Arbeitern, welche die Namen jener dreiundſechzig wiſſen wol⸗ 
len, „um ſie zu — kennen.“ Hecker hielt über dieſen halb begünſtigten 
Terroismus gegen die Sozialiſten mit einer Löwenſtimme eine Rede, daß 
die Regierungsbänke zitterten. „Man will, ſagte er, ein Feuer anzünden, 
das durch das ganze Land brennen ſoll. Aber ſoll es brechen, ſo bin ich 
der Mann, der ſeine Sache durchficht; wir wollen ſehen, wer Meiſter 
wird.“ 

Siehe da! kaum hat der Supplikant Keßler Unterſtützung erhalten, 
kaum hat die Regierung Ausſicht auf baldige Kontrole der Fabriken: ſiehe 
da, fo wird das auch ſchon benutzt, im Intereſſe des herrſchenden Sys 
ſtems mit Polizeimaßregeln gegen freigeſinnte Arbeiter einzuſchreiten. — 
„Kommuniſtiſch“ zu fein, die Abſicht hat wenigſtens die Regierung nicht! 
Hecker, der den Arbeiter, der feine Meinung ſagt und vertritt, achtungs— 
würdiger findet, als den, der blind auf ſeines Brodherrn Worte ſchwört, 
hat wenig Anklang gefunden. — Die Aufregung, welche dieſen Verhand⸗ 
lungen folgte, war ſo groß, daß mehrere Abgeordnete von beiden Seiten 
an öffentlichen Orten ihres Votums wegen beleidigt wurden. Hr. Keßler 
hat, was auch die „Karlsruher Ztg.“ ſagen möge, ſämmtliche Arbeiter 
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aus Durlach wirklich entlaſſen, weil Durlacher Bürger gegen ihn petitionirt 
haben. Nur nahm er fie bei der drohenden Stimmung der Durlacher und 
nach jener Gegenpetition wieder auf. 


Weltbegebenheiten.) 
Februar. 


Trotz der winterlich herzerkältenden Temperatur draußen gährt es in 
dem politiſchen Leben, als triebe die Juliſonne das Blut ſiedend durch die 
Adern der Völker. Der Sturmwind heult um die Mauern des europäi⸗ 
ſchen politiſchen Gebäudes; es klirren die Fenſter, die Ziegel fliegen kra⸗ 
chend umher, die Sparren ſind theils geknickt, theils ſtarren ſie nackt in 
die Luft. Zwar zittert das alte Gebäude zuweilen in ſeinen Grundveſten; 
aber dießmal widerſteht es dem Sturme noch, der vorläufig bloß ſeine 
Wuth gegen die Spitzen des Gebäudes gerichtet hat. Die Noten Frank⸗ 
reichs, Oeſterreichs, Preußens und Rußlands haben den Sieg des ſchwei⸗ 
zeriſchen Radikalismus über den Sonderbund und die Jeſuiten nicht vers 
hindern können, ihre drohenden Demonſtrationen haben die italieniſche Be⸗ 
wegung nicht aufzuhalten vermocht. Die Italiener, auf welche die hochge⸗ 
bildeten Deutſchen als auf ein unwiſſendes, verweichlichtes und demoraliſir⸗ 
tes Volk herabzuſchauen ſich gewöhnt hatten, haben in wenigen Wochen 
ihrem ſchönen Vaterlande die Bahn der konſtitutionellen Entwickelung ers 
öffnet und rüſten ſich, ihre Nationalität wiederherzuſtellen. Die deutſchen 
konſtitutionellen Staaten ſtreben bis jetzt vergeblich, die ihnen nach ihren 
Verfaſſungen zuſtehenden Rechte auszuüben. Die Baiern machen eine ges 
waltige Demonſtration, um eine Lola Montez zu vertreiben — und ruhen 
dann ganz glorios auf ihren Lorbeeren aus, als ob damit Alles gethan 
wäre. Preußen iſt in ſeiner ſtändiſchen Entwickelung bis zu den Verei⸗ 
nigten Ausſchüſſen gelangt, welche eben jetzt das neue Strafgeſetz guthei⸗ 
ßen, obgleich der Vereinigte Landtag gegen ihre Kompetenz zu dieſen und 
ähnlichen Akten proteſtirt hatte. Nebenbei rüſtet es einem Gerüchte zu 
Folge, welches der Finanzverhältniſſe wegen kaum glaublich iſt; bald ſoll 
es dem Gerüchte nach, gegen die Schweiz, bald gegen Italien im Bunde 
mit Oeſterreich ziehen. In Deutſchland hat das kleine Dänemark bis jetzt 
ungehindert den Verſuch wagen dürfen, ein deutſches Land durch einen ges 
ſchickt hingeworfenen Köder von Deutſchland loszureißen; und was das 
ſchlimmſte iſt, dieſes deutſche Land muß wählen, ob es die gebotene freie 
Verfaſſung zurückſtoßen ſoll einer Nationalität zu Liebe, welche ihm der⸗ 
gleiche freie Inſtitutionen vor der Hand nicht in Ausſicht ſtellt. Die Deut⸗ 


*) Als ich dieſen Bericht kaum zum Drittel geſchrieben hatte, kam die Nachricht, 
daß in Paris die Republik proklamirt ſei. Als ich begann, war daran 
nicht zu denken; daher die Einleitung. In den letzten Seiten wolle der Leſer 
daher einige Flüchtigkeit entſchuldigen. Wer kann bei ſo aufregenden Nachrich⸗ 
ten die Feder geduldig führen! D. Verf. 
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ſchen hoffen und harren mit gewohnter nationaler Geduld auf dle Erfül⸗ 
lung ihrer ſtillen Wünſche, ihres heißen Sehnens. In Frankreich ſtürzt 
das Miniſterium Guizot, welches allzu ſchroff in ſeiner äußern und innern 
Politik das Nationalgefühl und die konſtitutionellen Rechte verletzte, wel⸗ 
ches ſich allzu offen zum Schleppträger der Reaktion bergab, vor den Bars 
rikaden des Volkes zuſammen und noch iſt nicht zu überſehen, ob die Sa⸗ 
che mit dem Sturze des Miniſteriums abgemacht iſt. So verſchieden ges 
ſtaltet ſich das poltifche Leben, die politiſche Entwickelung in den verſchie⸗ 
denen Ländern je nach der größeren oder geringeren Bildung, dem heißeren 
oder kühleren Blute, der größeren oder geringeren Geduld der verfchiede- 
nen Völker. Ländlich, ſittlich! Aber hol' die Peſt alle feigen Memmen, 
ſagt der wackere Sir John Fallſtaff. 

Preußen. Der wichtigſte Akt des politiſchen Lebens in Preußen 
iſt gegenwärtig die Berathung des neuen Strafgeſetzes durch die Ver. 
Ausſchüſſe. Wir ſtellten im vorigen Hefte die haubtſächlichſten Beſtim⸗ 
mungen deſſelben kurz zuſammen, um unſeren Leſern den Geiſt der Härte 
und Strenge, der es durchzieht, vor Augen zu führen. Nun denn, die 
Ausſchüſſe haben bis jetzt im Weſentlichen faſt alle dieſe Beſtimmun⸗ 
gen gutgeheißen. Und nicht nur das allein, nein, ſie haben die Sache 
noch viel bedenklicher gemacht, indem ſie der richterlichen Machtvollkommen⸗ 
heit einen ungleich größeren Spielraum anwieſen, als der Entwurf ſelbſt. 
Die Richter haben in den meiſten Fällen die Befugniß erhalten, zwiſchen 
einer kürzeren und einer ſehr bedeutend längeren Freiheitsſtrafe, zwiſchen 


den verſchiedenen Arten derſelben (Gefängniß, Feſtung, Strafarbeit, Zucht⸗ 


haus), zwiſchen Belaſſung oder Aberkennung der Ehrenrechte nach ihrem 
freien richterlichen Ermeſſen zu wählen. Wir wollen nur den 
letzten Punkt, die Entziehung der bürgerlichen Ehre, hervorheben, um zu 
zeigen, welch’ eine furchtbare Strafe hier dem Ermeſſen eines Richter⸗ 
kollegiums überlaſſen iſt, anſtatt ſie für beſtimmte, genau präciſirte Fälle 
im Geſetz feſtzuſtellen. Die Entziehung der bürgerlichen Ehre ſchließt den 
Verluſt der Nationalkokarde mit allen ſeinen Konſequenzen in ſich. Die 
bürgerliche Ehre ſoll für immer aberkannt werden bei ſchweren Verbrechen 
d. h. ſolchen, welche das Geſetz mit dem Tode, mit Zuchthaus oder auch 
nur 5jähriger Freiheitsſtrafe bedroht. Aber die Richter können 
die bürgerliche Ehre auch für 1— 5 Jahre und zwar nach Abbüßung der 
Strafe aberkennen; und dieſe Aberkennung zieht für immer nach ſich 
den Verluſt des Adels, der Aemter, der Würden, Titel und Orden, der 
Ausübung des Patronats, der Gerichtsbarkeit und der Polizeiverwaltung, 
der Standſchaft und der Theilnahme an Stimm- und Eh⸗ 
renrechten in Gemeinden und Korporationen. Selbſt dieſe 
unterſtrichenen Eigenſchaften leben nur wieder auf, wenn ein Urtheil der 
Genoſſenſchaft ſich dafür ausſpricht und — wenn dieſes Urtheil die lan⸗ 
desherrliche Beſtätigung erlangt. Vergebens beantragt die Abtheilung, daß 
die Standſchaft von ſelbſt ohne königl. Begnadigung wieder aufleben 
ſolle; kaum gelingt es Kamphauſen, dem Sünder wenigſtens das Recht zu 
retten, zu Gemeindeämtern und kreisſtändiſchen oder ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen wählen zu dürfen, ohne ſelbſt wählbar zu ſein. Umſonſt! Hr. 
v. Bodelſchwingh erklärt nicht nur, daß die Regierung jenen Antrag der 
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Abtheilung nie genehmigen würde, er wagt fogar den Ausſpruch, die 
Verſammlung würde ſich durch einen ſolchen Beſchluß her— 
abwürdigen, und obgleich ihn die Abg. Sperling und v. Saucken we⸗ 
gen dieſes aller parlamentariſchen Wirkſamkeit Hohn ſpreckenden Verfah⸗ 
rens derb zurechtweiſen, ſo votirt doch der Ausſchuß für die Beſtimmungen 
des Entwurfs. Und nun bedenke man, daß dieſe Strafe, welche den 
Menſchen bürgerlich todt macht und ihm faſt gar keine Hoffnung zur Re⸗ 
habilitation läßt, dem Ermeſſen der Richter in ſehr vielen Fällen überläßt, 
welche der Entwurf zwar unter Hoch- und Landesverrath, Majeſtätsbelei⸗ 
digung, Beleidigung des königl. Hauſes rangirt, welche aber häufig viel 
beſſer zu einfachen Preßvergehen zu zählen ſind, daß ferner derartige po⸗ 
litiſche Vergehen faſt nur in politiſch aufgeregten Zeiten vorkommen und 
daß die Richter ſchwerlich von ſolcher Aufregung frei bleiben! Die Ver⸗ 
ſammlung theilte die Beſorgniſſe nicht, welche eine ſolche Ausdehnung der 
richterlichen Machtvollkommenheit mit Recht einflößt; wenigſtens wußten ſie 
ſie, Hr. v. Savigny und der Reg. Kommiſſar Hr. Biſchoff, wenn ſie auf⸗ 
tauchten, bei der Majorität ſtets durch die Verſicherung zu zerſtreuen, daß 
ein preußiſcher Richter nie dieſe Machtvollkommenheit mißbrauchen würde. 
Geſetzt, der preuß. Richterſtand böte für jetzt ſolche Garantien, wird er 
ſie darum immer bieten? Für Hrn. v. Savigny freilich; dieſer behaubtet 
ſogar kühnlich, als die Verſammlung die Gottesläſterung als einen unde⸗ 
ſinirbaren Begriff ſtreichen will, er wüßte zwar auch keine Definition, aber 
die preuß. Richter würden ſchon immer das Rechte finden! Und auf dieſe 
Verſicherung hin ließ die Verſammlung die Gottesläſterung, dieſen unde⸗ 
finirbaren Begriff, im Geſetzbuche ſtehen! 

Die weiten und harten Beſtimmungen des Entwurfs über Hochver⸗ 
rath, Landesverrath, Majeſtätsbeleidigung, Beleidigung des königl. Hauſes 
und auswärtiger Regenten, Auflauf, Tumult ꝛc. ſind faſt unverändert an⸗ 
genommen. Höchſtens daß hie und da bei den, ich möchte ſagen, ſchrift⸗ 
lichen Hochverrathsverſuchen und Ehrverletzungen gegen den König an 
die Stelle des Zuchthauſes Strafarbeit geſetzt wurde, wobei man aber 
nicht vergaß, die Entziehung der bürgerlichen Ehre dem Ermeſſen der Rich⸗ 
ter zu überlaſſen. Selbſt dieſe geringen Milderungen ſchienen dem Fürſten 
Radziwill ſchon bedenklich; er wünſchte äußerſt ſtrenge Beſtimmungen über 
die Preſſe, um dadurch die Arbeiten des Bundestages über dieſen Gegen 
ſtand zu unterſtützen; daraus läßt ſich ſchon ſchließen, was für ein Preß⸗ 
geſetz wir vom Bundestage zu erwarten haben. Die Abtheilung hatte 
beantragt, die $$. 92 und 93 zu ſtreichen, durch welche der Verſuch auf 
gewaltſame Weiſe den deutſchen Bund aufzulöſen, die Bundesverfaſſung 
zu ändern oder das Bundesgebiet zu verkleinern als Hochverrath geſtraft, 
durch welche die über landesverrätheriſche Handlungen gegen den preuß. 
Staat aufgeſtellten Strafbeſtimmungen auch auf gleichartige Handlungen 
gegen den deutſchen Bund, von Preußen oder anderen deutſchen Untertha⸗ 
nen oder von Ausländern, die ſich in Deutſchland aufhalten, ausgeübt, 
angewandt werden ſollen. Vergebens führt die Abtheilung aus, der deut⸗ 
ſche Bund ſei kein Staat, ſondern ein Bündniß ſouverainer Staaten; die 
Bundesakte ſei ein Vertrag der ſouverainen Fürſten und freien Städte und 
keine die Verhältniſſe der regierenden Fürſten zu ihren Unterthanen ord⸗ 
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nende Staatsverfaſſung; es feien dem Bunde keine Souverainetätsrechte 
den Unterthanen anderer deutſchen Staaten gegenüber übertragen; wo keine 
Treue gelobt ſei, könne kein Verrath ſtattfinden; es exiſtire kein Gebiet 
des deutſchen Bundes in der Bedeutung eines Staatsgebietes. Obgleich 
das Alles ſo klar iſt, wie das Sonnenlicht, ſo war doch Alles vergebens. 
Hr. v. Bodelſchwingh erklärte, der Antrag der Abtheilung habe ihn tief 
geſchmerzt; die Bundesverfaſſung ſei die Baſis der Verfaſſung jedes Bun⸗ 
desſtaates; ein Bundesbeſchluß brauche den einzelnen Kammern nicht mehr 
vorgelegt werden, um Gültigkeit zu erlangen. Obgleich durch dieſe Ans 
ſichten alle deutſchen Verfaſſungen illuſoriſch werden, indem der Beſchluß 
des Bundestages, der die Fürſten repräſentirt, den der Kammern, welche 
das Volk repräſentiren ſollen, ungültig macht, fo thaten doch einige Phra⸗ 
fen über die durch Streichung dieſer $$. bedrohte deutſche Einheit 
das Ihrige und — die Verſammlung behielt fie mit 66 gegen 28 Stim- 
men bei. Selbſt §. 105 (Verläumdungen und Schmähungen verſtorbener 
Mitglieder des königl. Hauſes) wurde nur vorläufig an dieſer Stelle aus⸗ 
geſchieden, um nachher bei §. 201 ſeine Erledigung zu finden. Die Ge⸗ 
ſchichtsſchreibung iſt dadurch in ihrer Wahrhaftigkeit ernſtlich bedroht trotz 
Bodelſchwingh's beruhigender Verſicherungen; denn wenn mir meine hiſto⸗ 
riſchen Forſchungen auch klar darthun, dieſe oder jene Handlung eines 
früheren Regenten ſei unwürdig, gemeinſchädlich geweſen, wie ſelten werde 
ich den juriſtiſchen Beweis dafür führen können, da ſolche Anſichten 
immer von der individuellen Auffaſſung abhängen? Welche den ſich wi⸗ 
derſprechenden hiſtoriſchen Quellen, unter denen es immer bezahlte Schmeich⸗ 
ler gab, ſoll als richtig anerkannt werden? Der Richter, der ſich vielleich 
nie mit Geſchichte befaßt hat, entſcheidet über die Richtigkeit der Auffaſſung 
des Geſchichtsforſchers! Das Allg. Landrecht kennt bekanntlich keine Be⸗ 
leidigungen Verſtorbener. — Bei $. 108 (Beleidigung auswärtiger Re⸗ 
genten) wurde mit Recht hervorgehoben, wie Preußen eigentlich gar keinen 
Beruf habe, auswärtige Regenten durch beſondere Strafgeſetze zu ſchützen; 
höchſtens könnte dieſer Fall doch bei denen eintreten, welche ebenfalls der 
artige Geſetze zum beſonderen Schutze der preußiſchen Regenten erließen. 
Namentlich v. Auerswald, Camphauſen, v. Saucken vertheidigten dieſe 
Anſicht; Hr. v. Bodelſchwingh nahm ſie ſehr übel auf. Er ſpielte auf 
die „Deutſche Brüſſ. Ztg.“ an, als auf ein Inſtitut, welches es ſich zur Auf⸗ 
gabe mache, den König von Preußen zu ſchmähen. „Aber, ſagte er, ſolche 
Inſtitute ſind gefährlicher für den Staat, der ſie duldet, als für den, gegen 
den ſie gerichtet ſind. Alle diejenigen alſo, welche keine Ver⸗ 
anlaſſung haben, auf Lockerung des Bandes unſerer ſtaat- 
lichen Verhältniſſe zu wirken, werden nicht dulden, daß der 
Paragraph geſtrichen werde.“ Jene 3 Herren verwieſen dem Hrn. 
Landtagskommiſſar wiederum mit ſcharfen Worten dieſe ganz unparlamen⸗ 
tariſche Vorausſetzung, zu welcher er in keiner Weiſe befugt ſei. Die 
Verſammlung hörte fie — und ſtimmte für Beibehaltung des Paragra- 
phen. 

Ebenſo wurde §. 125 angenommen: Wer die Landesverfaſſung, die 
Geſetze, die Staatseinrichtungen oder die Maaßregeln der Verwaltung 
durch Erdichtung von Thatſachen, Entſtellung der Wahrheit, durch Schmä⸗ 
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hung oder Verfpottung herabwürdigt, hat (unbeſtimmte) Gefängnißſtrafe 
verwirkt. Daſſelbe gilt in Beziehung auf den deutſchen Bund oder einen 
anderen Bundesſtaat. Man ſchlug vor, die Maaßregeln der Verwaltung, 
die Ausdehnung auf den deutſchen Bund fallen zu laſſen; keine Majorität. 
Nur für den Wegfall der doch zu unbeſtimmten „Verſpottung“ entſchieden 
ſich 56 gegen 36 Stimmen. 

Heftig wurde der Kampf wieder bei den SS. 141, 142 und 143, 
Verbindungen und Aſſoziationen betreffend. Geheime Verbindungen find 
unter allen Umſtänden verboten; aber die Theilnahme an einer Verbindung 
iſt nicht dann ſchon ſtrafbar, wenn die Obrigkeit ſie unterſagt hat; das 
bejahten 49 Stimmen gegen 48. Dagegen erklärten ſich wieder 50 gegen 
47 Stimmen für die Beſtimmung des §. 142, welcher Entkräftung von 
Maaßregeln der Verwaltung als verbrecheriſchen Zweck einer Verbindung 
hinſtellt. Endlich wurde aber §. 143, welcher die Theilnahme an einer 
Verbindung, zu deren Zwecken Berathung über Veränderung von Verfaſ—⸗ 
ſungen gehört, ſtrafen will, mit 79 Stimmen gegen 18 geſtrichen. Der 
Regierungskommiſſar Biſchof, Hr. v. Bodelſchwingh führten zwar alles 
ſchwere Geſchütz zur Rettung des §. auf. Hr. Biſchof ſprach von den 
ſchrecklichen Folgen der Jakobinergeſellſchaft und von den Wiedertäufern 
unter Thomas Münzer (I!); Hr. v. Bodelſchwingh führte den Kommunis⸗ 
mus und Sozialismus, „deſſen Definition man ihm erlaſſen würde, weil 
fie jeder kennte,“ in Parade vor. Vergebens; der §. wurde ges 
ſtrichen. 

In den letzten Tagen hat die Verſammlung wieder ein ganz exceptio⸗ 
nelles Duellgeſetz angenommen. Faſt immer ſiegen, wie wir ſehen, die 
Anſichten der Regierung und ihrer Vertreter, wie das in einer Verſamm⸗ 
lung, in der ein CTamphauſen und von Auerswald die äußerſte Linke der 
Oppoſition bilden, nicht anders ſein kann. Ich meldete ſchon, daß die 
Kammer die Prügel als Kriminalſtrafe, ſo wie die Konfiskation verwor⸗ 
fen habe. Leider wurde der Hausordnungen, welche die Prügel als Dis⸗ 
ziplinarſtrafen in reichlichem Maaße austheilen, nur oberflächlich gedacht. 
Und als Camphauſen die Konfiskation angriff, weil fie den Prov.-Stän⸗ 
den nicht vorgelegen habe, erklärte Bobelſchwingh ganz ruhig, die Regie⸗ 
rung habe immer das Recht, nach der ſtändiſchen Berathung ſolche Aende⸗ 
rungen vorzunehmen. | 

Das Elend in Oberſchleſien in den Kreiſen Rybnik und Pleß iſt 
furchtbar. Tauſende von Menſchen ſind am Hunger und Hungertyphus, 
der dort ſeit mehreren Jahren nie aufhört, geſtorben. Eine 
Haubtſchuld ſcheint allerdings die Büreaukratie und beſonders die Regie⸗ 
rung von Oppeln zu tragen, weil ſie nicht rechtzeitig den dringenden Auf⸗ 
forderungen des Landraths von Dürant um außerordentliche Hülfsmittel 
nachkam. Sie entſchuldigt ſich damit, daß die Rybniker Kreisſtände ſich 
den angeordneten Hülfsmaaßregeln widerſetzt hätten; dieſe aber erklären, 
ſie hätten allerdings nicht, wie ihnen angeſonnen wäre, im Novbr. 1847 
nochmals 30,000 Thlr. für den Kreis anleihen wolle, weil das denſelben 
ibermäßig belaſten und doch nur palliativ helfen würde; fie hätten aber 
vohl hervorgehoben, daß der Staat mit Radikalmitteln einſchreiten müſſe. 
Der Staat hat, wie gewöhnlich, die Privatwohlthätigkeit haubtſächlich in 
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Anſpruch genommen; es find Vorräthe, Aerzte und Unteroffiziere in Menge 
hingeſchafft, welche letztere als Ortsvorſteher fungiren ſollen. Der Bericht 
25 Oberpräſidenten v. Wedell ſoll vom Könige nicht gut aufgenommen 
ein. — 

In Berlin war in der Stadtverordneten-Verſammlung ein Antrag 
geſtellt, die vereinzelten Erwärmungsanſtalten in eine große Lokalität mit 
den Arbeitsnachweiſungs-Büreaux, den Suppenanſtalten, den Volksbiblio⸗ 
theken und dgl. zu verlegen, um ſo den Armen einen geſellſchaftlichen Ver⸗ 
einigungspunkt zu geben und dadurch ihre Intelligenz und ihre Sittlichkeit 
zu fördern. Der Magiſtrat trat nicht bei, weil die Behörde nicht auf dem 
Standpunkte der Liebe, ſondern der Noth ſtehe und die Stadtverordneten 
verwarfen die Sache am Ende ſelber, weil ſie zu viel Geld koſte und den 
Proletariern eine verkehrte d. h. etwas menſchliche Stellung anweiſe. — 

In Poſen zirkulirt ein angeblicher Brief des Königs an Bettina, 
worin die verurtheilten Polen nach ihrem Benehmen vor Gericht gewöhnli— 
che Verbrecher genannt werden, welche auf keine Gnade zu hoffen hätten. 
Als vor den Ausſchüſſen die Landesverweiſung zur Sprache kam und Je⸗ 
mand verlangte, man ſolle die Auszuweiſenden doch nur dahin bringen, 
wohin fie gebracht werden wollten, erklärte der Juſtizminiſter Uhden, man 
könne ſie doch in kein anderes Land bringen, als dem ſie angehörten. 
Warum nicht? Hr. v. Bodelſchwingh ſcherzte ganz gemüthlich über die 
beabſichtigte Vagabonden⸗Gränze von Memel nach Saarlouis. Und doch 
hatte Hr. Abegg ſo eben auf die Polen hingedeutet. Man verſprach Be⸗ 
rückſichtigung der Wünſche der Verſammlung. Das wollen wir hoffen; 
bekanntlich retteten ſich 2 der verurtheilten Polen nur durch Appellation 
von der mit der Landesverweiſung verbundenen Ausweiſung nach Ruß⸗ 
land. — 

In Potsdam hatte der Stadtverordneten⸗Vorſteher Abendunterhaltun⸗ 
gen zur Erläuterung der Städteordnung veranlaßt; die Regierung 
verbot ſie als eine politiſche Verſammlung. “) — In Hagen 
hatte ſich eine Bürgergeſellſchaft gebildet, in welcher belehrende Vorträge 
über allerlei Gegenſtände mit Aus ſchluß der Politik und Reli⸗ 
gion gehalten werden ſollten; die Regierung zu Arnsberg befahl, ſie auf⸗ 
zulöſen. — Die Elbinger Stadtverordneten, welche ſchon früher um Ver⸗ 
werfung des neuen Strafgeſetzes petitionirt hatten, hatten eine Kommiſſion 
niedergeſetzt, um die Berathungen der Ausſchüſſe zu überwachen und wei⸗ 
tere Remonſtrationen vorzubereiten. Die Regierung zu Danzig forderte 
ſie auf, dieſe Kommiſſion ſofort aufzulöſen, oder des Verbots der Oeffent⸗ 
lichkeit der Stadtverordneten⸗Verſammlung gewärtig zu fein. Magiſtrat 
und Stadtverordnete proteſtiren einſtimmig und feierlichſt gegen dieſes Ver⸗ 
bot, weil jene Berathung über das Strafgeſetz nicht nur ihr Recht, ſon⸗ 
dern auch ihre heiligſte Pflicht ſei; die Oeffentlichkeit ſei zudem kein Preis 
für das ſonſtige allgemeine Verhalten der Stadtverordneten und könne ge⸗ 
ſetzlich uur entzogen werden, wenn mit ihr Mißbrauch getrieben würde. — 
In Breslau ſind einige Arbeiter wegen „kommuniſtiſcher“ Verbindungen 
verhaftet d. h. ſie haben, wie es ſcheint, Geld zuſammengelegt und dafür 


*) Sie ſind vor einigen Tagen wieder geſtattet. 
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gute, wenn auch verbotene Bücher gekauft und geleſen. — Die Konzeſſio⸗ 
nen, welche wir, den Gerüchten zu folge, zunächſt zu erwarten hätten, wä⸗ 
ren: Preßfreiheit in inneren Angelegenheiten (nur keine baieriſche mit Cen⸗ 
ſur) und Periodizität des Landtages, gleiche Vertretung der Bauern, Bür⸗ 
ger und Ritter. Wir wollen ſehen; jetzt, nach den Pariſer Nachrichten, 
erhalten wir vielleicht noch mehr. Außerdem ſoll die Staatsſchulden-De⸗ 
putation einberufen werden und es wird eine gleichmäßige Vertheilung der 
Grundſteuer in Ausſicht geſtellt. 

Schleswig⸗Holſtein. Der König von Dänemark hat bei feiner 
Thronbeſteigung nicht nur eine politiſche Amneſtie, ſondern auch eine Ver⸗ 
faſſung gegeben, welche den nach ſtändiſcher Gliederung gewähl— 
ten Ständen eine beſchließende Stimme bei Aenderung der Steuern, bei 
den Finanzen, bei Geſetzen über gemeinſame Angelegenheiten zugeſtanden 
wird. Der Preis dieſer Konſtitution iſt natürlich die Vereinigung der 
Herzogthümer mit dem Reiche, das Aufgeben ihrer Nationalität, die Bil⸗ 
dung des däniſchen Geſammtſtaates, den man auf dem Wege des „Offer 
nen Briefes, nicht erreichen konnte. Das iſt ein hoher Preis, den die 
Herzogthümer zu zahlen Anſtand nehmen; eine Verſchmelzung der Verwal⸗ 
tungen würde ihnen auch viele materielle Nachtheile bringen. Außerdem 
aber würden in der Ständeverſammlung die Dänen immer die Majorität 
haben, obgleich die Zahl der Abgeordneten des Königreichs und der Her- 
zogthümer gleich iſt; denn Nord⸗Schleswig ſtimmt für Dänemark und ei⸗ 
nige Stimmen würde ſich die Regierung in den Herzogthümern immer ſi⸗ 
chern können. Die 60 ſchleswig⸗holſteiniſchen Ständemitglieder, welche jüngſt 
in Kiel dieſe ernſte Frage beriethen, haben daher beſchloſſen, zwar zu der 
Verſammlung, welche alsbald die Verfaſſung vorberathen ſoll, zu wählen, 
aber nur unter ausdrücklichem Proteſte gegen den Geſammt⸗ 
ſtaat, gegen die Vereinigung der Herzogthümer mit dem Königreich. 
Wollte der Wahlkommiſſair dieſen Proteſt nicht annehmen, ſo würde man 
ſich auf keine Wahl einlaſſen. So iſt es auch am beſten. 

In Kopenhagen hielt am 15. Februar die „Geſellſchaft der Bauern⸗ 
freunde“ eine Verſammlung, welche gegen die Beſtimmungen des Verfaſ—⸗ 
ſungsreſkripts remonſtrirte, daß in der vorberathenen Verſammlung auf 9 
ſtädtiſche und 8 ländliche Mitglieder 11 Gutsbeſitzer und 9 Beamte kä⸗ 
men, was beſonders für die Berathung der Wehrpflichtigkeitsfrage ſehr be⸗ 
denklich ſei; ebenſo bittet die Verſammlung um volksthümliche Wahl der 
16 Abgeordneten, welche der König zu der vorberathenden Verſammlung 
ernennt. Man betrachtet das als eine ernſtliche Demonſtration; die radi⸗ 
kale Partei in Dänemark iſt mit der Regierung und in Bezug auf die 
Herzogthümer ganz einverſtanden. Der dienſtthuende Kammerherr nahm 
aber doch nach einiger Weigerung die Adreſſe und die Petition an. — 

Baiern. Auch München hat ſeine Revolution gehabt! Der Ueber⸗ 
muth, der gewaltige Einfluß Lola's war ſchon lange den Bürgern ein 
Dorn im Auge; die Ultramontanen, die ſie geſtürzt hatte, halfen den Zorn 
gegen ſie ſchüren. Eine Studentenverbindung, die Alemannen, welche Lola 
beſonders protegirte, hatte namentlich den Zorn der übrigen Studentens 
ſchaft auf ſich gezogen; die Alemannen behaubteten, dieſe Wuth gründe ſich 
nicht ouf ihre Nerbindung mit Lola, ſondern auf ihren Liberalismus, auf 
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ihre Oppoſition gegen den Ultramontanismus. Mag beides wohl richtig 
fein. Es kam zwiſchen den Alemannen und den anderen Studenten mehr⸗ 
fach zu Raufereien, welche ſich endlich zu einem Auflauf gegen Lola ſtei⸗ 
gerten. Dieſe befand ſich ſelbſt in dem Tumulte und mußte fliehen; die 
Thore des Grafen Arco wurden ihr verſchloſſen; das war brutal, weil 
ihr Tod oder ihre Mißhandlung ſehr wahrſcheinlich war, wenn ſie dem 
wüthenden Haufen in die Hände fiel. Der König ließ die Univerſität auf 
ein halbes Jahr ſchließen und alle fremden Studenten ausweiſen. Bei 
dieſem materiellen Verluſt erhoben ſich die Bürger und rückten 1000 Mann 
ſtark vor die Reſidenz. Der König ließ die Deputation lange warten und 
entließ ſie mit dem Beſcheide, ſich morgen ſeine Antwort zu holen. Die 
Bürger zerſtreuten ſich zwar, erſchienen aber am anderen Morgen zahlrei⸗ 
cher wieder. Da mußte der König nachgeben; Lola war ſchon auf ſeine 
Bitte um ihrer Sicherheit willen geflohen, nicht aber von ihm ausgewie— 
ſen. Sie reiſ'te mit 3 Alemannen nach Lindau und will von dort nach 
Sizilien. Die Bairen brachten dem Könige viele Vivats, die Königin 
weinte Freudenthränen. Sie hat allerdings den meiſten Vortheil von der 
Sache; von politiſchen Folgen von Lola's Vertreibung iſt noch nicht viel 


zu bemerken. Höchſtens muß Hr. v. Berks ſeinen Abſchied nehmen und 


— dann kommt eben ein Anderer. Dem Grafen Arco hat der König den 
Hof verboten. 

Darmſtadt. Wie väterlich doch geiſtliche Behörden um das See⸗ 
lenheil ihrer Heerden beſorgt find! Der Oberſchulrath hat ein Reftript 
über die Leſezirkel der Lehrer erlaſſen. Sie ſollen keine philoſophiſchen, 
keine hiſtoriſchen und keine mathematiſchen Bücher leſen, weil dieſe ihren 
Berufskreis verrücken würden; ſie ſollen keine Bücher verderblichen 
politiſchen Inhalts erhalten und deßhalb ſoll beſonders auf die hiſtoriſchen 
und pädagogiſchen Bücher geachtet werden. Die geiſtlichen Mitglieder der 
Bezirks⸗Schulkommiſſionen ſollen die Bücher auswählen; ſie ſind ihren 
geiſtlichen Oberen für den Inhalt der religiöſen und moraliſchen Bücher 
verantworklich. Es iſt nur ein Glück, daß man durch ſolche mittelalterli- 
che, der Inquiſition würdige Verordnungen den Geiſt der Zeit nicht bän⸗ 
digen kann! — In der Kammer trägt der Abg. Lehne darauf an, die be⸗ 
ſtehende Cenſur für verfaſſungswidrig zu erklären, wogegen der Miniſterial⸗ 
Kommiſſair Bechthold heftig gegen die „infame und perfide“ Weiſe eifert, 
mit welcher die Preſſe die Fehler der Beamten ausgebeutet habe. Die ar⸗ 
men Beamten! Es iſt auch gar zu verdrießlich, daß alle ihre kleinen 
menſchlichen Schwachheiten ſofort an die große Glocke gehangen werden! 
Nur zeigt die Wahl der Ausdrücke des Hrn. Bechthold, was davon zu 
halten iſt, wenn von miniſterieller Seite der Oppoſition ſtets Mäßigung 
und Anſtand gepredigt wird. — 

Baden. Nach den ſtürmiſchen Verhandlungen der Kammer über 
die Fabrikenfrage, worüber wir die vorſtehende Korrespondenz nachzuleſen 
bitten, iſt große Ruhe eingetreten. Es werden, wie gewöhnlich, eine Menge 
Motionen begründet, welche bis jetzt noch nie Erfolg hatten. Welcker bes 
gründet ſeine Motion über Preßfreiheit, wobei er beſonders auf die Be⸗ 
ſeitigung der Kautionen dringt, Rettig über Abſchaffung der Todesſtrafe, 
Soiron über Verantwortlichkeit der Miniſter, Baſſermann über Vertretung 
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der deutſchen Stände bei'm deutſchen Bunde. Miniſterialrath Bekk ſpottet 
hiebei über Welcker's ſtete Drohungen mit Revolutionen; ich glaube auch 
nicht, daß Hr. Welcker das ſo böſe meint; aber — unverhofft, kommt oft! 
Wer hätte vor 3 Tagen an den ungeheuern Umſchwung in Frankreich ge⸗ 
dacht? — Weller erſtattet Bericht über das Steuerausſchreiben, welches 
das Miniſterium am 13. November v. J. ohne die Stände erlaſſen hatte. 
Es wird zur nachträglichen Genehmigung an die Budget⸗Kommiſſion ver⸗ 
wieſen d. h. für verfaſſungswidrig erklärt. Welches ausländiſche Miniſte⸗ 
rium hätte nach einer fo eklatanten Niederlage nicht feine Entlaffung ge 
nommen? Anders ein deutſches Miniſterium. Hr. Bekk erkennt ſogleich 
und der Finanzminiſter Repenauer nach einigem Sträuben die Ungeſetz⸗ 
lichkeit jenes Schreibens an — und dennoch bleiben ſie ruhig im Amte. 
Schweiz. Nach der franzöſiſch⸗öſterreichiſch⸗preußiſchen Note reichte 
auch Rußland eine ſolche ein. Es ſuspendirte ſeine Gewährleiſtung der 
ſchweizeriſchen Neutralität, wenn etwa eine Gränzmacht (welche?) im In⸗ 
tereſſe ihrer Sicherheit feindliche Maaßregeln ergriffe, ſo lange, als die 
Kantonalſouverainetät, die Baſis des Bundesvertrages, verletzt und das 
Schweizergebiet den Revolutionairen aller Länder als ein Aſyl für belie- 
bige Verſchwörungen gegeben würde. Die Schweizer werden über dieſe 
Suspenſion ſehr ruhig denken, wenn fie ihnen nicht gar erwünſcht iſt. 
Auf die Note der andern 3 Mächte hat die Tagſatzung geantwortet; ſie 
weiſ't die Behaubtung, daß die Schweiz einer auswärtigen revolutionären 
Propaganda zum Aſyl diene, wie z. B. auch die Würtembergiſche Thron⸗ 
rede ſagte, entſchieden zurück und proteſtirt ſchließlich energiſch gegen jede 
fremde Intervention. Darauf löſ'te ſich die Tagſatzung auf, nachdem noch 
die Kommiſſion zur Berathung der Verfaſſungsreformen eingeſetzt war. 
Der Bundespräſident Ochſenbein wird, wie wir nicht zweifeln, die Würde 
der Schweiz bis zur neuen Tagſatzung ſchon zu wahren wiſſen. Die Rec 
solution in Paris wird ihm fein Amt ſehr erleichtern. 
AkJtalien. Der Aufſtand in Sizilien, bei welchem die Sizilianer 
ebenſo viel Tapferkeit, als Menſchlichkeit gegen die Beſiegten bewieſen, 
war ſiegreich; das Volk von Neapel nahm in Folge deſſen eine drohende 
Haltung an. Als der König alle ſeine Widerſtandsmittel erſchöpft ſah, 
als auch das letzte Mittel del Carreto's, durch Vertheilung von 50,000 
Dukaten die Lazzaronis auf Adel und Bürgerſchaft zu hetzen und 
ſo wie 1798 eine Contrerevolution herbeizuführen, erfolglos blieb, als 
alle anderen Konzeſſionen zurückgewieſen wurden, da erließ der König fol⸗ 
gende Proklamation: „Nachdem wir den allgemeinen Wunſch unſerer viel⸗ 
geliebten Unterthanen vernommen haben, ſo geben wir freiwillig eine Kon⸗ 
ſtitution auf den Grundlagen der franzöſiſchen Charte.“ Zugleich wurde 
eine Amneſtie für alle politiſchen Verbrecher ſeit 1830 erlaſſen, mögen ſie 
im Lande ſein oder nicht. Seltſam, wie Kanonendonner zuweilen das Ge⸗ 
hör ſchärft! Die Sizilianer, welche urſprünglich ihre Konſtitution von 1812 
verlangten, wollen die neapolitaniſche nur annehmen, wenn die Inſel ad⸗ 
miniſtrativ vollſtändig vom Feſtlande getrennt wird, ein eigenes Parlament 
und einen Vicekönig erhält. — Kaum wurden dieſe Ereigniſſe im übrigen 
Italien bekannt, als auch ſchon, wie wir es vor wenigen Tagen in dem 
vorſtehenden Aufſatze, „die italieniſche Bewegung,“ vorherſagten, Sardinier 
Das Weſtphäl. Dampſb. 48. II. 11 
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eine ähnliche Verfaſſung proklamirte, Toskana eine verſprach. Der Pabſt 
kann nun natürlich nicht zurückbleiben; er macht ſchon wieder Zugeſtänd⸗ 
niſſe, vermehrte Zulaſſung von Laien zu den Miniſterſtellen, Vermehrung 
und Wahl (ſtatt Ernennung vom Pabſte) der Mitglieder der Conſulta. 
In einer Rede an das Volk, von welcher der überſchwengliche Berichter⸗ 
ſtatter der „Kölner Zeitung“ eine ſo kindiſch ſentimentale Beſchreibung 
macht. (Der Pabſt hätte das Volk liebreich zurechtgewieſen, wie man ja 
auch ein krankes Kind nicht ſtrafe), fordert er das Volk auf, dem Pabſt 
und der Kirche treu zu bleiben; die Stimmen Einzelner wolle 
und dürfe er nicht gehört haben. Darunter kann nur das Ders 
langen nach einer wirklichen Konſtitution verſtanden ſein und der Pabſt 
zeigt hierdurch auf's Neue, wie wir ſchon oben ſagten, daß er dieſer Ent⸗ 
wickelung keineswegs ſo hold iſt, als der lobhudelnde Berichterſtatter der 


„Kölner Zeitung“ die Welt glauben machen möchte. Aber er kann der 


Entwickelung nicht mehr widerſtehen; es iſt ſogar leicht möglich, daß das 
Pabſtthum, als weltliche Macht, in dem Strome dieſer Bewegung 
untergeht. 

In der Lombardei, im öſterreichiſchen Italien, wiederholen ſich in ver⸗ 
ſchiedenen Städten, in Pavia, in Padua, die blutigen Konflikte zwiſchen 
Civil und Militair, die „Cigarrenrevolutionen,“ wie die offiziellen Zeitun⸗ 
gen ſpötttiſch ſagen. Wir ſagten ſchon, eine wie ernſte Seite dieſe Ver⸗ 
abredung des Volkes, ſich des Cigarrenrauchens und des Lotto's zu ent⸗ 
halten, hat. Nach jedem ſolchen Zuſammentreffen, werden dann eine Menge 
ſ. g. „Rädelsführer“ arretirt und nach Linz, Ollmütz geſchleppt. Lamar⸗ 
tine ſagte ſchon in der franz. Kammer, daß dieſe angeblichen Revolutio⸗ 
näre immer die reichſten und angeſehenſten Männer des Landes wären, 
die wohl allenfalls an konſtitutionelle Rechte, aber gewiß nicht an Revo⸗ 
lution dächte. 

Wie die italieniſche Bewegung enden wird, das läßt ſich noch nicht 
vorausſagen. Oeſterreich hat wenigſtens 100,000 Mann in Oberitalien 
angehäuft und brennt vor Begierde, zu interveniren und der konſtitutio⸗ 
nellen Bewegung ein Ende zu machen. Aber England hat ſchon erklärt, 
es würde jede Intervention als einen casus belli anſehen — und Oeſter⸗ 
reich erklärt darauf, es denke nicht an Intervention, wenn ſeine eigenen 
Beſitzungen nicht gefährdet würden. Zudem iſt es durch ſeine furchtbare 
Finanznoth an allen ernſtlichen Unternehmungen gehindert. Rothſchild 
will, wie die „Times“ behaubten, kein Geld hergeben; der Kaiſer von Ruß⸗ 
land hat zwar von ſeinem Privatvermögen ſo und ſo viel Millionen in 
öſterr. Papieren angelegt; aber das füllt das lecke Faß des öſterr. Schatzes 
nicht. Sie genügen nicht, die Schuld des Staates an die Bank, (95 Mil⸗ 
lionen) zu decken. Für den Fall, „ernſter Ereigniſſe“ hat der Kaiſer von 
Rußland 50,000 Mann verſprochen; Preußen ſoll einem Gerüchte zufolge 
mit 2 Armeekorps zu Hülfe ziehen wollen. Aber wird Frankreich nach 
den letzten Ereigniſſen dann nicht ebenfalls ſeine Regimenter nach Italien 
werfen und find die öſterreichiſchen Beſitzungen dann nicht erſt recht ge⸗ 
fährdet? Eine Verfaſſung iſt das einzige Mittel, die Lombardei für Oeſter⸗ 
reich zu erhalten — und der Erfolg dieſes Mittels iſt für jetzt ſehr zwei⸗ 
deutig. In Italien iſt — Modena Oeſterreichs letzte Stütze! — 
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Man muß geſtehen, die wiederholten Bauernaufſtände zur Verweige⸗ 
rung der Zehnten und Frohnden in den verſchiedenen öſterr. Provinzen, 
Gallizien, die immer ſchärfere Oppoſition in Ungarn, die Vereinigung der 
ſlaviſchen Partei in Böhmen mit der ſtändiſchen, welche auf Erfüllung der 
alten verbrieften ſtändiſchen Rechte dringt, die entſetzliche Finanznoth — 
das alles macht die Lage Oeſterreichs ſehr bedenklich. Sollte der Fürſt 
Metternich jetzt nicht auch auf den Gedanken kommen, das Gebäude, wel— 
ches er fo künſtlich gefugt, und durch alle, ſelbſt die galliziſchen Mitiel zu 
erhalten geſucht hat, könnte noch eher ſtürzen, als er in die Grube ſinkt? 
Es ſteht Sturm im Kalender! — 

England. Lord Morpeth hat eine Geſundheitsbill eingebracht, die 
nöthigen geſundheitspolizeilichen Maaßregeln bei Neubauten, bei der An⸗ 
lage von Kloaken und dergl. enthaltend. Obgleich Jedermann die Noth⸗ 
wendigkeit und Nützlichkeit dieſer Bill einſieht, ſo findet ſie doch Wider⸗ 
ſpruch wegen der großen Abneigung der Städte gegen die Einmiſchung der 
Regierung, wie ſie im Lande der Erbweisheit ohne Gleichen herrſcht. Hr. 
Cobden hat neue Kämpfe mit den Protektioniſten zu beſtehen, die er ſo 
apoſtrophirt: „Ich will heute einmal zu euch reden, als ob ihr vernünftige 
Leute wäret.“ Damit waren alle ſarkaſtiſche Witzeleien Hrn. d'JIsraeli's 
beſeitigt. Es bereitet ſich eine gewaltige Agitation gegen die Erhöhung 
der Einkommenſteuer auf 5 PCt., gegen die gleichmäßige Beſteuerung von 
Kapitaliſten und Gewerbtreibenden vor. Das iſt Alles wichtig genug; 
aber wir haben heute keine Zeit, es zu erwägen; wir eilen zum Schluß. 


| Frankreich. 

Heute den 27., Mittags brachte die „Köln. Ztg.“ folgende Nachrich⸗ 
ten von den außerordentlichen Ereigniſſen, welche ſich am 24. in Paris 
zutrugen: 

Alle vom Könige angebotenen Zugeſtändniſſe 
ſind nach einander verworfen. 


Das Anerbieten der Abdankung Louis Phi— 
lipp's zu Gunſten des Grafen von Paris mit der 
Regentſchaft der Herzogin von Orleans iſt gleich- 
falls zurückgewieſen. 


Die Tuilerien ſind geſtürmt. 
Die königliche Familie iſt auf der Flucht. 
Herr Guizot iſt ermordet oder entflohen. 


Die Republik iſt proklamirt. Maueranſchläge ſa⸗ 
gen: Keine Bourbonen mehr! Es lebe die Republik! 
National⸗Verſammlung! Proviſoriſche Regierung! 


Die proviſoriſche Regierung beſteht aus folgenden 
Mitgliedern: Arago, Ledru-Rollin, Marie, Dupont 
(de l'Eure), Lamartine, ſämmtlich Deputirte, Armand 
Marraſt, Redakteur des „National,“ Ferdinand Flocon, 
Redakteur der „Reforme,“ Aubert, Arbeiter. 
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Ich will verſuchen, unſern Leſern dieſe inhaltsſchweren Ereigniſſe in 
ihrem Zuſammenhange, ſo weit dieſer bis jetzt bekannt iſt, zu erzählen. 

Die Adreſſe der Kammer an den König enthielt einen $, welcher über 
alle Theilnehmer an den Reformbanketten, darunter etwa 100 Deputirte, 
einen ſcharfen Tadel ausſprach. Hrn. Guizot's Majorität votirte denſel⸗ 
ben trotz alles Widerſtandes der Oppoſition; Guizot und Duchatel trugen 
ihre reaktionairen Doktrinen im Bunde mit Hebert, dem Erfinder der 
„moraliſchen Mitſchuld,“ ſo cyniſch offen zur Schau, daß die Aufregung 
furchtbar wurde. „Ihr redet, wie Carl X!“ „Ihr achtet das nicht, was 
ſelbſt Polignac achtete,“ rief man den Miniſtern zu. Umſonſt; ſie beharr⸗ 
ten dabei, die Regierung habe das Recht, unbewaffnete Verſammlungen 
von Bürgern zu verbieten; mit einem Wort, fie wollte das Affo- 
ziationsrecht aufheben. Die Oppoſition beſchloß, am 22. ein Re⸗ 
formbankett im 12 Arrondiſſement abzuhalten, um dadurch bei etwaiger 
Verfolgung durch die Regierung die Sache vor die Gerichte zu bringen. 
Anfangs wollte die Regierung das auch. Als aber am 21. Abends das 
Komite des Banketts die Anordnung des Zuges publizirte und darin auch 
den theilnehmenden Nationalgarden ihre Stelle anwies, faßte die Regie⸗ 
rung den für ſie unheilſchwangeren Gedanken, Alles zu wagen; ſie ver⸗ 
bot das Bankett. Die offizielle Oppoſition wich zurück; aber natür⸗ 
lich konnten davon nicht alle Theilnehmer benachrichtigt werden und 
ſo verſammelten ſich denn am 22. Morgens Maſſen von Theilnehmern, 
von Neugierigen. Natürlich fielen einige Unordnungen vor; bei Guizot 
wurden die Fenſter eingeworfen und dgl., was die Munizipalgarde, dieſes 
verhaßte Korps, mit gewohnter Brutalität durch Niederhauen Einzelner 
rächte. So zog ſich die Emeute bis am 23. Abends hin; hie und da 
war eine Barrikade errichtet und genommen, hie und da wechſelte man ei⸗ 
nige Flintenſchüſſe; die Linie gebrauchte ihre Waffen nur zur Vertheidi⸗ 
gung, die Nationalgarde rief mit dem Volke: Es lebe die Reform! Nach⸗ 
mittags war Sitzung der Kammer, Guizot zeigte ſelbſt an, daß Graf 
Molé zur Bildung eines neuen Miniſteriums gerufen ſei und verlangte 
Uebergang zur Tagesordnung, indem das Miniſterium, ſo lange es das 
Ruder führe, keine Verantwortlichkeit ſcheue. Die Anklage Odilon Bar— 
rot's und ſeiner Genoſſen brauchte er vor dieſer Kammer freilich nicht 
zu fürchten. Alles ſchien beendigt; Volk und Nationalgarden wogten durch 
die Straßen, zufrieden mit der Ausſicht auf Reformen, mit dem Rücktritt 
des Miniſteriums, wenngleich Niemand ernſtlich an ein Miniſterium Molé 
glaubte. Bis jetzt war alſo die offizielle Oppoſition allein in der Emeute 
vertreten. Plötzlich verändert ſich die Szene. Abends ſchaarten ſich Viele 
vor Guizots Hotel zuſammen; die Wache gibt ohne Warnung Feuer und 
30 Menſchen wälzen ſich im Blut. Das Volk von Paris, welches die 
fatale Eigenſchaft hat, durch Pulverdampf nicht eingeſchüchtert, ſondern hel⸗ 
denmüthig tapfer zu werden, entfernt ſich mit ſeinen Todten unter wüthen⸗ 
dem Rachegeſchrei. Die Sturmglocke auf Notre-Dame ertönt, die Fau⸗ 
bourgs St. Antoine, St. Martin, Temple, die alte Garde des Konvents, 
erheben ſich, Barrikade an Barrikade wird errichtet und Nachts um 1 
Uhr iſt der Kampf an allen Ecken wieder hell entbrannt. Jetzt werfen 
ſich die Arbeiter, die Demokraten in den Streit, ſie holen ſich die 
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Flinten der Nationalgarden aus den Häufern der Bürger, jetzt verliert 
der Kampf den Charakter der Emeute, er wird zur Revolution. 
Am 24. früh Morgens fängt den alten König, der wohl an ſeine Jugend, 
an die erſte Revolution denken mochte, an zu grauen, Hrn. Guizot wird 
unheimlich. Linie und Nationalgarde fangen an mit dem Volke zu fra⸗ 
ternifiren. Man beginnt Zugeſtändiſſe. Man ernennt Bugeaud zum Gou⸗ 
verneur von Paris, zum Kommandanten der Nationalgarde; ſeine Adju⸗ 
tanten ſprengen umher, um dadurch das Volk zum Niederlegen der Waffen 
zu bewegen. Was Bugeaud, der Held der Rue Transnonain! Weg mit 
ihm! Der König ernennt Thiers nebſt Odilon Barrot und General La⸗ 
‚moriciere zu Miniſtern, letztere zeigen ſich zu Pferde auf den Boulevards 
dem Volke. Weg mit den Schönrednern! Hr. Odilon Barrot ſieht ſich 
das ſeit 1830 ſo heiß erſehnte Miniſterium wieder entſchlüpfen. Jetzt ruft 
das Volk ſchon: „Nieder mit Louis Philipp!“ und rüſtet ſich, nach den 
Tuilerien zu ziehen. Der König denkt an den 10. Auguſt; er bietet ſeine 
Abdankung an zu Gunſten des Grafen von Paris unter Regentſchaft der Her⸗ 
zogin v. Orleans. Der greiſe König verſchwindet vom Schauplatz; die Her⸗ 
zogin begibt ſich mit ihrem Sohne in die Verſammlung im Palais Bourbon. 
Hier waren etwa 300 Deputirte verſammelt. Die Herzogin trägt ihr 
Begehren vor; Odilon Barrot tritt ein und meldet, die Regentſchaft der 
Herzogin ſei das einzige Mittel, dem Blutvergießen Einhalt zu thun; 
ſchon rufen einige Stimmen: „Es lebe Louis Philipp! Es lebe die Re⸗ 
gentin!“ Aber die Republikaner und Legitimiſten rufen: „Sie haben nicht 
das Recht zu dieſem Rufe!“ Die Herzogin zieht ſich zurück und kann 
kaum durch die Nationalgarde vor Mißhandlungen ) geſchützt werden; 
fie entfernt ſich eiligſt. Die Verſammlung zieht ihren Antrag in 
Berathung und verwirft ihn. Unterdeſſen iſt das Volk nebſt der 
Nationalgarde nach den Tuilerien gezogen; die Linie weigerte ſich zu ſchie⸗ 
ßen, nicht aber die Jäger von Vincennes, ein Theil der Artillerie und die 
Munizipalgarde. Nach wüthendem Kampfe war das Schloß geſtürmt und 
die Munizipalgarde bis auf den letzten Mann niedergehauen. Das Schickſal 
des Königthums in Frankreich war entſchieden. In der Deputirtenver⸗ 
ſammlung wurde Odilon Barrot von der Tribüne verdrängt, wo er die 
Regentſchaft der Herzogin anpries; von den Tribünen der Zuſchauer rief 
man: „Das iſt neue Komödie!“ Hr. Cremieux eilt auf die Tribune 
und beantragt Einſetzung einer proviſoriſchen Regierung, 
ebenſo Lamartine, und Ledru-Rollin, welcher an der Spitze eines bes 
waffneten Haufens Blouſenmänner hereintrat und den Antrag wiederholte. 
Die Blouſenmänner ſchlagen ihre Flinten auf die Deputirten an, Hr. 
Sauzet weicht vom Präſidentenſtuhle, den der ehrwürdige Dupont (de 
l'Eure) alsbald einnimmt: — hier brechen die Berichte ab. Ob Ge— 
waltthätigkeiten gegen frühere Deputirte verübt ſind, iſt unbekannt, aber 
nicht wahrſcheinlich.““) Die obige Liſte der proviſoriſchen Regierung iſt 
aber authentiſch. Die Tuilerien und namentlich das Palais Royal, Louis 
Philipp's Privateigenthum, iſt von dem wüthenden Volke arg verwüſtet. 


*) Hat ſich als unwahr erwieſen. 
*) Es find Feine vorgefallen. 


Er ſelbſt ſoll in Laeken beim König der Belgier fein, *) der früher ihn 
ſo oft beſuchte um ſich Rath zu holen. — | 

Das find die Ereigniſſe, wie fie bis jetzt hier bekannt find. Hier iſt 
mehr wie eine Julirevolution, mehr wie ein Kampf der Bourgeoiſie ; hier 
werden ſofort Redakteure demokratiſcher Journale mit ſozialiſtiſcher Färbung 
(Reforme), Arbeiter in die proviſoriſche Regierung gewählt. Wir enthal⸗ 
ten uns alles Raiſonnements über ein Ereigniß, welches mit einem 
Schlage das ganze politiſche Gebäude Europa's bis in ſeine Grundveſten 
erſchüttert, welches die ganze Lage der civiliſirten Welt weſentlich ändert! 
Wer hätte das vor 4 Tagen geahnt! Ich lege die Feder nieder und 
harre der Ereigniſſe, welche dieſem ungeheueren Stoße, dieſem anſchei⸗ 
mien Siege des Volkes (nicht der Bourgeoiſie) folgen werden und 
müſſen. 


+) unrichtig; er iſt in England angekommen. 


Rheda, 27. Februar 1848. Dr. O. Lüning. 
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SHAKSPEARE - GALLERIE. 
ILLUSTRATIONEN 
zu 
SHAKSPEARE’S DRAMATISCHEN WERKEN. 


Nach Zeichnungen EEE und franvösioher Künstler De 


CHEMITYPIR 
ausgeführt von C. Pül in der 
Grabsch Anstalt von G. H. Friedlein in Leipzig. 


— 


i Vierzig Chemitypien 
nebst einem von G. Schlick in Leipziger Metall ausgeführten 
Portrait und Facsimile Shakſpeare's. 
Mit einem ‚begleitenden Texte, enthaltend: 


eine kurze Analyse sämmtlicher Stücke, die zu den dargestellten Scenen gehörenden 
Stellen in egglischer, und deutscher Sprache, und, eine Biographie 
Shakspeare’s. 


= . Lexicon-Octav. 
In zehn Lieferungen 
a 10*Ngr. = 30 Xr. C.-M. = 36 2 Rh. 
Vollständig 


in elegantem Umschlag W j > 
. 9 5 Fl. C.-M. = Fl. Rh. 


8 = allen Buch- und Kunsthandlungen. 8 


LÄ 


FETTO "STOR u 


MORE VE EE VA 


